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IATILUAH W. DOUeLAS 


"Tätervolk'? 



Auf diesem gröDten deut^chi:n Soldntenfriedh&f-- Lornjnel in Belgien - rtifien deutsche Suldaten des Kweilcn Weltkrieges 

und 541 der Jahre 1914 - J91S. Sn wie hier hat der Volksbund Deutsche KriegsgräberrürsDTge io ganz Europa mit freiwilliger 
Unterstützung ungezählter Soldätenfruucu, Jugendlicher und mit Helfern aus anderen europlischen Ländern eine Vielzahl 
würdevdiler Snidalenfriedhofe angelegt und damit utigcachtet ader Kiiegsfoii Setzungspropaganda Millionen deutschen Suldatcn 
und zivilen Kriegs- und Nachkriegsopfern die dauerhafte letzte Ehre erwiesen, Nachivachsendc Generationen werden ihrer Treue 
gedenken und Verbindung halten zu den Werten, die ihre Vorfahren einst geprägt hatten. 

In dEeüen Gräberfeldern findet sich auch der wahre Geist europäischer Schicksalsgcmcinschaff wieder, werden doch inalir als l,,5 
Millionen deutscher Kriegsgräber in Frankreieh^ Belgien, Luiemburg und den Niederlanden allein von der Pfiegedlenststelle VVesi 
ries Volksbundes In Maisons-Lafitte bei Paris aus betreut. Es ist dieser eurnpaischc Geist, der auch in Nordafrika, von Italien his naeh 
Fiunländ und schlieD-lich auch Im veränderten kuUland beemdruckt, 

Deutsche haben an diesen CräbtrfcLriern nur unsägliche Trauer empfunden und ehrendes Gedenken für die Tuien und 
Überlebenden verlangt doch nirgendwo Rache geschworen^ falsch Zeugnis ah gelegt oder veriangl, wissenschaftliche tJntersuchungen 
und Beweismittel über Ihren Leben. k weg zu indizieren, zu bestrafen oder zu vernichten. 
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Wissenschaftliches Sammelwerk 


William W. douslas 


Tätervolk"? 


The Ftfst Amendment 
(Die erste Verbesserung.^ Ergänzung) 

zur Verfeiasung der ÜSA 
*^Der Kongreß äüff kiein Gesetz eriassen, weiches eine 
(Staats-) Reiigion ein/ührt. ader die Ausübung ifgendefner 
Religion behindert, EbenfaUs darf kein Gesetz eriässen wer¬ 
den, weiches die Redefreiheit und die Freiheit der Presse 
verbietet, oder das Recht des VMes besckribtkr, sichfiiediich 
za versaotmein und sich zur Behebung von Mißsiänäen an 
die Regierung zu wenden. ** 


Kreb^geschwüre ''unserer Gesetlschafl": 

Geschichtsfälschung. Rechtsbeugung 
und Kanierevernichtung 
im Falle "unkorrekter Meinung" 

"Ängefartgen Vöfl dem Zwange der »Smgul&rifät des Holo- 
ßusta unsere Reverenz zu erweisen^ über die Verpßichtung, 
ie im ^"tirnberger Prozeß r^fr den Siegermächten getroß'erien 
^eststeitungen an/ alle Zeiten änzuerkennen, bis hin zu den 
ieien Tuhu.% die uns verineten, hisiorische Wahrheiten tfi/r- 

aiie diese Denkverhoie, die 


iisprechen und zu diskuti\ 
ms daran hindern^ zn eigenständigen Wertungen und ürtei- 
m zu kommen - dies aües ist nicht nur eine Beleidigung für 
eden aufgekiärten Menschen, sondern auch das geistige To- 
esurteii für jede freie Geseihchafc George OrweU iäßt grü- 
eni ” 

Süfldcswchr'tjcncTttl a-D. Reiühaind Güdkc^ im Mai 2004 aut dem ' 1 . 
Bcriiner KüLleg'. « VollslÄTidigc ahgedfuckl in Saldai und Voii 
Nr. im, 2004 

sowie in Recht und Wahrheit Nr. l". 2005, S. 28 - 53 
E-33431) Icüd de los Vino«, Teriefiitc 


Wenn auch BRU-Grundgeiseli Art, 15, Abe, 2 verfigt: 

fade darf ein Grandrecht in seinem Wesensge- 
huh angeiastet werden"** 

so iaiitet doch Art. 5 GG* Abs. 2 : 

**Diese Rechteßnden ihre Schranken tn den Vorschrißen 
der BÜgemeineti Ges^e- ** 

Hiermit ist ein Freibrief für Wilikör erstellt worden, der 
erlauht und da^u gefDhn hat, WcscniHches wieder swifTiiheben. 

Als US-Publizisten sind wir dureh nnäer First Amend¬ 
ment vor süJehen Tricke rechtlieh abgesiohert und sehen 
uns au eh gemäJ^ unserem Verständnis von der "freien 
Welt" verpfliehtet, andere Völkefr unter das gleiche Recht 
za stellen. 
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Gewerteentzug 
wegen Entlastung von der 
dem deutschen Volk auferlegten Erbsünde' 


“Er [Udo WatentfyJ habe varsueht, die den Deut 
sehen angeiasteten Taten aufzuarbeiten und üaj 
deutsche Vtyfk von der ihm auferiegten »Erbsünde« 
zu befreien. ... 

Die o,a. Tat atatit ein Verbrechen dar.“ 

Schreiben des Oberkreisdirektors von Herford an 
30.6.1999 + 19.2.1999 an den Hbtxjriker Dipl. Pot. Ude 
Walendy als Begründung zum Entzug seiner Gewerbefä- 
higkeit auf Lebenszeit. Juristische Einsprüche gegen die 
se für das gesamte Bundesgebiet geltende Verfügung wa¬ 
ren abgewiesen worden. 

Weitere Einzelheiten in 
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"Wir leugnen es nicht, und haben k^iue FurchCt die WährJitU äu bekenRen^ 4sÜ dieser Krieg unsei' Krieg ist und zur 
Befreiung des Judentums geführt ward. Stflrker als die Fronten zusammen ist unsere Frunt^ die Front des HPudenluinSi Wir 
geben diesem Krieg nicht nur unsere ganze finanzielle UntersfUtEUiigi auf der die gesamte Kriegsproduktion bnsierti wir steilen 
diesem Krieg nicht rmr unsere propagamiistische Macht zur Verfügung, die die moralische Triebkraft zur AufrecKtcrhaltung 
dieses Krieges ht. Die Sicherung des Sieges btut sich hauptsuchlich auf der Schwächung der gegnerischen Krlfte^ auf der 
/jerschlagung in ihrem eigenen Lande, im Innern des Widerstandes auf. Und wir sind das Trojanische Pferd ioi Innern ihrer 
Festung. Tausende in Europa lebende Juden sind der liauptfsktor bei der Vernichtung unseres Feindes. Dorf ist unsere Front eine 
Tatsache und die wertvollste Hilf? für üeji Sieg/' 

Chaim Wetzmann^ Präsident der Jewish Agency und der Zionistischen Weltotg-dnisaticiii (später 1. Präsident des 
Staates Israel) am 9.5.1942 vor der Extraordin ary Zionist C onference im Biltmotie Hotcl^ New York City, 

^ew York 12 5Jf?43 t 10/31942 + 3.12. L942. - Vergl. auch J,G. ".Sündenböcke" MÜncheu 19S0 (3, Aufl.), S. 24l 


'Volk der Täter" 


Professor Dr. Michael Wolffsohn, israeliseher Patriot in 
DcutÄChland oder "deutschisraehscher Patriot" — er sich 
selbst bezeichnet langjähriger Dozent für neuere Ge¬ 

schichte an der Bundeswehrhoehsehulc in Fürstenfeldbruck, 
wählte in ’'Die Deutschlandakte" eine Kapitelüberschrift 
'TätervolJc Opfermlk". In seinen Büchern '"Keine 
vor Deutschland'" und "Ewige Schuld?" verw^endet er als 
Standardbegriffe "'Limd üter jVf&rcter'", ^Staal der Täte^\ 
der Mörder, Henker oder Täter^\ füllt seine Seiten unabläs¬ 
sig mit "Ausekwitz" oder - ohne auch nur ein 

einziges Mul konkretes Geschehen zu analysieren» also 
Beweise zu Itefem! -, als ob das Wiederholen von Parolen 
Tatbestände beweise und es in Deutschland keine Humani¬ 
sten gegeben hätte, Stalin, RooseveU und Churchill bleiben 
bei ihm unerwähnt—offenbarkeine "TäteT' ihre Streitkräf- 
te auch keine. Seinen Büchern zufolge scheinen Kämpfe des 
Zweiten Weltkrieges nur von "de%d&dien Tätern", schreck¬ 
lichsten Barbaren ausgefochten worden zu sein. 

Weder die Bundesregiemng noch speziell der Bnndesver- 
teidigungsminister als sein unmittelbarer Dienstherr, noch 
irgendein brd-Staatsanwalt hatten irgendwelche Einblendun¬ 
gen. Schließlich machte Prof. Michael Woiffsohn nur von 
seiner freien Meinung Gebrauch, und eine Verunglimpfung 
Deutscher ist in der Bundesrepublik^ weil ^ie keine schüt¬ 
zenswerte "Minderheit" sind, nicht strafbar h 


Regiei'cnder Bürgermeister von Berlin Eberhard Diep¬ 
gen (geh. 1941, CDU) in seiner Rede bei der "Internationalen 
Tagung im Haus der Wannsee-Konferenz'’ am 9.11.1987: 

^'Selbst in den Vereinigien Staaten, ivü es nicht dieselben 
Schwiertgkeden des Erinnerns gibt wie ?>M Lande der Täter 
dütterte es nach dem Krieg noch Jahrzehnte, ehe die Hah- 
caust-Gedenkbewegung in ihrer heutigen Macht entstand. ... 

.Alle Völker erinnern sich am iiehsten ihrer wirklichen oder 
i^enneint liehen Heldentaten. Nur daßir werden gemeinhin na- 
livnale Gedenkstätten errichtet. Dagegen sind die Deutschen 
durch die historisch einmalige Schandtat des Halacau.’st in die 
Verantwortung genontmen, auch ßir diese schlimmste Tat ihrer 
Geschichte Gedenkstätten zu errichten, wi'ti iv/r es im Hause der 
Wannsec^Kanferenz tun ." 

Diepgen kündigte weitere solcher Erziehungsfitätten in 

1) Michac] WolffSdhrt, "Keine Angjt vor DcutschEand"*, Bddd - Wien 
1990. 

2^ Michael Woirrsohn, "Die DcuEschlaj)daklo", MCinchcn 1996. 

Michael Woiffsohn^ ""Ewigu Si^huEii?", München - Zflricl] 1991 
4) Deutsche tVifchenzeltung, Ros^niieira 2Ö.11.19&7. 


Berlin an. Der Eim'eihung des Mammut-Mahnmals am Bran¬ 
denburger Tor am27. Januar 2000 freilich blieb er fem. Über 
Ei nzelheiten d er von ihm zitierten "emmaiigen kiaioriacken 
Scliaridtaten'' hat man von ihm nichts gehört. 


Hamburger Bürgermeister Henning Voscherau beim 
Auschwitz-Cedeuk-Akt am 24.1.1995: 

'^Var aiiem für das Volk der Täfer kann es, darf es keine 
Befreiung, keine Entiedigung van Auschwitz gebend' 


Johannes Gerster^ Vizepräsident der Deutsch-Israeli¬ 
schen GeseJInchaft, bis 1994 Vorsitzender der Deutsch-Lsrae- 
lischen Parlamentariergruppe des Deutschen Bundestages, 
stellvertretender Vorsitzender der CDU/CSU Bundestags- 
fraktion^ seit 1997 Vorsitzender der Konrad-Adenauer-Stif- 
tungin Israek hat sich mit einer Unzahl von bundesdeutschen 
SteuerÄChenkungen in Israel beliebt gemacht.^^ 

Als Dank vmrde er Ehrendoktor der Ben-Gurjon-Uni- 
versität des Negev, Er pflegte die Beziehungen zwischen 
Deutschland und Israel 'Ah "Verhediniti zmn Volk dtrr Täler 
von gestern zum Volk 


Am 3,10.200^ hat CDU-Bundestagsabgeordneter Martin 
Ilomann in seiner Rede zum Nationalfeiertag nach ge^hkhta- 
widrigen Angriflen gegen die Wehrmacht die Unterstellung 
abgewehrt, das deutsche Volk ssei ein "Täf^rvolk". Ebenso 
konnte man auch von den Juden als "Tätervolk^ sprechen^ weil 
etliche seiner Angehörigen führende Funktionen in blutigen 
Revolutionen innegehabt hatten. Doch sei es abwegig, aus 
diesem Sachverhalt ein 'Tätervolk’’ zu konzipieren. Nur per¬ 
sönlich au verantwortende Taten könnten gerichtet werden. 

Auf Einwirkung des Zentralrats der Juden in Deutsch¬ 
land verlor Homann Amt und Würden und umrde aus der 
CDU ausgeschlossen. Juden können offenbar keine Täter sein. 
Den Begriff '"Tätervolk" für sie überhaupt als Vergleich zu 
erft'ägen ist bereits eine Sünde wider den heiligen (Seist. Die 
Deutschen aber sollen das ertragen. 


5) "Von den nmd J Mttiiarden, diE dte Stiftungen d^r etabiierten 

Marteren CDU/CSU, SPD, FDP und Grüna imgeaoffnpro L^gmlaiur- 
pertode oui öjfenitichen deutschen Kassen erhalten, wende» sie 
erhebiietfe Beträge ßtr und in Israd auf. IVie hoch auch nur annä¬ 
hernd genau dte Humm^n itnd, täßi sich iicutn erntitfcfn. Dazu smd 
die i>fißungihausftalK attu verschachieit ." ^ ™ 

6) David Kom, "Das Netz -- Israels Lobby in DeiitEc}üand"H Münctici] 

2003, FZ-Verlag. 
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SinguläJ'e Spitse pervei?aer Selbstkasteiung erreichten 
Btindeakanzler Helmut Kohl (gab. Iä30), indem er dem "Ent¬ 
decker" der "d£^d&chen JttdenhiUergene^ hsw. "dar genß- 
tißck bedmgten KollßklivAchäd^ Daniel J. Goldhagen, 1997 
einen Preis verlieh,^^ Bundeapräsident Horst Köhler (geb. 
194S)^ als er am 222005 die Holoeaust-Verantwortunf^ mv 
Identität des deut^hen Volkes gehörig erklärte"^ ® und 
Bundeskansler Gerhard Schröder (geb. 1944), als er die 
Frankfurter AUffememe am 11.4.2005 auf S. 2 gemäß seiner 
Gedenkrede in Buchenwald tags Euvor zu der Überschrift 
veranlaßte: ''Völkemiord Teil derde^dschen ldentääi'\ Nicht 


nur daß es für den Völkermord außer Zeugenaussagen - 
''reicht irnmer ein sickere» Bewei^n^ütßt — keine Be^^^eise 
gibt — ”Dem Gericht fehlten fast alle in einem normcrilen 
Mordprozeß zur Verftlgunp stehenden Erkenntnistnöglick- 
keiten, um sich ein getreues Bild des tatsächlicken Ge¬ 
schehens ... zu verschaffen .... keine Leichen bedeu- i 

tet das implantierte Wc^nsr, Idenlitäts-Veraiilagungsmerk- 
mal-^Vn/JterTH^ für alle Generationen des deutschen Vol¬ 
kes eine einmalig niederträchtige Verdammung, und dies noch 
seitens der auf dieses Volk vereidigten Repräsentanten! 




Singuläre "Souveräne’' 

**Es ii{ ein einmafig^r Vorgang dßr fVellgeschichie, daß ^tn ebenso kluges wie ^uch^igßs Volk iha‘i^h infame Liegen in den Abgmnd einer 
unauslöschlichen f^oßekfivschuld gesWrzi ’vryrde und nach 60 Jahren immer wieder von seinen eigenen Kafulern, Präsidenien ttnd Politikern 
diifch Beschwörung längst widerlegter Verbrechen In den Sumpf volier Lügen hinabgedriicki wird ^ 

Hans Werner Wolttrsdflrf 




Grundsatzlose Phrasen 
zur Diffamierung des deutschen Volkes 


Dr. Konrad Adenauer am 24. März 1946 in der Kölner 
Universität: 

"Deutschland ist eines der reiigiomiosesten und mchrlst- 
iichsten Völker Europas. Das war schon 1914 so. Ohgleich 
die Berliner manche wertvollen Eigenschaften außveisen, hübe 
ich schon immer dos GeßihI gehabt, in einer heidnischen Stadt 
Zit sein. ..f 

Einige Monate später ergänzte er in einem Aufsatz: 

"Sobald aber Berlin wieder Ilauptsfadl wird, ^it"d das 
Mißtrauen im Ausland unlöschbar sein. Berlin zur neuen 
Haupistadf macht, .'schqjft geistig ein neues Preußen. ^ ^ 


Dr. Hans-Joachim Vogel, Vorsitzender der SPD-Bun- 
destagsfraktion im Interview mit der Allgemeine - Jüdi¬ 
sche Wochenzeilung: 

"Das Ende des menschenverachtenden nationalst-ialisd- 
.'sehen Unrechtsstaates war aber ein Segen für die Menschheit, 
denn man kann den B- Mai 1945 nicht vom 30. Januar 1933 
trennen. Für mich sieht daher der Gesichtspunkt der Befreiung 
im Vordergrund, auch wenn es leider keine Befreiung von 
innen heraus war ." 

Tolle "Begründung", mit der er nachfolgend Ytyrtdauern^ 
de Scham und geschich tliche Vemntwortung" folgerte sowie 
die 'Aufreckrimig.^e7ita[Ü£U'" Z7i bekämpfen forderte. 

Im Juni 19S6 wurde ein "Htstorikerstreit’’ weltweit hoch- 
geputseht - uns liegt ein diesbezüglicher Pressebericht vom 
10. Februar 1987 vor der an der "nicht zu dtäde^iden 
These" des deutschen Prot Ertiät Nolte von der Freien 
Universität Berlin entzündet wurde, derzufolge der Bolsche- 
wistenterrur lange vor Adolf Hitkr* und zwixr bereits in 
Größenordnungen politischer Morde, Enteignungen und Ent¬ 
rechtungen ganzer Völker gewütet hatte. Der russische Hi¬ 
storiker Alexander Ruzkoi lastete in seinem Buch 'Vom 
Reich" den Bolschewisten bis zum Jahre 1938 = 23.995.000 

6a) Vergt Historische Tafsacheft (HD Nr. 77 S. 16 + BerS!piegeil:^v. 42/ 
2000 S. SO. 

7) DU ^eit am 12.12.(946. 

B) Atlgemcine — Jüdische Wochenzeitung. 5.7.19S5, S. I. 


fx^litisehe Mordopfer an, die er im einzelnen aufgelistet hatj^ 
£.B. bis 1921 bereits 4 Millionen, -- 'in Friedensaeiten'’ w'ohlge- 
merktT Andere russische Autoren, wie auch Alexander Hob 
schenizym w^cichen zwar in Einzelheiten von einander ab, 
ohne jedoch die ungeheuerlichen MMonen-Ansmaße, "dasGe- 
w^altregime" und die grundsätzliche ‘'TerrorherrschafP’ an- 
Euzweifelii. 

Das \var dann den UvD’s, den Umerztehem vom Dien^jt in 
Deutschland, die stets aufs neue (an)schaffen mußten, um das 
Wohlwollen deft Auslandes nicht zu verlieren, denn doch zu 
viel 

So hat dann der Sozialphilosoph Jürgen Hnhermaß vom 
Münchener Max-Planck-Institut für SozialwisSrCn schäften 
"ebien »pater de7i Streit eröffnet. Nein, man könne 

"KtaBsenmord" nicht mit ^Russenmord" vergleichen! Das 
sei schließlich ganz etwas anderes und "relutiviere dw 
Einzigartigkeit der Verbrechen des Nationatsaziutismu&''l 

Prof. Werner Jochmann, langjähriger Leiter der For- 
schungsstehe für die Geschichte des Nationalsüziaiismus in 
Hamburg/sorpfe" sieh mit ihm: 

"Unterschiede in der Entwickiuns zwischen dem botsche- 
wistischen Kiassenmord und Hitlers Rassenmord berück¬ 
sichtigen. Man erst die Unterschiede beschreiben. Es ist 
nicht alles vergleichbar Das Spezißsche des Nasionalsozialis- * 
mus komme bei einem Maßen Vergieich nicht heraus. Und auf 
dieses Spezißsche kommt es ja gerade an." 

Konkret Sachliches w^ar diesen ""sorgenvollen" Bekun¬ 
dungen nicht zu entnehmen, hingegen ausschließlich all¬ 
zu dümmliche Phrasen. 

Hochgradig zynisch!' 

Prof. August W'inkler, Historiker (SPD): 

"Aiies, was Wissenschaftler tun. um die Untaten des Stali¬ 
nismus und des Kommumsmus/Sozialismus aufzuhcHen, sei nach 
Darstellung vieler Historiker suspekt, ja verwerßieh, weil es 
angeblich darauf hinauslaufe, vAuschwitz zu reiaimerene, 
aiso herunterziispfeien. 

9) Auschwitz-PnoKcß-Urtcil vöm 20.S.1965, Az.: 4 Ks 2/63 S. 109. — 
AusÜlhriichcrcg Zifal in HTV^t. 92 -S. 29 - 30, 


4 


HlstorfBche Talpschen Nr. 04 





■ Versuche, die Kriegsschuld Deutschlands und Kriegs- 
verbrechen zu leugnen (sogr Kriegsschuld- und GreuelJü- 
gen der ehetn. Siegertnächte). 

Die oft selbsternannten Historiker 

■ überbetonen die Diiferenzen in den JiaturgemäH 
subjektiven persönlichen Berichten Betroffener, 

» interpretieren historische Dokumente bewußt falsch, 

■ heben differenzierende Zahlenangaben in der Fach¬ 
literatur hervor, 

• verschweigen ^um Gesamt Verständnis nülwendige 
Sachverhalte. 

Diese veröffentlichten »Forschungsergebnisse* sind 
und waren geeignet, zumindest bei den historisch weniger 
informierten Bürgern ZweifcS an der Geschichtsschreibung 
zu wecken, 

»Leuchter-Gu tacht cn« 

... Diese Expertise des amerikanischen Ingenieurs und 
Spezialisten für die Herstellung verschiedener Exekutions- 
Busrüslungen innerhalb der Gefängnisse der USA beruht 
auf dessen persönlichen Nachforschungen vor Ort, d..h, in 
den ehemaligen Vemicbtungslagern Auschwitz, Birkenau 
und Majdanek. Im Ergebnis will Fred Leuchter mit seinem 
Gutachten beweisen,, daß die plannicißkge Juden Vernich¬ 
tung schon allein aus technischen Gründen nicht hätte 
durehgefdhrt werden können. 

Die nicht unerhebliche öffentliche Wirkung dieses 
»Leuchter-Berichtes<i( veranlaßte das Institut für Zeitge¬ 
schichte in München zu einer Gegendamellung, in der 
eindeutig nachgewiesen wurde^ daß es sich um eine p.'seu- 
do-wissenschaftliche, ziemlich plump gemachte NS-Propa- 
gandaschrlft handelt. 

Leuchter wurde am 2E. Oktober in Köln verhaftet und 
kam in Mannheim in Haik. Grund des Haftbefehls war seine 
Teilnahme an einer von dem T^D-Bundesvorsitzenden 
Günter Deckert im November 1991 in Weinheim/Rhein- 
Neckar-Kreis initiierten Veranstaltung, in der Leuchter seine 
These er läuterte. ... 

»Rudolf-Gu taEhteQ4< 

Als weiterer wissenschaftlicher Beweis, daß es sich bei 
der 'angeblichen Judenvemichtung' um reine Propaganda 
der Siegermächte gehandelt hat, wird in rachtsextremisii- 
schen Kreisen das ^Gutachten über die Bildung und Nach¬ 
weisbarkeit von Cyanid-Verbindungen in den »Gaskatn- 
mem« Von Auschwitz' des DipK^hemikers Germar Ru¬ 
dolf aus dem Jahr 1992 gehandelt. Rudolf, ehemaliger Dok¬ 
torand am Max-Pianck-Institut ftir Festkörpcrforschung in 
Stuttgart, erstellte sein 'Gutachten* im Auftrag des Vmei- 
digers von T..eu£hter und kommt zu denselben Ergebnis¬ 
sen wie Leuchter. 

Bekaoate deutsche Revisionisten 

Der Agrarökonom Thies Christophers^ti... 

Der Dipl. Politologe und frühere KPD-LandesVorsitzen¬ 
de in Nofdrhetn-Westfalen Udu Waleudy aus Vlotho. Ins¬ 
besondere in den von ihm verfaßten Schriften der Reihe 
>^IIistonsche Tatsa€hen<f^ befaßte er sich intensiv mit der 


Ei^ie ärgere Ma^iptiUerung und fnsirurni^niülisierung des 
Höiocöusts isi aö^r denkbar. Die massenhufie Ermor- 
dang der Juden ah angebiiehes Argument gegen die überfiiiH^ 
ge Offenkgung der duizendmUlionenfachen Verbrechen kom- 
munhttscher Terrorregime sogar auch Sehan vor dem Zweiien 
Weltkrieg — dieses Denkmuster känns man nur aU hochgradig 
zynisch bezeichnen." 


MdB Dr» Hutis de With (SPD) bekräftigte ln seiner Bun¬ 
destagsrede am 18.5.1^94: 

“Wer den nalionaisazialistischen Massenmord, also den 
Holocaust, verharmiost oder leugnet, muß wissen, daß er an 
demokratischen Grundfesten rührtJ^ 

Kommentur: 

Eine kontroverse Auffassung über bestmrmite historische 
Geschehensabläufe hat mit "demokratiseken Gruni^eetcn'^ 
(vras ist das überhaupt?) nichts zu tun. In Wirklichkeit richtet 
sich ein "Demokrat" selbst, wenn er Meinungen, Erkenntnis¬ 
se Anderer nicht gelten läßt und auf den Strafrichter ver¬ 
weist. Dieser soll, gemäß aussehließJich auf die "nationalsozi¬ 
alistische GewaJtherrschaJl™^ bezogenen Gesetzestexte mit¬ 
tels poÜti&ch voi^gebener ""Offenlnjndigkeifcen" die Geschichts¬ 
forschung festlegen. Dies au einer Zeit, da es für diese "Offen¬ 
kundigkeiten" bislang noch keine abgeschlossenen amtlichen 
wissenschaftlichen Untersuchungen gegeben hat und erst 
Jahre später viele Dokumente aus den Moskauer und ande¬ 
ren Archiven zu dem angesprochenen Thema freigegeben 
worden sind. Dies aber auch zu einer Zeit^ da jeder haßkranke 
Lügner, Geschäftemacher, Scharlatan und Demagoge mit 
pervers-makabrer Fantasie nach Belieben deutsche Greuel 
erfinden und straffrei selbst über Film und Fernsehen ver¬ 
breiten darf. Sogar offizielle Preise gibt's dafür, siehe — abge¬ 
sehen vom Bundesverdienstkreuz für Sunon Wiesenthal und 
Michel FHedntan u.a- - Daniel Jonah Goldhagen. Erfinder 
"deutscher Judenkiller-Gene"Derweil ist für den bolsche¬ 
wistischen Mega-Holocaust kein "Erinnern", keine Reue, Süh¬ 
ne, keine Wiedergutmachung, keine Kollektiv.sehäm und "ewi¬ 
ge Verantwortung^ voi^esehen. E in gentieman schweigt über 
dieses Thema, 


Dafür erhielt der Verfassungsschutz den Auftrag, den 
Revisionismus "offensiv zu bekämpfen". Das liest sich dann im 
Verfoasui^fsschutzbericht Nordrhein-Westfalen von 1994 so: 


’^Zum gesetzlichen Auftrag des Verfassungsschutzes 
gehört auch die Befassung mit dem Revisionismus, der ein 
organisationsüb ergreifendes Bindeglied innerhalb des 
Rechtsextrem Is mus b i Idel, Revi soni st] sehe Propagand afet- 
der sind; 

■ Agitation gegen die Oder-Neiße-Grenze mit Forderung 
auf Herausgabe der Ostgebiete (sog. geographischer Revi¬ 
sionismus), 

• Versuche, anhand zweifelhafter »wissenschaftlicher 
Untersuchungen* und Dokumente den Völkermord im Drit¬ 
ten Reich zu leugnen bzw. zu relativieren (sog. Auschwitz- 
Lüge), 


13) Das LcUchiCr-Gutachlcn ist m Hisiotische TaisacHtn Nr. 36, S. 20 ff 
ab|,eilnicl:t. Zum Gutachten des Instiigts filr Zeit^caehicKte siehe IfT 
Nr 42, S. 32-36; zum hier üicht erwähnten dLcsbcznglichcTi Gutaeh- 
ten des polnischen iiistiiLit 5 aus Krakau siehe IlT Nr. 50, 3.40. 


10) tVestfat4!nhtattt ViolhotF Tagebtait, 3S.10.199S, zitierte die Frank 

furier Zeitütte. 

11) Bundes[a|sprütt>kol1 S. 1969. 

12) Vcrgl. Histarisebe TaiFacfi£n Nr. 77,. S. 16. 
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sogenannten »Auschwiti-Lüge«. — (Dps Thema Udö Walendy 
war damit schon abgeschlossen, zum Inhalt der Sehnftcxi xiLcht^!, - 
Zusatz d. Verf.). 

Dyreh düs am 3, Dezember 1^94 in Kraft getretene Sftaf- 
rechtsänderungsgesetz ist der § HO StGB um folgenden 3, 
Absatz ergänzt worden: 

Freiheitsstrafe ists zu fünf Jahren, oder mit Geld¬ 
strafe wird bestraft, a^er eine unter der henschaft des 
f^ationahoziaifsmus begangene Handlung der in § 220a 
Abs. J {= bezeichneten An in einer Weise, 

die geeignet Ist, den öffentlichen Frieden zu stören, öf- 
fendich oder in einer Versanvnlung billigt, leugnet oder 
uerharmlosL*. 

Hiermit werde die Leugneng des HoJocaust als eigenstän¬ 
diger Straftätbestand in das StGB aufgenommen. -r 

Die perfiden »Erketintnisse^ der notorischen l^ugner wer¬ 
den mit neorechtem Scharfsinn flankiert durch Damals ausge¬ 
feilte konditLonaEc und hjrpothetLschc Konstruktionen^ mit 
denen scheinbar Kriterien Wissenschaftiteher Redlichkeit be¬ 
müht werden, tatsächlich aber ein Mentalitätswände! beab¬ 
sichtigt wird, der faktisch eine inadäquate Entlastung von 
Vergangenheit im Dienste nationaler Zukunft herbei führen 



Beachtlich an diesem Verfasaungsschutztacricht ist: 

(1) landesverräterisches Verhalten nach Reich^rechtder 
Kaiserzeit, der Weimarer Republik und des Dritten ReicheE 
(Übergabe von Gebietsteilen an fremde Staaten) gilt in der 
BRD als Rechtspositionp um heimattreue Bürger als volks¬ 
verhetzende Revisionisten, gar Revanchisten, jedenfalls als 
"VerfasBungsfeinde’’ öffentlich anzuprangern, 

(2> eine solche öffentliche Anprangerung, erfahren auch 
kritische Journalisten und Wissenschaftler, 

(3) die wissenschaftlich-hiätödsche Sachaufklärung iftird 
im Zusammenhang mit dem StrafreehtsandeningEgeEetz vom 
SJS J994 als "Volksverheteung^ bekanipftr 

Vizekanzler WoEfgang Schäuble gestand am 24.4 JÖ96 in 
der Frankfurter Allgemeine die Rechtsbeugung ein: 

'"Ich wiT/ zur Siraß>ark£it der Aaschwiizlüge ... nur folgen¬ 
des sagen: Man könnte, wenn man in einem abstrakten Raum 
wate, natüräch trefflich darüber streiten, daß es unter Juristi¬ 
schen Gesichtspunkten eigentiieh Unfug ist, Meinungsfreiheit 
zu verbieten. ... Aber für hier und heute ist es richtig, selbst mit 
Gesetzen, die man unter rein juristischen Gesichtspunkten ais 
probiematisch empßnden kannß 

W^eitere Begründung keine. Warum sind problematische 
Gesetze, die die Meinungsfreiheit für das gesamte Volk in 
allen Fragen, die die internationale Rechtsstellung des Vol¬ 
kes betreffen, aufheben, "'hier und ketde rioktif''l - Wirklich 
dummes Geschwätz zur "Begründung^ für offiziellen Verfas- 
sungsbruch und weitere Entmündigung des eigenen Volkesl 
verstoßt elementar gegen alle Regeln einer auf Mei¬ 
nungsfreiheit beruhenden Demokratie und gegen die Freiheit 
der ^Vissenschaßen^ wenn geschichtliche Ereignisse vom Ge¬ 
setzgeber verbindlich festgeschrieben und dutntt dem ständi¬ 
gen, niemals abgeschlossenen Frozeß objektiver Forschung 
entzogen werden. Hinter diesen unverzichtbaren Freiheits¬ 
rechten müssen die Gefühle vm Verbrechensopferrt netge- 
drangen zurückstehem ... iViemand käme bei uns uuf die Idee, 
die Verharmlosung oder Leugnung sowjetischer (einschließ^ 


lieh DDK) Verbrechen strafrechtlich verfolgen tu lassen, um 
deren Opfer gefühlsmäßig schonen ^" 


Tm Juni 1995 ''informierte^' Bundeskanzler Helmiit Kohl 
(geh. 1930) den Bundestagt 

'Wwr Unbelehrbare können bestreiterr. daß die erste Ursa¬ 
che jener Tragödie {die Vertreibung der Deutschen aus ihren 
Ostprovtnzen, — d. Verft) im 30. Januar 1933 zu suchen ist. 

Eindeutig ist auch die Verantwortung für den Angriffskrieg 
im Osten^ zuerst gegen Polen und dann gegen die Sowjetunian. 

tVir werden nicht vergessen, daß die ersten Kriegsßüchtlin- 
ge Palen waren, die vor den deutschen Angreifern ßchen. Sa 
begannen die Leiden des polnischen Volkes, das das erste 
Opfer von Hitlers Vernichtungsfeldiug wurde ." 

So dumm konnte Kohl in dieser Amt^stellung gar nicht 
sein, um nicht zu wissen, daß er in Verunglimpfung und somit 
zum Schaden seines eigenen Volkes die Geschichte total ver¬ 
fälschte, alle wirkäichen Zusammenhänge und Täter jenseits 
der deutschen Grenzen seit Versailles 1919 ausblendete und 
in Prinütivstpropaganda alle Schuld nur auf einen einzigen 
Mann und das deutsche Volk ablud, 


Der niedersächsische Ministerpräsident Gerhard Glo- 
gowski (SPD) servierte am 11. Mai 199S anläfJlich einer Innen- 
ministerkunferenz zum Verbot der Deutschen Volksunion 
Ciocnn mr könnten, würden urir Aoßrri verbieten") nach 
ihrem Wahlerfolg in Sachsen-Anhalt mit Stimmenanteilen von 
l2^9% und in einzelnen Wahlkreisen von 13 -17% eine neue 
Variante für die Behandlung seiner Volksgenossen mit ande¬ 
rer politischer Meinung, 

Den "rechtaradikaien Sumpfe den auch schon andere brd- 
Prominente 'zur Sächklärung" bemüht hatten, reicherte er 
noch um Pikantes an: 

^NPD, Republikaner, DVU unterscheide ich nicht. Da.'s ist 
für mich alles rechtsradikaler Sumpf. Oa.^ hieße Scheiße nach 
Geruch zu sortieren. 

Weder ist eine Entschuldigung von ihm bekannt geworden 
noch eine Rüge seitens der herrschenden Parteien. 


ln der Deutschen Nationalzeitung hieß es am 15. Mai 
1998, S. 4: 

*'Der Wahlsieg der Deutschen Volksunion in Sachsen-An¬ 
halt wird in der antideutschen Meinungsindusttie mü einem 
einzigen rasenden Aufschrei von Haß. Lüge und Fälschung 
beantwortet. 

Wer die Interessen Deutschlands und des deutschen Volkes 
Wahren will, wird in der gemeinsten Weise verungiimpfi. ver¬ 
leumdet, verteufelt. Das ist Deutschland i 99S. " 

Das System hat sich bis heute nicht geändert. Nicht nur 
die DVU (Deutsche Volksunion) ist betroffen^ sondern jeder 
normal gebliebene Deutsche, Eine nach den Vorschriften des 
Grundgesetzes zu gewährleistende freie geistige Auseinan¬ 
dersetzung und gleichberechtigte Behandlung der Bürger 
findet gar nicht statt, weil Zusatzgesetze die Meinungsfrei¬ 
heit in wesentlichen Bereichen unterbinden und privilegierte 

14 ) Frankfurter Rundschau, 13 .] ]. 1980 . 

[ s) Hütiattalzditung. Miificbcn 1. iuli 1995, S. 6. 

16 ) Hdnnaver.':ctt£ Altgcmctne Zctiurijt + Westdciitscfte Altgemcinc Zei- 
tuHK, 12. Mbl 1998. 
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POjJTECS 


Rfichte für auserwählte Minderheiten fesüegen. Hin¬ 
zu kommt., daß die Vertreter der etablierten Parteien 
und Medien offensichtlich den Sprachregelungen und 
Rechismaximen dei" Siegcrmächte folgend auf globa¬ 
le deutsche Schuld und e^ige Sühne eingeschworen 
sind. 


f AMENGU 5 H SUPPLEMENT 


Gdfmuffy'j 


The Relikts of our Democracy nre 
Lending ns to Aüschwitz^^ 


Bunded^analer Dr* Helmut Kohl pflegte sich auch 
vor den deutschen GefalleneHi die selbst von ehrli¬ 
chen Gegnern als die riisziplinierteftten Soldaten der 
Welt anerkannl ^ind, nicht zu schämen^ ja vor Ekel 
zurücksu.sch recken, ihnen ausschliel^lich Verbrechen 
und dann noch in einer solchen Größenordnung und 
solcher Schrecklichkeit vorziiwerfenT wie sie in Wirk¬ 
lichkeit das deutsche Volk I94b seitens seiner Fände 
erleben mußte, Dem Organ der Kriegsgrätaerfürsor- 
ge Stimme und Wlej? gab er es schriftlich: 

der Haß, aufgebrochen isf^ die Fei-trelburj- 
gcrir die barhanscheff Talen bis hin sn Vetgewaifi^ 
gungsiagerff — wie viele Menschen haben salcke 
Schrecken auf unserem Kondnem zuvor schon erfah¬ 
ren müssen? In Polen, Rußiand und in anderen Lan¬ 
dern, wo Detiische ais Imperatoren auf getreten sind," 


Medjenliebliiig Jaichka Flscber^ geehrt fär eJnea Spruch ohne Sah- 
staaz. Die Wurzeln deutscher Demokratie Liegen Jab rhu aderte zurück 
und hatteu VorbUdfuaktion für andere Staaten Lu der Welt^ dte Lingst 
nicht so emaaztpatiaasfreudig, liberal und lozLal,waren wie die deut¬ 
schen Lande. Die Demokratie^ die Ihre "Wurz/eln /a Aitsekwiiz^* haben soll 
hat sich aU eine SlaAtiform erwiesen, die MeinnngsfreLheJt nur AnkJi- 
gern Deutschlands und Ihren Claqn^reu zugesteht; dem Zweifler droht 
sie iogleich mit § 13h StGlä ^ Jahre Geflngnis wegen "Vnlksverhetznn^*^ 
an. Damit freilich führt dieser AufieninLnlater eine sulche Demokratie^' 
selbst ad ahaurdnm. Mit seinem frühzeitigen Einsatz gegen die Wieder¬ 
vereinigung verbuchte er zudem das deutsche VnJk der Gmndsatzent- 
scheldnngsrecbte seiner ganzen völkischen Eiistenz zu heran ben^^ 


Sich mit solchen infamen Tiraden auseinander- 
setzen zu sollen, ist widerlich, weiß doch auch dieser Bundes¬ 
kanzler isehr genau, daß 

(1) die MasBenvertrekhungeti der ostdeutschen Bevöl¬ 
kerung im Früiyahr 1&45 und deren bestialische Begleit« 
umstände mit amtlichen RegEerungsaufrufen und Tages« 
befehlen der Mtlitärführung zur Tutiing aller Deutschen*'« 
Brandfichatznngp Vergewaltigung, "dergrößten Merkchen- 
jogd der Geschichte'' in der geaamien Weltgeschichte 
einzigartig, nicht vergleichbar wareiip es so etwas also 
auch auf deutscher Seite nie gegeben hat, 

(2) diese Vertreib imgsverbrechen und ihre Begleiter¬ 
scheinungen mit den Nationalsozialisten üE»eriiaupt nichts 
zu tun hatten, crklärbe doch aelbsL der schon 1918 in der 
Versailler Friedenskonferenz haßerfüllt mit geschichtsver- 
fälschcnden Denkschriften agierende spätere tschechische 
Sta^Ltspräsident Eduard Bcnesch’®^ am d.6 1945 in Tabor: 


den^, sein Amtseid "nicht also Betrug am 

Volk ist. Wäre cs anders, hätte erlangst aus dem Amt gejagt 
und wegen Landesverrat verurteilt worden sein müssen. 


Auch Polens Vertreter in Versailles hatten bereits 1919 
mit verlogenen ''historischen Anftprüchert*^ deutsches Land 
bis zur Oder-Neiik-Linie einschließlich Ostpreußens gefor“ 
dert- Gleichzeitig haben sich die Machthaber in Warschau 
unter Ausnutzung der deutschen Niederlage gewaltsam Po- 
sen-Wcstpreiißen nebst Teilen von Schlesien angeeignet, da¬ 
bei bis 19&3 rund 1 Million dort lebende Volksdeutsche ver¬ 
trieben. 

Entgegen dieser Sachlage berichtete Bundeskanzler Cler- 
hard Schröder der Presse: 

*'könne niemand bestreiten, daß die Vertreibung der Deut¬ 
schen mit dem deutschen Faschismus Zusammenhänge, w^eit er 
sonst Geschichfskiitterung betriebe ." 

Man kann es auch so formulieren: 

''könne v.iern/ind hestmiien^ dt^die Vertreibung derDe^d- 
schen m.ii dern. bolechewistiscken Vötkermordsifste^n^ mü 
tlßn j^ünii^chen^ tacheckischen7mdjugoslawi.$chen 
6?m^?^ör5riee/i0™ ™-d deren [jm.er.dülzem 

niaammenhängt, uteü er sonst Geschieht^kUtt^mg beirie- 


*Was wir schon 1928 durchfithren woiiteny erledigen wir 
Jetzt. Werfl die Deutschen aus ihren Wohfiungen, Jiiffcfif/'/üfe 
für unsere Menschen* Wir hatten das schon im Jahre 1918 
eriedigen woften, aber damals hielten uns die Briten die Hän¬ 
de gebunden. Der Öjjentlichkeit wegen muß ich zwar nacii bet 
den »Großen Drei« die BewitUgung einkoien, aber das ändert 
an ah dem nichts mehr, denn es ist alles schon beschlossen. 


(5) nach deutschem MUitärstrafgesetz «« wohl auch 
einzig in der Militärgeschichte — bereits auf Vergewalti¬ 
gung die Todesstrafe stand. 

Dieser Bundeskanzler wußte aller auch, daß in dem 
Staat, in dem er geschworen hat "den Nutzen deut¬ 
schen Volkes zu mehren und Schaden iwn ihm ^bzuwen* 


Welche Substanz also haben diese Phrasen unablässig 
ren Deutst^hland? 


Dieser Umgangston der sieh selbst als "Anständige" Klas- 
sifizieTenden ist auch in der "demokratischen Presse" vielfach 
"nomar', lyieSildzeiiung z.B. titulierte rechte De¬ 
monstranten ais "Ncizi-Ratt^^ die tnan ins Arbe its¬ 
lager veafrcuJitenmii^^ und Lajidtagsabgcordnete 
als ''bra^iie^ lyresdrierAbgeordn^eten-Park mM ei¬ 
tlem Gehint^ wV? Flin^tagafliege^tl'. Der CDU-Land:- 

2 t) Ver|l. Hisiorisclte Tßtsach£n Nr. 67, S. 12 + Nr. 93 S. 10. 

22^ Säddcuisi^he ZtiiHng, L4.S.2003, S. 6. 


] 7 } DeuUcfie iSaiionaiz^iitin^^ Müticheji 1 9. Juni 199 S, 1. 

]S) Ausdruck des !britischcn AuBcnmäniiicrä Anthony Eden. — vcrgl 
üiufDrhche Tatsmehm hV. 2^ $. 13 IT. 

1?) Udo WaEehdy "WaJirliciS für LJcutschl^d - Die Scliuldfrage des 
Z.’bveiciirt WßllkiieEes", Vlolho S. 464 fT. 

20) Vergl. Nistorische Tat.^^aciten Nf. B5, S. 36. 
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tags-Spitaenkandidatiind nachfolgend Mirtfeterpräsi- 
dent von Schleswig-Holstein, Peter Harry Carsten- 
sen» seki^ndierte, indem er sich verwahrte gegen die 
die man vom PoriametJl fer nkahen müsse. 
Reckte sind Maden, die im fauien Flei.’^ch der Geseiischaft wock- 


Dic permanenten geschicht^fvtidrigen DilfamierungHtira- 
den der Politiker gegen das deutsche Volk werden bekannt¬ 
lich ergänzt von den gleichartig agierenden: Medien in allen 
Kulturbereichcn, Für das Ziel Jede nationale Regung in der 
Bundesrepublik zu bekämpfen^ werden audem gesetzwidrig 
enorme Steuergelder und unlautere "Verfasaungsschutz"- 
methoden verwendet. Das Spektrum dieser Machart reicht 
von kostenlos vertriebener Literatur über die Zentralen für 
politische Bildung bis zu Anweisungen an die PoHaein Ver¬ 
sammlungen nationalgesinnter Pcrsionen tunlichst, und sei es 
auch unter Zuhilfenahme von Chaoten, zu unterbinden. Ver¬ 
antwortliche des Verfas^ngsschutzes pflegen sogar verdeckt 
eingesetzte Provokateure "aktiv" einzusetzen bis hin tur Lie- 
fening von Waffen und Anzettelung von Straftaten, um an¬ 
schließend damit "die rechte Szene" zu belasten. 

Kristine K&hler, CDU-MdB und Mitglied des Innenaus- 
Schusses, begrüßte derweil die S öOß neuen Fbrderprojekte 
der Bundesregierung, '"die J'iÄgmdLicfie vor de^n Absturz im 
rerMe Lager b&wakren solhn". Lobenswert hervorauheben 
sei das "Aussteigerprogramm für Rechtaextreme“, es habe 
seit 3001 = 154 Millionen Euro gekostet.^^ 

Tj'pisch auch hier: Die Etablierten stört es überhaupt 
nicht, rechtswidrig Steuergeld für Parteipolitik zu enhvenden 
und sich darüber hinaus einer Sprache zu bedienen, die, wie 
der Begriff "Rechtsextreme*' deutlich macht, ausschließlich 
auf mcnschenrechtswididge Diffamierung abzicitund keiner¬ 
lei konkreten Sachbezug definiert 


Entsprechend der Re-education-Anweisuug der US-Be- 
jsauungsmacht aus dem Jahre 1945^^^ werden "die politisch 
zielgerichteten dramaturgischen Darstellungen'' nicht nur 
ständig in allen Kultur bereichen der Bundesrepublik neu va¬ 
riiert, sondern es sind auch (nahezu?) die einzigen, die mit 
Preisen ausgezeichnet wer^len. Jeder, der auf Preise und bf- 
fentiiehe Subventionen reflektiert, sieht sieh genbtigtH in die¬ 
sem Metier zu glänzen. Unter "dramaturgischen Darstellun¬ 
gen" sind freie Erfindungen zu verstehen. 

Den ersten "Fcmschpreis zur Verständigung mit Auslän- 
dem" unter Mitwirkung der Bundesregierung und dem Jury- 
Vorsitzenden Ralph Giordano - einem stets unsachlichen 
Anti-Deutschen mit fremder Loyalitatsbindung und "innerem 
Aüschwitz-Kompaß, der auch nachwachsende rechtsradikale 
Metastasen registriert"^'' — erhielt der "Tatort"-Krimi :^Voil 
auf Haß« des Norddeutschen Rundfunks. 

""Der Fdm sekiidert das Verhbangsfest eitter Deutseken 
und eines Türken, do.^ eine Gruppe von bösen Deutschen, Skin- 
keaäs, in ein Bluthnd verwandelt — mH Einverständnis des 
deuiseken Vaters der Braut. -i« 


2!3) Deuts^tti^ Stimme^ Nr. März 2005, S. 2. 

24) Jüdische 4ltgemeitie. H.^3.2005 + i>etttsche kiatwnaheiiuti^, Mün¬ 
chen 2 2.4 J 00 5 

25) Vcrgl. iBstorheht Tütsächen N r. 80, S. ] 5. 

25 ä) FFüitk/tirTer ABgcmeine^ 2S .4. ä '99 5, 


Wie auch hier sind die Deutschen stets die Übeltäter, die 
Ausländer "die Guten und die Opfer"*. 

%Mit den Augen anderer sehen zu iernemf das bezeicknete 
Bundespräsident v. Weizsäcker in seiner Ansprache zur Verlei¬ 
hung des Fernsekpreises als den wichügsten Beitrag der Me¬ 
dien für ein ßiedlickes Zusammenleben mit den j>kuitureilen 
Xfinderheitemd' 

DuÄ deutsche Volk hat er offenbar ganz aus den Augen 
verloren. 




der Beraterstef 
Inge tätig, "be- 
utsche Au$&ied’ 


Seine neue 

ren* Doch Diplompsychologe 
Raahid MasumbukOn seit 19S1 
in der Bundesrepublik und nun- i 
mehr an der Universität Ham- ' 
bürg als Leiter 
le für Flüchtlinge 
treut" auch deutsci 
ler. Mitbürger MaflimiDui 
Schwarz-Afrika erfreut 
Pressemeldungen zufolge en 
"starken Zulaufes" aus allen 
Ländern ^ doch mit den Deut¬ 
schen hat er "'schreckliche Er¬ 
fahrungen" gemacht: Eie diskri¬ 
minieren Afrikaner, sogar Polen, 
flüchten, an Schlaffeborungen und Appetitlosigkeit, sogar an 
Impotenz leiden. Statt daß den Fremden die Tränen kommen, 
strömen immer mehr nach Deutechland hinein 


Ein weiterer Fall frei 
erfundener KZ-Häftltngs-Biografie 

"Noch im .Januar rührte der angebliche KZ-Hd/fling die 
Abgeordneten im spanischen Kongreß zu Tränen, ais er, der 
Ehrengast des Tages, ein bitteres Zeugnis ahlegter 

i^AlB mir snkamen, mußten wir uns AusztEhen, die Hun¬ 
de bissen uns, ihre Lampen blendeten uns. Wir waten nor¬ 
male Leule, wie Sie es ^uch sZnd. Sie brüUien uns auf 
Deutsch ihre Befehle zu: links, rech£s/ i4?j^fancfen haben 
Lyp'r^ar nichts, aber einen Befehl nicht zu üerslehen koniUe 
dir das Leben tosten. 

Erst in Fiossenöürg, dann in Mautkausen will Enrico Mar¬ 
co gewesen sein. Seine 1978 erschienene Biograße war in 
weiten Teiienfrei etfundctt. ... 

Er war nie in Flossenbärg^ nie in Mauthauseu oder in 
einem anderen KZ, lediglich "im Rahmen einer ExpedUion 
apanischer Arbeiter in Frankre ich utm der Gt^.'^tapo -ücrAa/- 
■wnd '' — Ob das stimmt? 

z\ber auf gerückt zum Vorsitzenden des Verbandes der 
spanisschen KZ-Häftlinge war et. Im Jahr 2001 nahm er das 
katalanische Verdien stkreuz für sein Engagement entgegen. 

Wochenende trat Enrico Marco vofl seinen 

Ämtern zurück, ... 

Doch WüJ soll man nun mit einem Schwindler tun. der es 
eigentlich nur gut meinte? 

■dch wollte nur, d^ß die Leiden der Opfer nicht m Verges- 
serxhetlgeraten.^." 

26> B^raiiard Barkholdc, "Asylhfitfug und überfremtiung*, München 
m9 ^ Süditmische Zeitung. |4J2.1»SS. 

2D Öie Weh, 13.5.2005, S. 27. 
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VerEleithsfotOJi: 

Qber^charfiihrer Crn$t StäudEe «rhidt 

"£iii ehematigi^r Häflling hezicfitigi einsn einstigen ßewucher in einem von ätti 10.4.1943: das Ritterkreuz (S./A.R. der 

Amerikanem befreiten Lager der Mißhattdiung von Gefitngenen - Mtti 194,S. “ T.Div.). - Der Krsgenlitzenwinkel beträgt 

Mit diesem Text wird das mit 'Tote; Ullstein“ publizierte Bild im Dcutseb- frennu 90 

unterricht {12. Klasse G:yinnasiiuni) uh Anicilung lum Schreiben von AuMt- 
zen eingesetzt. 

Jchanncs Dickhans "ünteuichlsmodcn: 3>cr Vorleser von Benthafd Schlmk", 

Schhningh Verlag„ ISB^Nl: 14-022350-1, Arheicsbtatc g, "Foto zur SchuldprotilcntBlik", 

S. 5* : **ßeschr^ib€n Sie das Biid . 

Bereite der Untertitel ist seltsam anonym gehalten. Mm kennt weder das 
befreite Lager^ nooh die be^ebuidigte Person^ wobei die CfrStik dts gut ernähr¬ 
ten Häftlings noch ybcrhaupt nichts aussagt, geschweige denn etwas beweist. 

Bei genauem Hinsehen erweht sich dieses Bild jedoch als verfälschende 
Retusche« die ahe Merkmale dieser Art Bildfähchungen enthaft — beginnend 
mit den diffusen schattenlosen Lichtverhaltnissen^ die nach unten in der Mit¬ 
telpartie des Bildes ins konturlosc Schwarz übergehen, über die unwirkliche 
KeikticinsweisE der Anwesenden hii zu dem entscheidenden Fehler: der mit 
Talschem Winkel gezeichneten Kragenlitzc des Unteroffizieres bzw. SS-ünter- 
soharfUihrers, die zudem noch einen Stern hätte tragen müssen. Diesen abge¬ 
macht zu haben, während der ''Beschuldigte*^ die kleinen Auszeichnungen 
über der Brusttasche unverändert gelassen hattet wäre zwar ungewöhnlich, 
aber immerhin denkbar. Nicht hingegen denkbar ist+ dab er den Winkel der 
Kragenlitze so rauher verkleinert und auf der rechten Seite seine Kragenlitze 
gar glnzlich vergessen oder abgerissen haben sollte. — Fin eindeutiger Regie- 
fehler des Retuscheurs! 



Die Winkel der 
Kragenlitzen vom 
Spieß des Heeres, der 
gerade Sonderzutet- 
Lungen an Zigaretten^ 
Zigarren und Drops 
zur Verieilung bringt, 
entsprechen denen der 
Waffen-SS. 



Der durstige ^^S-UrLterseharfUhrer steht 
im gleichen Winkel zur Kamera wie der 
'^BeschuEdigte" im Fllsthungsbildi was deut¬ 
lich macht, daß der rechte Kragenspiegel 
noch zu sehen Ist. 


ZS) Paul Carell, "E^cr RuBlandkrieg, fotoiraEien von Soldaten", Ber¬ 
lin - Frankfiirt - Wien, Ullstein Verlag 1967, S. 79. 

29) Herben Wglihcr, "Divisionen der Waffen-SS im Einsatz 1940 - 
1945 - Fotos der KriegsheHchier" Friedberg E993, S. 57. 

3Ü) Herben Walther, "Die W^affeü-SS'\ Wülfcrshcim^Bcrsladt 1994. 
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"Ewige Schuld” 


f' "Emge Schuld" Anderer ist Für die jüdische Orthodoxie nichts Einmaliges: ^ 

Judentum ist von einem sehr tiefen l\a^ gegenüber dem Christentum durEhdnii^get>i verbunden mit völliger ünkennt- 
nis desselben. Diese Einstellung wurde zwar durch die christlichen Judcnverfolgungeu deutlich verstärkt ist aber weitestgehend 
unabhängig von Ihnen, Tabihchlich stammt er [der HsO auf die Christen| aus der Zeit,, als das Christentum noch schwach war 
^ntid (nicht nur von JMden)i verfolgt wurde^^' _ , ___ y 


Um sich 5tti den Terroristen ("never forget"), Staats-chef und 
Friedensnobelpreisträger Menachim Be^in ssn erinnern; Als er am 
7.1.1&52 vor großerp Beifa]! spendender Menge in Jerusalem ausrief: 

*^Es gibt keinen Deutschen, der nicht unsere Eltern ermordet hat. 
Jeder Deut^’iche i.st ein Nazi. Jeder Deutsche ist ein Mörder. Adenauer 
ist ein Mörder 

fiel atif Grund der im ''gelobten Land" bereits jahrelang rituali¬ 
sierten Sprachregelung kaum noch auf^ mit welcher Schnoddrigkeit 
niederträchtigste Volksverhetzung gegen das deutsche Volk wie 
selbstverständhch öffentlich betrieben wurde. Diese Methode 
hörte schon in den dreißiger Jahren zum politischen Handwerks¬ 
zeug seiner Glaubensbrüder. 


Bundeskanzler Helmut Kohi in Bergen-Belsen am 2L4U985: 

■"Das naiionahoziuiistische Deutschland versetzte die ^Veli in Angst 
und Schrecken. Diese Zeit des Mordens, ja des Völkermordes ist das 
dunkehte, das schmerzlichste Kapitel in der deutschen Geschichte. 

Es gehört zu den vordringlichen Äu/gaben unseres Lundes, Ibissen 
darüber zu vermitteln und das Be^vußisein für das ganze Ausmaß, für 
die Dimension dieser geschichtlichen Erfahrung und Last wachzuhai- 



Fa5l 10 Jahre hat er auch unter Einsatz von Gewalt versucht^ di« 
verfasjungsmdbige Ordnung der Bunde!;rcpuhlik umzustflrzen. Aus 
dieser Vergangenheit habe er nie «in Geheimnis gemacht. Seine Stra¬ 
fen habe er abgesessen. Berliner Morgenpost. 3.S.199S. 

Danach lernte Joachka Fischer (geh. ]^4S]i die karrierefÖrderndE 
Methode, Dreck auf tote und wehrlose Deutsche zu werfen^ die gesamte 
Generation der f^S-ZeiCt und die Nactiwftchscnden mit iten Folgen zu 
belasten. ^ Er wurde brd-Aubenminister und erhielt zudem viele Aus¬ 
zeichnungen; die Presse lohte Ihn als **hetiebtesteii PoHiiker^^. 

31) [sraci ^hahak, "JOdische Geschichte, jüdische Religtati - Der Einfluß von 
3.Ü0Ü JalircD"+ SUderbrarup 199S (Lühe Verlag, PoslfHch I245>; Original¬ 
ausgabe LoneJün 1994. 

32) Michael Wulffsuhrt, "Ewige Schuld?"^ München - Zürich 1991. 


Die Verbrechen der HiÜer-Burbarei die Verhöh- 
nungr die Zerstörung aller sittlichen Normen^ die 
systematische Unmenschlichkeit der NS-Diktatur - wir 
dürfen, und uir wollen sie niemals ver^ssen. ... 

Bergen-Belsen, ein Ort mitten in Deutschland, bleibt 
ein Kainsmal, eingebrannt in die Erinnerung un.'^res 
Volkes wie; 

Auschwitz und Trebiinka wie Selzec und Sobibor, 
Kulmhof und Majdanek und die vieien anderen Stötten 
eines wahrhaßen Vernichtungswiiiens. 

Sie sind der Inbegrifffür das, was der Mensch in Naß 
und Verblendung .Mitmenschen zujugen kann. ... 

Von Anfang an ziehe der Terror des totalttdren Re¬ 
gimes ganz besonders gegen die Juden. Neid und primi¬ 
tive VorurtEiie - in Jahrhunderten gewachsen steh 
gerten sich zu einer Ideologie des Rassenwahns. ... 

Millionen Juden ßelen dem nationalsozialistischen 
Terror zum Opfer Das Grauen dieser Taten steht heute 
noch mitten unter uns. ... 

Der Ra.ssenwahn der Nationalsozialisten richtete 
sich auch gegen die Zigeuner. ... 

Für die Untaten der NS-Gewaltherrschaß trügt 
Deutschland die Verantwortung vor der Geschichte. 
Diese Verantwortung äußert sich auch ln nie verjähren¬ 
der Scham. 


Buudeskanzter Helmut Kohl in sein&r Gnißbot^ 
ftchafl an die jüdischen Gomosuden Deutschlands zum 
jüdischen Neigahr^eat Rosch Haschana 575L laut^t/i- 
gemeine Jüdische WochcmcUnng vom 13.9.1990p S. 
2: 

Völkermord an den europäischen Juden, der in 
der Geschichte ohne Beispiel ist, darf niemals vergessen 
werden, ^ir Deutschen können und werden uns die.'^er 
Last nicht entziehen. ...'* 

Eine amtliche wissenschaftliche Uolersuchüiigüber 
daa, was konkret beweiskräftig itn Rahmen dieser 
Singulärthemaük geschehen ist, hat die Bundesregie¬ 
rung auch unter seiner Regie nicht durohgefO hrtp statt 
dessen aber das Strafrecht mehrfach gegenüber jenen 
verschärft, die dies unter Berufung auf die Wlasen- 
schaftsfreihelt privat zu unternehmen gedachten oder 
schon unternommen hattenn Diese Methode hat frei¬ 
lich trotz aller Sprüche keine Überzeugungskraft. 

Prof. Dr. Michael Wolffsohn (geh. 194? Ln Israel) 
kennt in seinen Büchern "Keine Angst vor Deutsch¬ 
land" und "Ewige Schuld?" nur ein "Täiorvolk", 

33) SuHeiin drs Presse- und IafannaEioüsamfc& der Bundc^iegie- 
ning. Bonn, (kn 33. April !9S5. 
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"DcLg Lmd der MördeT^, "Nackßl^er cfe« Mörder.!" * 
und ein "'Opfervotk", einen "'SUml der Mördei^ und einen 
"Staat der "'Nty^hkorrmen der Tätef'^ 34>s-i-* 

"Pie iiachgeboreiicti Deutscheft tragen da.s Kainszeichen 
des Hifl&caust, weil sie Deutsche sindt weit die erste Gedan- 
keiiveröinänng der meldeten Xichf-Beutschen der Haiocaust 
ist und hieiben wird .... 



Mit dem am 10. Mai 2005 eängeweLliten giganlis^^hen "HöIü- 
caust-Mahninal für die emordeten Juden Europas^^ war ^lelcli?^äNg 
eine neue j^eschichtswidrige GrößenGrdnung ung^eoannt j^eblScbe- 
ner "11 MilUüncii^^ eingefühn wyrdcrt^ denn so viele Juden lebten 
in den 30er Jahren Ln Europa. Man brau eh t keine Zahlen^ kein« 
beweise, kein« Ein7.elheilen mehr. 

Neben Reichstag« Brandenburger Tor und der «heinaligen Reichs¬ 
kanzlei waren auf 20-990 qm 2.7U bis zu 5 Meter hohe BetonsteLen 
aufgestandert worden^ Sie sollen Jedem die ewige Schuld und Süh¬ 
ne Verpflichtung aller Deutschen, auch der zukünftigen Generatio¬ 
nen. vor Augen führen. Das ^OO-Millionen-S-Grundstück hat ^^der 
Bund" kttsteniDs beigesteuert, von den Baukosten 27,1 Millionen €. 
Zn Bertiti gab es bereits mehr als 500 jüdische Erinnerungsiiiale. 

Der Zweite Weltkrieg hat über I2 MiLlioncu Deutschen das 
Leben gekostet. Für ih r Gedenken gibt es ohne Bezug auf die gleich- 
zeitig anktagend verwiesene (deutsche) "Gewaltherrschafl" nicht 
eine einzige Gedenkstätte Ein eigenen Landl 

Eiiic V^ergewaltigung Her JahrtausendealtenT für Europa und 
die Welt vorbildhaften deutschen Kulturgeschichte! 

i>ie in iinmillclbarer Nahe am 13.8.19h1 errichtete "Berliner 
Mauer", mit der die kommunistischen "Befreier" den letzten Sper- 
riege! für ihre 17 Millionen ost- und mitreldeutschen f^eiseln ge¬ 
schaffen hätten,, währte 29 .Iahre. 

ln iiuzäliligen Forschungsarbeiien ist die Schuldthemätik der 
gewaltigen Weltkriege, von den Ursachen über den Vertauf des 
Geschehens bis zum Ende und der NachkriegspoUtIk längst doku¬ 
mentiert.^^ * Sie werden skh auf Dauer nicht mit "Schwarzpro- 
pagätida" und Denk Verbotsgesetzen verdrängen lassen, sondern zu 
einer völlig neuen Bewertung auch in der Politik führen. 

34) VlLchatil Wüiflsohiu ''Keine Angst vor Deulsthland'". Eoart - Wit;n 
1990. 

35) VergL. Nr. 19, S. 3 + Nr. 62^ S. 9 + Nr. 7 3,^^. 

3 -H Nf. 84, S. 5 + Ni. S. I + Nr. SS. S. LO. 

36) Vergt. Hisiarisi^ifg Tat.'iaehett Nr. 39 S. 40 + Nr 54, S, 4Ü + Nr. SS. 

S. 37 ff. - Dort jeweils weitere Quellcnhinweise. 



Die Karte zeigt die Lage des Mahnmats 
südlich der Berliner US-Botschaft. “ Bild dpa 


Die nachgeborenen Deutschen haften für die püliüsche 
Schuid ihrer Vot/uhreftu Jeder Deutsche haftet afs Deut¬ 
scher. Die Schuiä, für die er hußeh i.st dem Haftenden 
bekannt, maß ihm notwendtgerreeise bekannt sein. Man 
wili schiießiieh wissen, wofür man zahlt " 

"Täter und Opfer müssen gicichermaßen yergangenheit 
bewditigcfh freilich aus völlig unierschiediiehen fnorali- 
sehen oder sachlichen Gründen und Positionen. ** 

Für ihn ble^ihen auch die Nachfahren oder "Qp- 

''Die Identität der Deutschen isi verkettet mit der deut¬ 
schen Schuldf^^^^^ 

Dieser Mann - V[>m Verleger als "m DeMsckland fe- 
bender Jmh^ vorgestellt^^ ^ , der sieh selbst als 

"deutschjüdischer PatHor bezeichnet^ dessen deut¬ 
schem Wir-Gefükl die DDR oder die ehemaligen deut¬ 
schen Östgebie^U nicht gehören\^^^ ^ vtyn Seinesgleichen 
als "Idiot!' ist langjähriger Ausbilder 

deutscher BundeswehroffiEiere in München/Fürstenfeld- 
bruek. Mit seinen Büchern, in denen er suw^eilen auch auf 
Distanz z^u den "Schtdd!'- und ^'Sühne-Ritimlcn" geht — 
nach den voran gegangenen Zitaten kann man an "takti- 
suheji Gründen" nicht Ewcifeln "belehrt*' er auch das 
deutsche Volk bzw. die allgemeine Öffentlichkeit. Seine 
Arbeitgeber haben ihn weder kiftisiert noch entlassen. Als 
"Nmk-hommen tier Tätc'd' scheint ihnen das in der Bun¬ 
desrepublik auch nicht zuzuatehen. 


Verfassung des Freistaates Sachsen, Präambel: 

**Anknüpfcnd an die Geschichte der Mark Meißen, des 
sächsischen Staates und des niederschlcsischcn Gebietes, 
gestützt auf Traditionen der sächsischen yerfassungsge- 
schichte, ausgehend von den leidvoUen Erfahrungen natio- 
nalsoziaiistischer und kommirnistischer Ocwaliherrschafi, 
eingedenk eigener Schuld m seiner Vergangenheit, van 
dem Villen geicitet, der Gerechtigkeit, deor Frieden und 
der Bewahrung der Schöpfung zu dienen, hat sich das Volk 
im Freistaat Sachsen dank der friedlichen Revolution des 
Oktober 19S9 diese Verfassung gegeben." 


Ministerpräsident Gerhard Schräder in seiner Rede am 
Gedenktage dem Z7A.1995 in Bergen-Belsen: 

"Der fobrikmißige Mord an MÜlionen Juden ist wahr, 
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planmäßige Vernich¬ 
tung von Behinderfen, 

VfJM Homosejkuelien und 
Brbel/or Sehern. von 
Kriegsgefangenen und 
Zwangsarbeitern^ von 
Geiseln und Widerstands¬ 
kämpfern in Demschiand 
und rrn Ausland — aü das 
isi wahr. ... 

Wer heute verlangt, 
einen Schlußstrich unter 
die Oeschichie lu ziehen, 
der schandei die Opfer 
ein weiteres sMal. 

Der fiitler-Faschis- 
mus gehört zu Deutsch¬ 
land. ... Und ich danke 
Ihnen, den Überlebenden, 
daß Sie heute hier her ge¬ 
kommen sind um mitzu- 
helfen^ daß niemals ver¬ 
gessen wird, wozu Men¬ 
schen, wozu Deutsche in 
der Lage waren. ... 

Es waren Hunderte 
van Millionen Menschen, die unter dieser Barbarei persöniieh 
gelitten hatten. Und die.^e Barbarei war nicht anonym. Sie hatte 
konkrete Namen. Namen von Deutschen, die sie aktiv getragen 
oder .^ich doch zumindest widerspruchslos zu ihren Werkzeugen 
haften machen lassen. 

Hatte man es den Juden verdenken können, wenn sie gegen 
diese Deutschen Rache verlangt hätten? 

Nein, man hätte ihnen das nieht votiverfen können. Aber sie 
haben das nicht getan. Sie nicht, und unsere Nachbarn auch 
nicht. Un.vere Nachbarn haben uns vergeben, lange bevor wir 
selbst bereif waren^ unsere Schuld anzunehmem" 


Bundestagspräsident Thierse am 27.1.2000 im 

Bundestag, seinen Vorredner aus den USA, Elie Wiesel in 
Emotion und! Inhalt wiederholend: 

"Jfje kein anderer Name steht Auschwitz für eine Schuld, die 
nicht vergeben werden kann und nie vergessen werden darf. 

Bundespräsident Johannes Rau (geh. 1^31) im Februar 
2Ü(X> vor der Knesset und nachdem er ''■um Vergeb^ing bat für 
das, wfir^ Deutsche (yetan haberir: 

'*Wir Deutsche werden für alle Zukunft begleitet werder? v£>rt 
den Bildern der Morde, die Deutschland zu verantworten hat. 
...Die persöniiehe Schuld mag der Täter mit ins Grab nehmen, 
die Folgen einer Schuld, die die GtTtndiagen menschlicher Sitt¬ 
lichkeit erschüttert hat. tragen die nach ihm kommenden Gene¬ 
rationen. 

Andere Täter als Deutsche hat dieser n^mtsträger, der 
ebenfalls geschworen hat, des deutschen 

m mehren und Schaden von ihm abzuwenden?, offensichtlich 
nicht gekannt, Bilder ermordeter Deutscher uSe gesehen, ge- 

37) Unabhünxi^e Nschrichfen (UN) 7/2000, S. U. 

38) David Kom^ "^Das Ketz — IsraGls Lobby in DeutscbJMicI'^ Münthen 
2003 . 17 .-Vertag. 


schweige denn, daß sie 
ihn '/iär alieZukunfi be¬ 
gleiten werden". 
Selbst seine Tochter 
Anna die von ihm 

reprasentterte "Bewälti¬ 
gung der Vergangenheit" 
allein schon im Schulun¬ 
terricht "e^rem"f^‘^ ^ 

- ISfl 

Doch — Aussage im 
Märs 2001: 

*^Man nicht 

stolz auf etwas sein, das 
man selber gar nicht zu¬ 
stande gebracht hat. Man 
kann froh sein oder dank¬ 
bar dafür, daß man Deut¬ 
scher ist, aber stoii kann 
man darauf nicht sein ** 

Grünen-PütiÜker Jch 
seph (JmdikB) Fischer, 
Sohn ungarndeutscher 
Eltern, "der™ Feigheit 
oder gar Tät.eruchafl" 
wegen er sich iminer habe, aufgestiegen ohne 

Schul-und Lehrab&chluß vom Straßen- und Barrikadenkämp¬ 
ferund Hausbesclüer zum Hemz-Galinflki Preisträger, Eh¬ 
rendoktor der Universität Haifa (Mai 2002), "Jude ehrenhal- 
bar^' (Sommer 2003)j Leo*Baeck-Freis des Zeniralrats der 
Juden in Deutschland (200ö) u.a. hatte gewiß zu ivenig Zeit 
tarn Studium ernsthafter historischer Literatur. Zu schnell 
stieg er plötzlich die Umwelt-Partei-Kaniereleiter bis zum 
Bundesaußenminister hinauf, tummelte sich auf Weltreisen, 
Versammlungen, Gedenkstätten und 'TV- Tulkshows. Dazu 
gab's für ihn noch die zeitraubenden Pai^teisitzungen und 
Amtspflichten, auch schrieb er mittler^veile seine "Bekennt¬ 
nisse" in ''Risiko Deutschland ', RomanstiL 

Nach Amtsantritt und Rückkehr aus Washington vom 
Gespräch mit US-Pr äsident Bill CUnton im März 1999 offen¬ 
barte der neue brd-Außenminister die Illusion von deutscher 
Eigenständigkeit in der Innen- wie in der Außenpolitik: 

^Dic Bundesrepublik Deutschland handelt im EilndniSi 
wie schon unter den Vorgängerregierungen* Und so wird es 
auch hieiben. Dafür sind wir gewählt .... In der Verfassung kt 
vifegesehen, daß wir im Namen des ganzen Volkes handeln - 
abhängig und kontrolliert von der Mehrheit im Bundestag. 
ffViira sich die Mehrheiten verändern solltenf mag es eine 
andere Koalition gehen. Aber es wird keine andere Politik 
der Bundesrepublik Deutschland Dafür steht zu viel 

auf dem SpieL Das wissen alle Beteiligten. ** 

Die SchLagworte von "deutscher Schuld^' und "ewiger Süh¬ 
ne" sowie seine Kampfparolen gegen 

RegeTirianisierurig^ — "wozu die Abstrafung der histori¬ 
schen Wissenschaft mit entsprechender Beweismittel Vernich¬ 
tung ebenso gehört, wie überhaupt jedweder geistigen Ver¬ 
teidigung des deutschen Volkes gegen globale Beschuldigun- 

39) tV€U am S<fnmag. I Ajirtl 1999 



Am 29. Mai 1Ö02 Ehr^ndoklor dtr UiitverfiStit Haifa (6 Deutsche batten 
sich -dort Jichou vor ihm ähnlich verdient ^emacht)^ Jo^c^hka Fischer beteu¬ 
erte auliülich dieser Ehrung erneut, RückbesinnuoK und Verpflichtung 
Deutschlands auf seiu« "Holocaust"-Vergangenheit als ^^unverrückbare Kon¬ 
stante der deutschen Politik im Auge zu behalten. 

Nach vorn und nkht zurückblkken und aus der Vergangenheit k e i o t 
Verpflicbtungen ab leiten — sulche seien '^anathronistisch und absurd" (Fi¬ 
scher im Oktober l99ft in Warschau)^^ ™ sollen ihm zufolge die Deutschen 
hei Tschechen^ Polen und anderen osteuropäischen Völkern, denn Friede 
und Osterweiterung der Europaiseben Urtion vertragen kein Erinnern und 
Aü frech neu dunkler Vergangenbeit 5 be>tiige wie Massenmord» Enteignung, 
Vertreibung. 


12 


Historische Totsoch^n Mr. 94 


gen ", atifierdem sein übereifriger Ein^ate für "’multikxtlti- 
Weltaufgeschlossenheit'* wai^en genau das, was die interna¬ 
tionalen Person aljwli liker protegierten. 


Michel Friedman - geb. 1956^ sehon 14 Jahre vor seiner 
Ceburt "ijon d^-v. Nazu deimiiert'' Später Mitglied im 
BundesrEjrstand der CDU, des Bundestages und des ZDF- 
VerwaltungsrateSj steil vertreten der Zentralratsvorsitzen- 
der der Juden in Deutschland u.a. - erhielt im Jahr 2001 vom 
Bundespräsidenten Johaimes Rau das Bundesverdienstkreuz 
Erster Klasse: er habe sich um das Zusammenleben zwi¬ 
schen Deutschen und Juden verdient gemacht. 

'*Sem m ganz Deutschland bcnchtetes Engagcmef^f zeugt 
van hohem geselischaßspolkischem Verant-^^^ottungshewußt- 

Kurz danach^ Anfang Okt. £001, erhielt er in feierlicher 
Umrahmung vom Deutschen Fernsehen in Köln für seine 
ARD-Talk$how's den Preis: "Beste Informationssendung^, 
obgleich Der Spiegel seine Moderation als 
ständige anzuprangem pflog- 

Seine Grundsatz-Belehrung als 28-Jäh¬ 
riger für die Deutschen mußte den Preis- 
verleiheni bekannt gewesen sein, hatte sie 
doch sch Ein I9i£5 öffentliches Aufsehen er¬ 
regt: 

''Versöhnung ist ein absolut slrmlo- 

Begriff- Versöhnung wäre allenfalls 
denkbar, u^enn es Auschwft? nicht ge¬ 
geben hÄtLe. Und -- sie hätte nur uon 
den Juden ausgehen können Aber jetzt 
nach dem Holctcaust klingt dieses IVbri 
in den Ohren der verängstigten und 
uejunstc/icilcn jüdischen Bürger ent- 
seizUch Die Erben des Jiicteftfitordeii- 
den Staates bieten den Opfern und 
liachkommen der Opfer Versöhnung an 
und sind erbittert, wenn dieses Wort 
zurifcJtgeiiJtesen wird Es kommt Ihnen 
in Wirklichkeit gar nichts anderes zu, 
afs die schwere historische Verantwor¬ 
tung auf sich z« nehmen, generatio- 
nenian^f für ünmerJ' 

Seine Affairen als verstellter'"Paolo Pin- 
keP mit illegalen Menschenhandelsorgani¬ 
sationen, perversen Rauschgift-Feteni usw. 
erwischten ihn zwar erst im Sommer £002, 
doch warfen sie ein bezeichnendes Licht 
auf Charakter und Moralverstandnis die¬ 
ses anmaßenden Rechtsanwalts polnisch- 
jüdischer Eltern, in einem ihm fremd ge¬ 
bliebenen Land. 

Das Bundesverdienstkreuz hat ihm des^ 
wegen freilich niemand zurückgefordert. 

Man räumte ihm "eine zweite Chance" ein. 

Wie würde es wohl einem Deutschen in 

^0) Vergl. Tatsachen Nr. Ä6, S. 25 f. 

41) Sven EggerE, ■"AnllscmHisntus'? - Dll: Währ- 

heil übet Micticl MUnchfri 2002. 

42) RHeinischcF M^kur, l (t. 1 M 5. 


rad bd gleichartigem Lebensstil und Belehrungseifer ergan¬ 
gen sein? 

Bundeskanzler Gerhard Schröder (geb, 1944) "'steAe firi-- 
ßiTj daß wm kprine ÄngBt haben mußi irgendjeniand köniite 
einen Sekltßetrich ziehen" j in tler '^Tribüne *'■ 
zum Verständnis des Judentums''^ Heft 172,2004: 

^Unsere Aufgabe es, auch dis kommetidea Generationen, 
die ja keine eigene Benihmng mit dieser Zeit haben können, 
ctufzukiären, ihnen klar zu machen, wir5 hi.storisch geschehen 
ist, werSchuiä auf sich geladen hat, und wer hetne die Verant¬ 
wortung daßir tragt: das Deuti^chland das ich rsprässntiere. 
Diese Verantwortung laste auch auf Jenen Deutschen, die nach 
uns kommen. Das man jeder Generation wieder neu ver~ 
mittein. *■ 

Bundeapräsident Horst Köhler am 2. Februar 2005 nach 
sseinem mit Tranen. Scham und in Demut absolvierten Besuch 



Heimkehrer des [. Panzerkorps iiätten l'^?! für ihre 20.00Ü GefaHen^n und 
VermjOten dieses Ehrenmal in vertraglicher Absprache mit der Gemeinde IViarien- 
fefs errichten lasü^en. 


Gegen die jährlichen, gern einsam mit der Gemein devertretong durchgerührten 
Gedenkfeiern zum Volkstrauertag protestierten 30 Jahre später einriiiOreiche Po- 
Htpreminente mit der Auswirkung, daß die Gemeinde den KflmeradichaflsverbBDd 
e^V. nach AblBuf des Vertrages an^ 24.6.2003 schriftlieb aufforderte, 

"das Denkmal bis zum /. September zu end^^rnem Aufichub könne es nur geben, 

der Verband das Reckt der Gemeinde anerkennet das Denkmai jederzeit übretßen 
können, H'nfür der Verband 3.0&& Euro StcherhedsieUitittg hinterlegen habe^ um die 
Abrifikoüten decken. Außerdem habe sich der Verband zu verpßichten, daß nur 
Angehiirige des Verbandes und ihre FamifienangehÖrigen j^owie Zeitzeugen des Kriegs¬ 
geschehens bei den jäkrliehen Gedenkfeiern zugelassen wurden.’^ 

Der Verband hatte diese entehrenden Bedingungen abgclchnt. 
ln der Nach! s.nm 3U.4.2Ü04 wurde dieses Ehrenmal mit der Tnschrift loten 
der Kriege mahnen die ^ett iUifl Friedere in Marienfels im Taunus mit schwerem 
Gerät umgestürzt und die zurückgelisseneu Trümmerstüeke mit Farbe beschmiert. 
Kriminelle kamen mit dieser Ehrcnmaischändung dem Abrißbeschlnb licit Bürger- 
meisters A^cl Kariös zuvor,"^^^ 

an stelle sich nur eininal vor, welcher Aufruhr In der Well Kosgebrochen wäre, 
hätte es sich um ein jüdisches Denkmal gehandelt: 

Sind das noch deutsche Politiker, die die Kriegstoten ihres eigenen Volkes su 
behandeln? Marienfels im Taunus ist nur ein Beispiel in der Bundesrepublik. 


43) Deutsche tSatioitatzriruug, Münchcin, 7.1.2005, S. 14. 

44} Unabhängige fXachrichien (Uht), 460J7 Otfirhauseis, Postfach 11/2003 + i 1/2004 
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der Gedenkstätte Yad Vashem vor der halbleeren in 

Jerusalem: 

“Dte Vermfwot-tung ßlr den Molocmst ist Teil deui~ 
sehen läentitäL 

BeKUgnebmend auf seinen Gedenkaufentiialt in Auschwitz 
wenige Tage zuvor: 

'*kh bm durch das Tor gegangen. Ich habe die Baracfceti 
gesehen, die Gleise und die Rampe. Ich hin von den Güskatn~ 
merri den Krematorien gegangen.^ A6 

Sollten sieh die "Gaskammern" nicht imerhalb unter den 
Krematorien befunden haben? So wurde cs doch GO Jahre 
lang "bezeugt". Ist etwa am "Tatort" wieder etwas verändert 
worden? Oder hat sich der Bundcspräsidenl nur geirrt, wo¬ 
möglich etwas ganz Falsches erzählt? 

Für Israels Ministerpräsident Artel Scharon war des 
Bundespräsidenten Büßerdemut jedoch wichtiger als solche 
Einzelheiten. So blieben innerdeutsche AngelegenheSten The¬ 
ma. Die Gastgeber forderten Horst Köhler "mefer oderw^i- 
ger direkV' auf, 

"sicA daßirT daß rechisexlTiefnitdiäche Par¬ 
teien und Gruppen in Deutschland u^rden: 

Dtmi^hland habe, so Scharon, die Fßicht m einem kotJi- 
prvmißlosen KHeg gegen 

Horst Köhler: 

'"Vergleiche, die die Shoa verharmlosen, sind ein Skandal 
dem wir uns enigegenstellen. Wir müssen die Auseinanderset¬ 
zung mif Rechtsejdremisien und Anlisemden offensiv führen. 
Und wp'r werden das auch hm. *' 


Am 10. Apnl 2005 hat sich offenbar auch in der Identität 
des Bundeskanzlers Gerhard Schröder ein Wandel vollzo¬ 
gen. Dieser freilich kann schon fVüher eingetreten sein, doch 
nun hat er es ausgesprochen: Zur Identität der Deutschen 
gehöre nun auch die Verantwortung für den Holocaustn Kein 
Stern zur Kennzeichnung in Kriegszeiten für enemy eitizenj 
sondern ein Verbrecher-ldentifikationsmerknial für Deut¬ 
sche schon in FiicdenSÄCiten. Zweifellos singulär in der Welt¬ 
geschichte. Die Verantwortung für die beiden Weltkriege ist 


erstaunlicherweise nicht in dieses Identifil^atiotxsmcrkmaJ ein¬ 
bezogen worden. Das bliebe für ihn bei der nächsten alliierten 
Siegesfeier noch nachzuholen. 


Denkmalpflege für die Rote Armee 

Für die Restaurierung des 12 m hohen sowjetischen Sie¬ 
gesdenkmals auf deutschem Boden in Berti n-Treptow^ das die 
"Eefreiungsverhältnisse" von 1940 verhöhnend einen Rotarmi¬ 
sten mit einem "beschützten Kind*' auf dem Ajm darstellt, 
hat der deutsche Steuerzahler auf Veranlassung der Bundes¬ 
regierung allein im Jahr 2004 = 1^5 Millionen € aufbringen 
mü^en. 

An Totungaaufnife sowjetischer PubliziiSterL wie Hja Eh¬ 
renburg und Marschälle Georgi K Schukow ("Lebensweg 
über Leichen" und Tschemiakowski mit ihren Generalen 
der L + III. Weillrussi- 
schen Front "Töt^i Ihr 
tapferen Ratarmisten, 
tötet'\ ''nickis 
7in^ ßrüker als dmiUche 
Leichen^ unsere histo- 
Hsch.e Aufgabe: dem fa¬ 
schistischen Tier den 
Garaua zu machen''r 
''Gnade gibt es ßlr nie¬ 
manden'', "'Das Land der 
Faschisten muß zur 
Wüste rverden" und die 
entsprechenden Biut- 
spuren von Ostpreußen h 
über We^tpreußen, 

Schlesien, Pommern, Su¬ 
detenland, Brandenburg 
bis nach Berlin "erinner¬ 
te sich" kein brd-Presse- 
boBs. Und die Journali¬ 
sten hatten zu schw^ei- 
gen>'^ 



Vemichtungsaufnife gegen Deutsche nicht strafbar 


Unter der Über^t^hrifl. "DrruLwhe können ruhig etttssier- 
ben - iOO Etiechaioer riefen empört beim ZdF an^ veröffent¬ 
lichte Bild am 17.12.1ÜS6 unter Sparte TV Bild-Kölh: 

der Sendung Keine Lust auf Kinder?<f (Montag, IS.S., 
22 Uhr OS) halte Dr. Margarete Mitscherlich (69} gesagt, die 
Deutschen könnten ruhig mssterben. Wöriiich ^Daß cJie Deut- 
schen ^ussterben, 30 wi^ :aie bisher ivaren, ... kann man 
eigentlich nicht bedauern.^. Gut deulsch sprechende Gastar¬ 
beiter könnten ihren ganzen ^kuitureiien Reichtums einbrin- 
gen.*^ 

Außer Protesten an das Zweite deutsche Fernsehen war 
nichts zu vernehmen. Und diese konnten Frau Mitscherlich, 
die bereits seit dem Nürnberger Ärzte-Proseß der Amerika¬ 
ner 1945 -1947 mit dem üblen Euch ihres Mannes Alexander 
"Medizin ohne Menschlichkeit" hervorgetreten w^ar^ kaum in 
einer ihr zu getanen auslandsorientierten Parteien- und Me- 

45) Rheitihche 3. Februar 2005. 


di cnlandschaft beei nd rucken. 


'^Deutschland muß sterben^ tälli nach Entscheidung von 
Bundesverfassungsrichtem des L Senats vom 23.11.2000 (Az.: 
1 BvR 5S1/00X unter "Kunstfreiheit". Liedertexter, Verleger 
und Händler bleiben "im Namen des Volkes" {wessen Vol¬ 
kes?) straffrei. Die 'Tunk-Hymne'’ w^ar auf einer Demonstra¬ 
tion Linker per Lautsprecher übertragen worden. 

Das Berliner AmtsgerichU das "Deutschland" mit der Bun¬ 
desrepublik gleiehsetEte und daher eine strafbare Verungümp- 
fung des Staates ableitete, 

""habe zu undifferenziert auf den Wortlaut abgestedt und 


4 b) UntCTtPlcl dc 5 Buchiss von VSkior Suworvw über MarschaJ Szhü- 
kow. — Vcrgl. Taii^acH^n Nr. 27, S. J Nr. 4Ä, S, 5 - 

S +Nr 86, S. 14. 

47) ünahHüngige pH'achricHtcn Obcrhaiifiefl 2/20-04 S. 12. 
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übersehen, äuß hier ein gängiges dichierisches SiiimUtei ver¬ 
wendet worden sei. 

}n der Refrain-Zeiie ^^Deutschland muß sterben, damit wir 
icben können^ werde yor allem ein l^bensgefiihi von Fremdheit 
und Hojffnungsiosigkek in aggressiver Zuspitzung vermltteh 

Aiißerdem habe die Funkband auf ein in ihrer Heimatstadt 
Hamburg stehendes Kriegerdenkmal von 1936 Bezug genom¬ 
men und die dortige fnschriß »Deutschland muß leben, auch 
wenn wir sterben müss'ene satirisch verfremdet. 

Da die Freiheit der Kunst ein vom Grundgesetz geschütztes 
Grundrecht sei, kSnne sie nicht durch andere - einfache — 
Gesetze eingeschränkt werden. ... 

!m vorilegenden Fad sei die Kunstfreiheit gegen den Be¬ 
stand der rechtsstaadichen Demokratie ln Deutschland abzu- 
wdgen. 

Es sei zu bedenken, daß das Abspielen eines dreimtnütigen 
Liedes vor rund 30 Zuhörern wohl noch keine aiiiu gnße Ge¬ 
fahr für die Staatsordnung darsteile. Kritik und auch Ableh¬ 
nung müssen der Staat aushahen ." 


^aphen. S 1S9 sowie § 77 Abs, 2 StGB aetzeji ebenso wie § 194 
Atas. 1 im FaUe der Verung^limpfung des Andenkens Verstor¬ 
bener Deutscher den Strafantrag eines j\ngehärigen von ei¬ 
nem namentlich genannten verunglimpften Versturbenen vor¬ 
aus. 5 llM Ahs. 2 indEssen ermöglicht eine Strafverfolgung 
ohne Antrags allerdings nur för Personengnippen^. die unter 
der ns-Gewaltheirschaft gelitten haben. - 

Zweierlei brd-Recht trotz 5 3 Gnmdgesetz, der die Gleich¬ 
heit eines jeden Bürgers vor dem Gesets vorschreibt 

— Wir begegnen hier beispielhaft einem Relikt von Straf- 
reehtsänderungen aus der Besät™ ngszeit das alle "Aufhe¬ 
bungsgesetze aus der Bes^tzungsEeit"’ von 1955 überdauert 
hat, weil es schon vor 194S in die "deutsche Gesetzgebung' 
Übernommen worden war. 


Am 14, April SCXJS berichtete die als "links" bekannte Berli¬ 
ner tetgeszeitung (Utz) über eine Gedenkveranstaltung an den 
55 , JähresUg der Bombardierung von Potsdam, bei der eine 
Rednerin forderte, ^keine TrSms ßir Pot^daml' und mit den 



Verhöhnung der deutKhen Bombenkriei^sopfer. IlSen in Dresden am LI. Febmnr 2005. 
Diese den "deutjichfiii Opfermytho-s“ Bekampr^ndcu genossen DemonstrsitioDsfrrihcits- 
rechte. 

Was fiher wäre los in der Wd* — iticht nur in der Bundesrepublik —^ würden Deutsche 
irgendwo mit Hakenkreuzfahnen und einem 1 ran sparen t **Dem Jüdischen Opfermythas 
enfgegentreten t '' demonst rieren ? 

Ein solcher Vergleich dürfte vollends den unmöglichen Zustand klären, dem das deut¬ 
sche Volk seit Kriegiicnde ausgesetzt ist. 


Nicht au ^halten allerdings kann 
der Staat das Liedgut alter und ueo 
" Rcch tsextr emisten". 

'*Fahndungserfolg gegen Rechts¬ 
extremisten 

Mit der Beschlagnahme von mehr 
als 6.A0Ö CDs mit volksverhelzendem 
Inhalt in Sachsen-Anhah und Thü¬ 
ringen ist der Polizei einer der bis¬ 
her größten Fahndungse^olge gegen 
die rechtsextreme Musikszene geiun- 
gem Zudem frei den Beamfcn bei der 
Akiion in Halle und I3^eimar eine 
Adreßkartei mit 1.500 Namen und 
Anschriften voh Kunden im In^ und 
Ausland in die Hände ." 

20 Beamte des Bundeskrimi- 
nalamte^ und andere Behörden su¬ 
chen täglich im Internet nach recht¬ 
sextremistischen w^ebsites. 

"Rechtsradikale" Musik fällt 
nicht unter Kunstfreiheit. 

"Das Verreichnis aller van der 
Bundesprüfstelle als jugendgefähr¬ 
dend indizierten und von Gerichten beschlagnahmten Musik¬ 
titel umfaßt nach aktuellem Stand ISS Musiktltci von 92 ver¬ 
schiedenen Liedermachern oder Gruppen. 


Im Jahr 2001 stellte die NPD Strafantrag gegen eirien 
Demonstranten^ der anläßlich einer öffentlichen Gedenkver- 
anStallung die Bombardierung Dresdens als "legitimes Mit¬ 
tel zur Demokratisierung Deutschlands" und die Opfer diffa¬ 
mierend als ''Kollateralschäden'’ bezeichnet hatte. Die Leipzi¬ 
ger Stsiatsanwaltschaft stellte das Verfahren ein mit der Be¬ 
gründung: Der herrschenden Rechtsprechung zufolge ist das 
deutsche Volk im Gegensatz zu den hier lebenden Minderhei¬ 
ten nicht Schutzobjekt im Sinne des Volksverhetsungspara- 

4R) Unabhängige Nackrichfen fUbt} 12/2000 ^ S 4 


Worten abschloß: 

^Treußen war Sehe fßef Deutschland außösenl Für den Kom- 
munismiis!" ^ 

Wenige Tage später befaJJte sich die mit den Israel- 
taejubetnden Antifa-Propagandisten, die im Internet unver¬ 
hohlen als zu bekämpfenden 'f Jauptfemd Detitsckland'' an 
den Pranger stellten. In Deutschland würden sich jene 
*'zum mörderischen Mob zu.^ammenrotten, sei es in Kegel¬ 
vereinen. ßurschenschaßem Friedens-Organisationen oder Fer- 
iriebencnverbänden. die trotz oller Tarnungen aber in Wirk¬ 
lichkeit alle Antisemiten seien und daher bekämpft werden 
müßten^'. 

Nach weiteren Tiraden dieser Art <lann: 

49) David ICom, “Das Netz — Israels Lobby m Dcu[se]ilaiid'\ München 
2003, FZ-Verlag. 
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Scharping für GhurcWll-'KasBrhe 


feirtef 2ü Recht 
dom^K 

Churchill 1946 m 
2ürtch übef" die 
Verelntenr ^taa^ 
len ^.von Europq 
gesjorochan und 
doq^l Daui^ch- 
ionö hiebt ausge¬ 
nommen hat.^ 


Verteidig u ng s m I- 
nläfiit :. fludolf 
ScAi^tng (SPD) 
hot in der Dlskus- 
igion um die Um¬ 
benennung deut¬ 
scher iCosarnen 
einen lslamen$- 
Vorschlag ge- 
iTiachh Scharping 


erkEdrien er köh- 
ne sich vorslel- 
Een^ eine Kaserne, 
nach dem briti¬ 
schen Premiermh 
ntsier Wintton 
Churchill tu be¬ 
nennen (von 
1^74 bis 196&). 
Schorping; „Wir 


Foto; München, Marienplatz sm 13. Febnisr 2Ü04 


^'Solidaritäi mil Israel.^ Für de» Kommtini.’fmiL’ff Nieder mii 
Deuischfandr ^ 


Bei verschiedenen GederLkveranataltuiigen an die alliier¬ 
ten Bombenangrlife auf deutsche Städte, z.B. am 13,2,2004 auf 
dem Marienplatz in München zum Gedenken an den Luftan¬ 
griff auf Dresden riefen Gegendemonstranten und trugen 
entsprechende Spruchbänder ^Bomber H^rrh do ifitgmn"' 
und Ww teart ftr KrnuU^ Csol! heifSen^ "Kein^ Trdnmi für 
De2d:^ch^'% 

Mehrere Demonstranten erstatteten daraufhin Strafan¬ 
zeige wegen Tötungsaufrufen, Billigung von Massenmord, 
Volksverhetzung und Verunglimpfung des Andenkens Ver¬ 
storbener unter Berufung auf & 130 StGB, Billigung von Ge¬ 
walt und Straftaten £ 131 + 140. 

Die Staatsanwaltschaften stellten die Strafanzeigen je¬ 
doch um^hend ein und begründeten dies u,a. damit, d^ 
sich um Äußerungen handele, die durch das Recht auf Mei¬ 
nungsfreiheit gedeckt seien. Die Transparente bringen zw^ar 
eine Billigung von Kriegs- und Völkerreehtsverbrechen zum 
Ausdruck, doch sei dies unerheblich, 

"'weit ea sieh um eir^n Vorfall vou nur noch geächichi* 

lichem tnterease kandete. ... Dem — 

Transparent fehle es an der erfonüerii- 
chen Konkretisierung. Die allgemei¬ 
ne Aufforderung reiche nickt aus. Dos 
Plakat lasse weder eine feindselige 
HaUung gegen die Bewohner der Stadt 
noch einen Angriff auf deren Men¬ 
schenwürde erkennen. 

Letztlich ist auch der atraJ^chtti- 
che Vorwurf der Votksvcrheizungcine 
gefährliche TTa/Te und muß mit Be¬ 
dacht und Rücksicht auf die dadurch 
berührten gegenläufigen Belange ge¬ 
führt werdend 

(ObeiretaaisaJnwall Stern: SeA München, 

Bc;>chcid v, 30,4.20^4 mit Az,: 115 Js 10575/ 

04, Besehe:id vom 6.5,2004 mit Az.: 115 Js 


Auch alle Beschwerden bei der Genera!Staats¬ 
anwaltschaft blieben erfolglos. Der frühere Amts¬ 
richter und nunmehrige Rechtsanwalt Dr* Chri- 
«tian Th- Stoll erlaubte sich in seiner Dienstauf- 
sichtsbeschwerde die Frage: 

"Darf man also davon au^gEhen. daß dk Bdii- 
gnng und Behbi^f^ng der NS-Judsnvcrfdlgung -- 
md TransparEnt zu einer JUdiychen Ge- 
de»fi;v€ra»:^iaiiii»g nnt dem Aufruf »Elchmann, 
tue es noch einmal^ - ebettfods straßos bHets, 
wed erstens der Vorfall nur nach von jf-geschichlli- 
chem Interesse*^ sei und zweiiens die Verantwort- 
liehen längst tot seien (wie Ilarrisj?"" 

Und zur '’fehlenden Konkretisierung": 

"Soli aisa wohl heißen: Bitte mehr Detoii^f 
IVelche Sorten von Bomben? iVie viele? Wann? 

=== Darf es auch Phosphor sein? ... 

Jm übrigen würden iiucA jegiiehe Anhaltspunkte daßir feh^ 
ien, daß die Beschuidigten mit ihrer Äußerung überhaupt die 
Opfer des Bambenangrißs im Sinne gehabt hätten. 

Wie bitte? Ist mit a^Do it agolmt möglicherweise nur ge¬ 
meint, Bomber-lIarrLs solk seine Ofßziersprüfung wiederha- 
ien? Oder seine Orden noch einrnai polieren?*' 

Es geht bei Erwähnung die^r Vorgänge nicht danim^ zu 
untersuchen, ob es sich hierbei um israelische "Lobbiisten" 
handele die solches in die Welt setzen, ob es Kommunisten 
oder einfach Spinner sind. Sondern es gilt anzuprangern, daß 
solche Volks Verhetzung in der Bundesrepublik ungesühnt 
über die Bühne geht und sogar das öffentliche Meinungsklima 
prägt, ohne daß ein Politiker oder Staatsanwalt überhaupt 
erwägt^ dagegen eirizuschreiten. 

Eine Beleidigungsgrenze für Deutsche scheint es in dieser 
Republik offensichtlich nicht zu geben. Statt dessen werden 
Hundertschaften der Polizei eingesetzt, wie kürzlich wieder 
im sächsischen Mückau, um mit Kampfausrüstung Versamm¬ 
lungen oder Musik-Abende junger nationalgesinnter Deut¬ 
scher in Discotheken zu sprengen und Teilnehmer als Krimi¬ 
nelle zu verhaften, die ein solches Vorgehen unverständlich 
finden. 


Ehrung für Vernichtungskrieg gegen Deutschland 


10471/Ö4 + Bescheid vom 7.5.2004 mil Az.: 115 Js t03W04 u.a.) 


Pre^s^m^ldiiirig am in allen Ta£«Ztltungeii, hier aus Bild 


5Ej Utiiibhängig€ i\ti{ihr{chten /C/Vj, 36. Sfipi. 2004, "Recht und 
5ö) t^geüzeiiutfg (iaz), Berlin 29. April 2003. luicii" S. 3 - 4. 
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Christoph Lotseh 


Unterdrückung von Wahrheitsbeweisen 


Münchner Merkur, I>onrierstag, 26-3-1992 
D«mjajijuk: [wan d«r Falsche 
statt "Iwan der SdirecklKche"' 

Bundesdeutsche SlelJen verschwiegen Wissen 
um gefälschtes Beweisstück 

'^»Dcnijanjuk? Ach^ den gibt es noch?« So lautet vielfach 
die erste Reaktionp wenn das Gespräch auf den in [sracE als 
"Iwan der Schreckliche von Treblinka'" Angeklagten UkraincTj. 
späteren US-Staatsbürger kommt. In der Tat war es nach dem 
Todesurteil in erster Instanz vor dem Landgericht Jerusalem 
auffalEend sii]] um den Fall geworden- Haß mittlerweile die Beru¬ 
fung des 71-jährigen verhandelt wird, ist fast untergegangen. 

Doch nun scheint Demjanjuk wieder zum Thema zu werden. 
Denn nach und nach kommt immer mehr Entlastendes ans Ta¬ 
geslicht - Beweismittel, die in dem groß aufgezogenen Schaupro¬ 
zeß bisher ignoriert oder gar unterdrückt worden sind. 

Im Mittelpunkt steht der einzige schriftliche Beweis gegen 
Demjanjuk, ein angeblicher SS-Dienslauüweis. Unsere Zeitung 
hat bereits im August 1989 als erste deutschsprachige Publikati¬ 
on über ein Gutachten des Zeitgeschichticrs Dieter Lchner ans 
Utting am Ammersee berichtet, in dem dieses "Dokument'* als 
Totalßilschung entlarvt wird. 

Ein Beispiel: Das Ausweis-Foto stammt aus den Akten der 
US-Einwanderungsbehörde und wurde erst 1947 (!) aufgenom¬ 
men. Durch Retuschen wurde l>emjaujuk zum SS-Wachmann 
umfrisiert- 

Mittlcrweile hat sich herausgcstclli, daß auch bundesdeut¬ 
sche Staatsorgane in die Affäre um das nachträglich produzienc 
''Beweisstück" verstrickt sind. Denn o^ensichtEich haben seit 
fitnf Jahren höchste politische Stellen dafür gesorgt, daß die 
Wahrheit überden Ausweis nicht an die Öffentlichkeit gelangte, 
ein Vorgang, dem jetzt auch der ’'Siern'' 5 Seiten widmete. 

Bereits Anfang I9S7 - also schon über 2 Jahre vor der 
Veröffentlichung in unserer Zeitung - hatte das BundeskrimL- 
nahmt (BKA) in Wiesbaden in einem Gutachten den Demjan- 
juk-Aus weis ebenfalls als Total fälschung definiert. Auftragge¬ 
ber der Expertise: Die israelischen Ermittlungsbehörden. Doch 
denen waren die Erkenntnisse der deutschen Kiimtnahsten nicht 
genehm: Die Amlshilfe wurde totgeschwiegen, der Ausweis 
von Anklage und Gericht weiter als echt betrachtet. Schließlich 
führte er als llauptindiz zum Todesurteil. 

Als das kriminal amt liehe Gutachten gcrüchtewelse bekannt- 
wurde, nahm sich das Bonner Bundeskanzleramt der Sache an. 
Vertreterder DcnsjanJuk-VeneLdigung wurden abgewimmelt. Die 
Existenz des BKA-Gutachtens woirde der Öffentlichkeit ver¬ 
schwiegen. Obwohl das Kanzleramt die Gntachten Lekners und 
des BKA kannte, legte C£ eine falsche Fährte- Nicht der Aus¬ 
weis, sondern nur das Foto sei von den Kriminalisten geprüft 
worden, so Peter Hartmaun, Ministerialdirektor und Chef der 
Abteilung "Auswärtige Beziehungen^' des Kanzleramts in einem 


Brief vom 13. August 1988- Der BKA-Gutachter sei vor dem 
Jerusalemer Gericht "*nur zu der Frage der Echtheit des Aus- 
weisfoio.'s (was er bejahen konnte), aber zur Frage der 

Echtheit de.^ worden- " 

Doch selbst diese Aussage ist falsch. Denn von der Echtheit 
des Fotos \var vor Gericht keine Rede. Der Gutachter hatte 
lediglich festgestellt, daß die abgebiIdole Person Demjanjuk 
darstoElen sollte — ein Effekt, der von den Fälschern ja eben 
beab-sichtigt worden war. 

Das Bundesfciiminalamt wurde gegenüber der ÖffentELchkeit 
zum Schwelgen vergattert. Ein BKA-Abteilungsleiter vermerkte 
in den Akten: 

"D/e fachhehen Bedenken sollten hier cffensichdick den 
politischen Aspekten wniergeordnei werden." 

Der Skandal um die Unterdrückung der BKA-Erkenntnisse 
zieht inzwischen weite Kreise. Der Ullinger Forscher Lehn er, 
der über die Fälschung auch ein Buch veröffentlicht hat, wird 
von Joumalisten aus Israel förmlich belagert. Auch das deut¬ 
sche Judentum hat sich des Falles angenommen: Eine gestern 
erschienene Sonderausgabe des jüdischen Magazins "SEMIT 
7'LMES^\ einer Zeitschrift für den deutsch-jüdischen Dialog, ist 
dem Thema Demjanjuk gewidmet. 

Ein weiterer Hoffnungsschinimer für Demjanjuk zeigt sich in 
den USA- Seine in Cieveland (Bundesstaat Ohio) lebende Fami¬ 
lie fieberte jedem Achtungserfolg des republikanischcii Präsi- 
denlschaftsbewerbers Patrick Buchauan hei den Vorwahlen 
entgegen. Der häufig als Antisemit angegriffene Ex-Berater der 
Präsidenten Nixon, Ford und Reagan hatte nämlich in seiner Zeit 
als einer der bekanntesten US-Kolumnistcn ebenfalls Deinjau- 
juks Identität mit 'Iwan dem Schrecklichen" angczweifelt. Das 
Material, au^rund dessen der jetzt 71-jährige vor 6 Jahren an 
Israel ausgeliefert worden war, sei, so der eloquente Konscr\^a- 
üve, bis zur Prozeßreife zurechtfrisiert worden."' 

Es wäre unehrenhaft, würde man verschweigen, daß 2 
israelische Verteidiger Dettyajy uks ihr Leben b^w^ ihre Ge¬ 
sundheit verloren haben: Am 2G.11.19S^ stürzte Dov. Eitan 
kurz vor dem Wiederaufnahmeprozeß in Jerusalem vom 15. 
Stoekw^erk aus einem Hobelfenster, Bei seinem Begräbnis 
wurde Yoram Sheftel Säure ins Gesicht geschüttet.^^ 

Nicht deul&che Amtshilfe hat schließlich in 2. Instanz 
zum Freispruch und Denxjanjuks Rückführung in die USA 
geführt sondern hilfreiche Einwirkungen aus Washington. 

Dieses Beispiel ist hier lediglich als Ergänzung zur Pra¬ 
xis der brd-Politiker geschildert, unter Heranziehung des § 
ISO StGB und anderer §§ Beweismittel zur Entla^lnng 
Deutschlands und diesbezügliche wissenschaftliche Litera¬ 
tur EU vernichten, wie dies u,a, mit den Nummern 1,3,15,36, 
38, 44, 52, 53, 59, 6^0, 64, 66, 67 und 68 der Historischen 
Tatsetchen ohne jegliche Sachv^iderlegung der veröffentlich¬ 
ten Texte geschehen ist, 

57) Freu Nr. l Jan./Fcbr. I9B9, S. 10. 
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Antwort des Bundeswirtachaftsiriiinisters Giint^ Rexrodt 
{^b, 1941) (FDP) auf die Anfrage des SPD-Abgeordneten im 
Bundestag JärgTau^s (gcb, 1953) Ende 1995, überden Maß- 
nahmenkatalüg der Bundearegiemrig äut Unterbindung un- 
en^nschter Internet-InfonnationerL^ 

"... fVenn w/r diese Dmge am Internet verbieten, dann wird 
ein zwei/elhaßer Anbieter seine Dienste aus irgendeinetn ünde- 
rcn Land erbringen. Bei Zigtausenden von Anschiiissen und 
Zugängen bekommen Sie das technisch nicht in den Orij^. Des¬ 
halb gibt cs gar keifie andere ^aht, als daß wir eine interna- 
iionaie Regelung herbeischt^cn miis.’sen. Das ist nicht einfach, 
denn Faktum ist. daß wir gerade deshalb, weil wir Durchsu¬ 
chungen vorgenommen haben, weil wir entsprechende Verbote 
ausgesprochen haben, in Amerika zumindest zum Teil diskri¬ 
miniert werden. Dort wird das damit in Verbindung gehrachi, 
daß die Deutschen es mit der Meinungsfivikeii nicht so ernst 
nehmen und daß van deutscher Regierungsseite Einßuß auf 
das Angebot von Informationen und Daten genommen wird. 
IVir können diese Ding^ nur dann in den Griff bekommen, wenn 
wir zu internationaien Abkommen und internationakn Regel¬ 
werken kommen. 


Dabei ist die deutsche Seite wiederum diejeaiget die 
am meisten drängt und drückt Die Deutschen sind diejeni- 
gen, die bisher am auf nationaler Ebene getan 

haben, um bestimmte InformationeH nicht z^tgdnglich zu 
machen bzw\ unter Strafe zu steUen. 


Diese Aussage korrespüiidiert mit der Feststellung ries 
VerfassungssehutÄ-Präsidenten Uhriau, der im September 
1995 das ge^^Uwidrige Handeln der Behörden zur Unter¬ 
drückung legaler Betätigung ihnen unerwünschter Perso¬ 
nengruppen und damit Kriminalisierung legaler Meinungen 
mit den Worten eingestanden hat: 


"Düs konsequente Vorgehen der staatlichen ßehöräen^ 
gegen die Rechtsextremisten hat deren legale Aktions- 
mögfichkeiten weitgehend lahmgetegC 


Zu diesen Maßnahmen gehörten bekanntlich auch die 
Vernichtung wisHenschaflticher Literatiu* und histori*^ 
echer Beweismittel sowie jahrelange Gefangmehaft für 
wissenfichaftliche Autoren und Verleger! (DipL PoL Udo 
Walendy hatte 2 Jahre und 6 Monate einsitzen müsecn!) 


Die den Besiegten zugehörige Republik Österreich frei¬ 
lich macht der Bundesrepublik Deutschland den Rangstreit 
tign wer von beiden eigentlich mehr die freie Meinung unter¬ 
drückt^ unerwünschte Beweismittel vernichtet und jene ihrer 
Bewohner mit langjährigen Gefängnisstrafen bedroht^ die be¬ 
gründete Argumente dafür vertragen ^ daß sie nicht bedin- 
gungslüs "glauben" können^ w'as ihnen als ''offenkundig" und 
'"pflichtgemäßes Verhalten" vorgegeben wird. 

Das bereits 1947 von den Besäten ngsmächten verfügte 
und nach Abschluß des "Staat^vertrages" von 1955^ der den 
Abzug der Besateungstnippen und die NeutraJisiening Öster¬ 
reichs versah^ fortgeschriabener erweiterte und verschärfte 


53} Hessen^Rep^fft^ Wiesbaden Nr. 1/1996. 

54) Frank/urfrr AtigcmHne Zriiun^, 15.9.1995, S. 1. 


sogenannte '"NS-Verbotsgesete™ macht's mögliche 

Ein Strafgesetz von größter Unbestimmtheit und uferlo¬ 
ser Weite für den Begriff" NS-Wiederbetätigung"^ ohne Tat- 
bildp ohne rcchtsstaatliche Garantien bei Mißachtung des 
Grundsateea: gleiches Recht für alle. Dazu die drakonische 
Härte der Strafdrohung bis zu 20 Jahren! 

Mit der verschärfenden Ergänzung dieses Gesetzes durch 
Abs. 3 g + h im Jahre 1992 -- lange nach Abzug der alliierten 
Truppen - haben sich die österreichischen Politiker ein uner¬ 
trägliches Willkürinstrument geschaffen, um jede uner¬ 
wünschte Meinung und wissenschaftliche Erkenntnis zugum 
sten nationaler Anliegen des Volkes unverzüglich kriminali¬ 
sieren und abwürgen zu können. So ist jedes "gröbliche*" 
heißt das?) Verharmlosen oder Bestreiten irgendwelcher be^ 
haupteter ns-Verbreehen oder Rechtfertigen irgendwelcher 
Leistungen des "NS-Regimes" mit bis zu 20 Jahren Gefängnis 
bestrafbar. Im Klartext ist hiermit erfaßt: jedes AriOTeifeln 
irgendw'eleher von den alliierten "psychologischen Kriogfüh- 
rern" hergeleiteten oder auch von offizieller Seite nachträg¬ 
lich in die Welt gesetgten Greuelbehanptungen gegen Deut¬ 
sche oder Österreicher^ die die Herrschenden von sich geben. 
Damit haben diese "anständigen Demokraten" eine Einheits¬ 
meinung unter Vergewaltigung der Wahrheit und demokrati¬ 
scher Grundsätze zugunsten fremdländischer Interessenten 
erzwungen, Demokratie, Meinungsfreiheit, Rechtsstaatlich¬ 
keit sind zur Farce geworden! 

Bleibt zu ergänzen, daß dieser Zustand zudem unrecht¬ 
mäßig durch außerparlamentarische Kräfte linksradikaler 
Organisationen Sn Verbindung mit der Israelitischen Kultus- 
gemeinde im Justizausschuß des Nationalrats zusUndege- 
bracht worden ist. 

Bleibtw^eiter zu eiYänzen, daß, obgleich der Staatsvertrag 
Neutralität, Autonomie und Vereinigungsbestrebungen mit 
Deutschland verbietet^ Bundeskanzler Franz Vranitzky und 
seine Genos^n mit ihrer Unterstützung des Beitritts Öster¬ 
reichs zur Europäischen Union eindeutig gegen die Bestim¬ 
mungen des Staatsvertrages x^erstoßen haben und insofern 
jeweils bi& zu 20 Jahren hinter Gitter müßten, diese Reprä¬ 
sentanten kurzerhand den Staatsvertrag in dieser Hinsicht 
selbstherrlich für obsolet erklärt haben. Am Vertrags- bzw. 
Gesetzestext^ somit an den geistigen Knebel nngsbestimmun- 
gen für das Volk, haben sie indessen nichts geändert. So hat 
Z.B. das Oberlsndcsgericht Graz am 4.4.1996 (11 Bs 120/96) die 
Haftentlassung von Oerbeit Schweiger u.a, mit der Begrün¬ 
dung verweigert: 

■'So Hegt naiionäisozialistische Betätigung auch dann vor. 
wenn auch einzelne von anderen Gruppierungen vertretene 
Ansichten und wissenschaßliche Erkenntnisse in Teilberei¬ 
chen zu einem typische Ziele der NSDAP verfolgenden Ganzen 
umgeformt bzw, adaptiert werden. 

Jede öffentliche Steüungnabme ist kriminalisterbar: das 
Bekenntnis zum deutschen Volk, die Forderung auf Gleichbe¬ 
rechtigung und Selbstbestimmung des Volkes wie auch aller 
seiner Büiger, auf Stop frerndvoUdscher Einw^anderung^ Land- 
Verkäufe an ADsländer^ 'Teindliche Übernahme" heimtscher 
Firmen^ auf Schutz für Mutter und Kind, auf Abwehr volks¬ 
schädigender Geschichtelügen^ auf geeignete Maßnahmen zur 
Vollbeschäftigung, Sicherung des Bauernstandes, auf Abwehr 
fremder (Jebielsansprüche usw. 
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Dogmatisierte Fälschung der Geschichte und der Begriffe 


Ab fir noch Bundestagspräsident war^ servierte Dr* Phi- 
Ixpp Jeimin^r (geb. 1932) am 9.1L19SS den bundesdeutschen 
Parlamentariern sein "Wissen" über die deutsche Vergangen¬ 
heit: Es bestand aus einem Gemisch von Diffamierungsscha- 
binnenp einem Durcheinander von Kriegs^ und Friedenszei¬ 
ten, aus Übertreibungen, Verdrehungen und Lügen unter 
Ausklammerung internationaler ZusammenhängeT ZeitfoL 
gen und ausländischer 'Täter". Nur deutsche bzw, ''nazi"- 
Brutalität gestaltete diesem Akademiker zufolge die Geschich¬ 
te des 20, Jahrhunderts. 

Für ihn gab es weder ein Knebelungsdiktat von Versailles, 
noch Enteignungen und Vertreibungen von Volksdeutschen 
in der Tschechoslowakei und Polen vor Kriegsbeginn 
weder eine jüdische, noch britische, noch französische Kriegs¬ 
erklärung an Deutschland, noch Kriegs- und Vernichtungs¬ 
aktivitäten der USA gegen das Reich, noch einen weltrevolu- 
tiouären Bolschewismus mit Eroberungsplänen gegen Eur[>- 
pa, überhaupt gegen alb ''kapitalistischen" Staaten, weder 
VölkeiTcchtsbrüche noch Verbrechen der anderen. Es gab 
für ihn nur einer ^Täter^' und ein Volk^ das sich in seiner 
überwiegenden Mehrheiten allen seinen "siganti{tchen Mor¬ 
den' beteiligt und "dm Abstieg m die B<^rbcirei gewollt und 
vonälzlichP vollzogen habe,. Alles, was er als 2. Repräsentant 
der Bundesrepublik über sein Volk, dem er einen Treueid 
geschworen hat, zu berichten hatte, war sachTÄidrigund schuld¬ 
beladen. So sein Schlußsatz: 


^ ^Wer Schuld aufrechnen will, wer behaupiei, ea sei^ 
dxh alles mcht so — oder nicht güns so — schlimm gewe¬ 
sen, der macht schon defi Versuch verteidigen, wo es 
za verieidigerj ^ibt^ _/ 

Aus Platzgründen können wir nur jeweils kurz kommen¬ 
tieren und seine anders formulierten Wiederholungen gleich¬ 
artiger Aussagen streichen: 

^as sich heute vor 30 Jahren mitten in Deufschland\ 
abspiehe, das kaite es seit dem MWehlter in keinem amü¬ 
sierten Land mehr gegeben. Und schUmmer noch: bei den 
Ausschreliungen handelte es sich nicht etwa itm die Äuße¬ 
rungen eines immer motivierten spontanen l^olkszorns, 
sondern ww von der Siaatsßihrung erdachte, angestif- 
\ tete und geförderte Aktion. _ _y 

Beide Sätze enthalten niederträchtige Unwahrheiten, die 
nichts mit geschic htlicher Wirklichkeit zu tun haben. 

^ **Oie herrschende Partei hatte in Gestalt ihrer höchstef^ 
Repräsentanten Recht und Gesetz suspendiert: der Staat 
seihst machte sich zirm Organisator des Verbrechens. An die 
Stelle von gezielten Gesetzen und Verordnungen, mit deren 
Hilfe iiber Jahre hinweg die schleichende Entrechtung der 
Juden betrieben worden war, trat jetzt der offene Terror. ' 
Eine noch immer nach Hunderitausenden zählende Minder¬ 
heit war zum FreiwUd erklärt worden, ihr Hob und Gut der 
Zerstörungswut eines oiganfsierten Mobs anheimgegeben. 
...Die Zeit der scheinlegalen Verbrämungen des Unrechts 
ging zu Ende; nun begann der ln die systematische 
Vernichtung der Juden in Deutschland und in weiten Teilen 
[^^^Europas. J 



flugs befand ^ich Dr^lenninger bereite im Krieg. Einfach 
so: ^Der Weg begann^. Gab es auch früher Gesetze und Ver¬ 
ordnungen, so doch nuTy um Juden schleichend zu entrechten. 
Doch an deren Stelle "traijetn^t der offene Terr-of^, w^eil "sich 
cter St-aai Z7cm OrganistUor des Tmichte''. Ein¬ 

zelheiten, z.B. daß ein deutscher Staat ein Recht auf deutsche 
Personalpolitik hatte, oder Beweise, z.B. auch für einen '"z^- 
stÖTungswütigen orge^nisieHeri Mob^ oder einen "'F'reiwild'- 
Zustand für Juden^ brauchte der Sprecher nicht. 

Historische Nachweise dafür, daß die NSDiVP- oder 
Reichsftihrung die hier angesprochene "Reichskristallnacht" 
19SS gar nicht geplant oder veranlaßt und von Unbekannten 
entfesselte Ausschreitungen sofort schärfstens bekämpft hat¬ 
te, mußten ihm bekanntgew^esen sein. 


^ ^ür alle, denen die Möglichkeit versperrt blieb, durch 
Auswanderung dem Regime zu entkommen, war der Rest de.^ 
^eges vorgezeichnet: Judenstern, Ghetto, Deportation. 
,^vangsarbeif, Vernichtung. 


"Der Weg ^oar vorgeztic.kTiet'*'^^ Was soll das konkret hei¬ 
ßen? Es ist doch ungeheuerlich, das deutsche Volk mit solch 
verantwortungslosen Sentenzen anzuprangern und entgegen 
allen detaillierten Beweislagen der Welt einzureden, als hätte 
Adolf Hitler "Krieg, Judenstern, Ghettos, Deportationen, 
Zwangsarbeit, Vernichtung" "vorgezeichnet'\ also planmäßig 
in die Wege geleitet, und die historische Entwicklung hatte sich 
daraufhin seinem Willen gemäß vollzogen. _ 


'^Deutschland hatte Abschied genommen von allen huma¬ 
nitären Ideen, die die geistige Identität Europas ausmachten: 
der Abstieg in die Barbarei war gewollt und vorsätzlich. ... 

Zu der entsetzlichen Wahrheit des Holocaust trat die viel¬ 
leicht bis heute nicht völlig verinnerlichte Erkenntnis, daß die 
Pianung des Krieges im Osten und die Vernichtung der Juden 
unlösbar miteinander verbunden gewesen warem daß das eine 
ohne das andere nicht möglich gewesen wäre. 


Seine in dieser Rede teilgcbotfinen Kriegslügen konnten 
hier übergangen werden, zumal ihnen der Wille zur Sachlich¬ 
keit abgeht und eine Auscinanderaetzung mit ihnen in der 
BRD unter Strafe gestellt ist Begnügen wir uns daher mit 
den zitierten^ von jedem halbwegs gebildeten Europäer so¬ 
gleich als Geschichtslügen erkennbaren Tiraden über den 
allen kuvmnitären Ideen"^ den "peisoton Afi- 
stieg in die BarbareÜ', die den 

fall die SmejebunionJ. Als ob Adolf Hitler mit diesem 
"voirgezei€.hnei^ Weg" seinen Einfluß in Deutechland hätte 
begründen k&nnenl Allein diese Beispiele machen deutlich, 
mit welcher Primitivität und Unlauterkeit der zweithöchste 
Steate-"dieneri der Bundesrepublik Deutschland agierte. 

Es war seine letzte Rede vor diesem Hohen Hause. Nach 
diesen "Geschiehtsbelchrungen’' hatte er den Juden der Wei¬ 
marer Zeit einige Vorwürfe der Mitverantv^ortung gemacht 
Das durfte nicht sein. So mußte er gehen. Seine hier wiederge- 
gebene Grundsatzdiktion jedoch wurde in der Presse weiter¬ 
gereicht und ist nach wie vor Bestandteil der offiziellen Stan¬ 
dardrituale. 


55) Frankfurter Atigüntfire Zeitung,^ 11.11.39SS. 
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Christliche Sprüche -- einst und jetzt 


Das Stuttgarter Schuldbekenntnis der evangeliBchen 
lürchenfuhrungvom 19. Oktober 194S-: 

^'Durch uns isl unendÜckes Leid über viele Fölker und 
Länder gebrückt worden^^ 

wurde ohne Prüfung irgendwelcher Dokümente in Vor¬ 
wegnahme der "Kriegevertarecherurteile" durch die Sieger- 
Militärrichter unter Anregung und Nötigung des britischen 
Geheimdienstes b^w, seines BUroIeiters in Genf, des Hollän¬ 
ders Willem Adolf Vi^ser't Hooft aU verkleideter General¬ 


sekretär des ""Ökonomäsehen Rates der Kirchen" sowie des 
britischen Kardinals Bell und des aus Basel agierenden kom- 
munistenfreundlichen Theologen Karl Barth justandege- 
bracht. Unterzeichnet haben es dann die Bischöfe D. Wurnij 
B. Meistert rh"* Otto Diheliua, Ober! and eskirchenrat Dr* 
Hantis LUje, die Superintendenten Hugo Hahn und Hein¬ 
rich Held, die Pastoren Hans Asmusaem Martin Niemölier^ 
Lie und Wilhetm Niesel sowie Rechtsanwalt Dr* Gustav 
Heinemaiin, der spätere Bundespräsident 

Im EKD-Text heißt es weiter: 

"Wahl haben wir hnge Jahre hindurch im Namen Jesu 
Christi gegen den Geist gekämpß, der im nationaisazialisti- 
sehen Gewaltregime seinen furchtbaren Ausdruck gefunden 
hau aber wir klagen uns an, daß wir nicht mutiger bekannt, 
nicht treuer gebetet^ nicht fröhlicher geglaubt und nicht bren- 
netfder gehebt haben. 

Nun soll in unseren Kirchen ein neuer Anfang gemacht 
werden. 


Die Unterzeichner machten sich ±um Sprecher des deut¬ 
schen Volkes, ohne sie jeniand dazu legitimiert hatte. Ein 

Pastor war der die Streitschrift herausgegeben hat: Tl^er 
Abfall der evangelischen Kirche vom Vaterland", die zur 
Gründung der''Notgemeinschafl evangelischer Christen" führ¬ 
te. Doch auch hier hat die Umerziehung nicht halt gemacht, 
da die amtlichen Geschiehtsfäl^hungen^ Reehtskodifizienin- 
gen, die Handhabung der technischen Masseninformations¬ 
mittel und Medien monopolartig alle Organisationen der "Ge¬ 
sellschaft" erfaß¬ 
ten. Auch Geistli¬ 
ch e, gleich wel¬ 
cher Konfession 
und Rangstufe, 
die keine kriti¬ 
sche Geschichts- 
kenntuis, mehr 
"Glauben" als 
Wissen haben, 
mußten ihr :^um 
Opfer fallen. We¬ 
der befähigt noch 
berechtigt sie ihr 
kirchliches Amt, 
ihrem Volk mit 
erzwungenen po- 
litiach-hietori- 
schen Zeitgeist¬ 
dogmen au^ der 
Giftküche der al¬ 
liierten Kriegs- 
pro p ngu n d a 
schuldbeladene 
Sündhaftigkeit 
aufmschwatzen. 


Gebet der katholischen Priester in den Kirchen 
Deutschlands am 20, April 1939: 

"Gedenke HerVi Führers, desse^i geheime Wm- 

sehe Du vorau^keunnL Schütze ihn mü Deiner unerschöpf¬ 
lichen Gide und Debiem Erbartneu, schenke ihm Rnhfi, 
sUmdüfen Frieden und den Sieg des liimTnels für ihn und 
sein ganzes Vbifc" 


Dank Adolf Hitlers 

Am 29. April 1940 dankte der Reichskanzler dem Vorsit¬ 
zenden der deutschen Katholischen Bischofskonferenz, Kar- 
dinal Bertram, mit folgendem Schreiben: 

S6) Heinrich Wenige "Richligntfillungeti zur Zei:saeschichic"H Tübingen 
L994, Heft 7, S. 52 - 5^ + H.H. Jensien/H. Trebs (Hrsg.), "Tbcologh 
sches Le^Lküfl", BerHn-Ost ]97S^ S 3S7 (Scithwön: StutEgarler Er- 
kläning), 
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1jl«#|dgik-M< |k !■■ 91. ^bJI 11M4- 


\l 


.X)ant fni; bk ßiiabi-g« (5rre(fUDg bfls 

gi,3d| IMI.- 

- tbj irjdivnMl trt i£ 4A idl ttn ^HbriE 

Hi'iUh SJllmlil' 4T4nhi «1T tllirhjr^ an-, [«vtfl «« v\^ tmilfV am 
&»nnJh^ ^dII, l|1, m ^6nat^. ^ Im JllE^in- 

ütft ^ tft rfllaiftt*r JnEra gth^r n\ib\ 

,;.$«lttiE birrafcffrJInlT Ijrpnb Nnr«1 

miE Zivr, bdp l]y[ «nliErn [^i^nE- tii Pim tlnldilyg &bin 

ufl4 9f!|HnCi|>*il ünl la tinE^ 

4#^|ir 3n =iE i?in. flimm Hn In 

^Inn -ffil unb blntt« Öu JiIei j[lE;rfir .&i]if LUI4 

SViNitl (Bfllh fn -Shf 5iq■■SftqnMimi. Wt Sn ftliftr.Jir 

Voll |a' 4hrf4>f^vn[#|cbiHnn 3^ ]iIme Splr« □rbilMin>. SiL Inll 
anTSr^m iDp^fFi« £4^ri< Ed| iiln[fn esf^SSri im tiu[$iUf JU Qlf S^pfih; 
Im &*^Fm 6ff 3ä[lnl+ hl l^f C“ 1öPll*E« fläEbHn^n I^e OcrilSiE. 

lariJiihn !■ ynbibniif'Z ehh ^dF unb I^llt unf 

. buE4 btliii- gickdblqi-^übrun-t du| ^ SB^ JiHbrni **b |y(l un^nm 
VaHt üui b<E bIWlft-n OaAl bn JtEl*g#4 ^ni- fltginiHEHi «riHE^in. 
(** ftrlPrt *□! ftn Imfl (ttf 3<'*’ Srf* Ifi 

C^fflflup UR^iEm .^rrn dHiy^ dh- Dlb#r Sl^ [bi+'iliS, iSltv Siln 

^ ^HHgrilurrl FthdSt t^pfi^lol tinb [FmiQii- Wt!*. »nb «Ar m|<E 

CtWi, W Chbf «^b r^pfEr -nnb i^DtrhrsiSin. l■n^4T Ki .^uibr 

Stla«t .fkiillgiQi Q4^u Jlitlin. 


C*. ST Hc-d l-ci kK. 


3. 4.'; ^Ib {.■Id BB. 
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KKTÜOLtSCK^S 

fciSJgefangbodi 


Vs r L«g ^ Sr ^41 Kl* r ft S o hm &e r LIr SW « 


9 jftroBec 0oit, tntc laben bidi; iSetc, tnit 
• VrP pfeifen; ieäne Stärk; uoc üic neigi bie 
Crbe |id) urü bemucröert belne £leEk; cnfe bu 
«naclt Doc alter 3eit, Jo bleibjt bu in Ctaigheit. 

2- JÜelläg, Iftn, allmädifgeT ©oEf, betlig, Bjetr bet 
Itrtegeabcere, fiacbec fijeJfec in bet HotJ JJfmmel, 
tcüä^iluft anö IB&trf ftnö ^Dfiilittron beinern ßtitjnijr 
ftltea ijl bnn fSgentuml 

3. Alfe Eanöc, l?ect, JlnÖ beln, &e!n^ o Bott, finii 
alle Bleete. Btt Joll bcum be^bten fein nnjet 

leben, unjre Etire; ftcedte Jegntnb belne Ifanil 
Uber un/et ßaletlanb. 

4. Bott >D 0 unjre Jei'a su lanbe, 

fei'a ju meete, tal ble Erette ddtilbtnad) (tehti, 
fei und felber EPaff'n unb IBebce. lofungnooarl 
fef at(|üg(etdj: /,fceu jo |üf)cer, Botlt unb Bei^J" 


"Sehr verehrter Herr fOtrdin^lf 

Für ihre Giücku^nsche, die Sie anläßlich meines Ge- 
bnrtstnges die Güte hätten^ mir Im Namen der geistlichen 
Würdenträger aller Diözesen Deutschlands zu übersenden, 
spreche ich Ihnen meinen aufrichtigen Dank auSr 

ihre Versicherung, daß die Katholiken Deutschlands in 
Treue zu dem heultgen Staat und seiner Regierung stehen, 
habe ich mit Befriedigung entg^engerKiminen. Sie können 
getniß sein, dsß der Staat und seine Regierung diese Treue 
enüidem. 

Mit besonderer Genugtuung erfüllt mich Ihre Gjberaeu- 
gung, d^ das Streben der katholischen Kirche dem deut¬ 
schen Volk den christlichen Charakter zu erhalten, mit dem 
Programm der Nationalsozialistischen Deutschen Ärbetter- 
partei nicht in Widerspruch stehe^ Niemand begrüßt es 
fi^udiger als ich, wenn die seelsorgerische Tätigkeit der 
Kirche in Einklang steht ruU der großen uölkischen und 
poh'tischen ßeiuegung in unserem Vaterland und mit den 
Aufgaben der deutschen Staatsführung, die ihrerseits die 
Aufgaben der Kirche auf dem Gebiet der Seelsorge stets 
respektieren wird^ 

Ich glaube cJahefp mit Ihnen der Öberzeugung zu sein, 
ti4J0 bei dem schweren Kampf, den das deutsche Volk jetzt 
gegen seine feinde zu bestehen hafp auch die fcathoiische 
Kjfrche Iri Deutschland dazu heitr^en wird, die innere Ge- 
schiossenheii unseres Volkes zu bewahren und zu st^erir 
In aufrichtiger Hochschätzung 
Adolf HitleT' 


57) Erzbsschoflictic Kurie in üreslau, 2. Mail 940. 




K?ITHDIri£CHe$ 



Otbtt füsr Fahfif/ Völk 
Wehrmacht 

Eaffet Uji3 beten! 

vH Deiner o 0ott, liegt ble i^errfdiajt übet 
alle Beld)£ unb Qölkt bet lErbe. 

&egne unfer beutfdiea Oollt in Beinet 0üEe unb 
lütaf! mib ferihe uns Bef Ina L>jet^ bie Eiebe jn 
tinfetem DaterSanbe* lag une ein tistbenbaftea 
0ejct)leifjt fein unb unfetetAIjnen cnürbfg inerben. 
lag Uno ben ©lauben ttnfetet Bätet Eiüien mfe 
ein (Erbe. 

Segne bte beutftlje ^ekmadit (DeEef)^ betu=‘ 
fett fft ben Stieben mabven unb ben l)eimifdien 
ßjerb au befiliütjen, unb gib itjrcn Angebö^^gsn 
bie ütafi aum hödirten (Opfer für Sühcec, Both unb 
Oaterlanb. 

Segne befonbera unfecen Sütjrer unb BbetitenSe^ 
fehlshaber in al!enÄufgaben,ble ibm gefleKt flnb. 
lag una alle unter feiner Süljtung ln ber L>jingabe 
an Oollt unb Batetlanb eine tjeilige Aufgabe feljen, 
bamlt mit burd] ©laubert, ©ehurfam nnb freue 
ble einige I^elmat erlangen Im Beidie Beineo £ldi> 
tea unb Beine» Srlebsn», Amen. 


= = = = KEUAltTtGE SPRÜCHE 

Kardinal Jfnaeph H5ffn«r^ Vorsitzender der Deutschen 
Eischüfskonferenzuiid Erzbischof von Köln^ am S. Mai l2Sb 
im RIAS Berlin: 

""Die Nazis -^iite^en Europa wie cm reißender Wolf. 

Das Ergebnis bestehe darin, daß der Boiseheyvismvs bis noch 
Warschau, Prag, Budapest und Beriln hat Vordringen kön~ 
nen. ^ 

Seine kath. Eminenz Kardinal 
Josef Ratzinger cab i 9A2005 - Papst Ben&dikixvij 
am 6. Juni 2004 in der Kathedrale von Caen: 

''So mußte in der Tat die ganze Welt eingreifen, um den Ring 
des yerbreckens aufiusprengen, um Freiheit und Recht wieder 
herzustellen. 

So danken auch wir Deutschen selbst, daß kW Freiheit und 
Recht durch diesen Einsatz wiedergegeben worden .'sind. 
Irgendwo in der Geschichte, so ist hier offenkundig, daß es sich 
bei dem Einsatz der AHiTerten um einen gerechten Krieg han¬ 
delte, der letztlich auch dem Wahle derer diente, gegen deren 
Land der Krieg gefithrt worden Ist. 

haben dafür zu danken, daß nicht der Gedanke der 
Bestrafung oder gar der Rache und der Demütigung der Unter¬ 
legenen bestimmend wurde, sondern allen ihr Recht gewährt 
werden sollte. 

58) Tagespasi, Nr. 42/1985. 

59) Frankfurter Aflgemeine Zeitung, 11. Juni 2004, S. 39. 
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Wiedervereinigung Deutschlands 

Abgeordneter des Bundstagies EgonBahr^ (geb. 1922), als 
mehrfacher Mini&ter ebenfalls vereidigt, aufgefordertÄO sein, 
die Einheit HeuLsehlands 2u vollenden^ erklärte nach Verab¬ 
schiedung vom Nationalstaat im Marz 1978 itn Bonner Parla¬ 
ment: 

wie heu^e habefj uns ju fragen, oh wir mH 
Aussichf auf Erfoi^i das Thema der Einheif der Nation auf die 
Tagesordnung der Foliiik setren kännen. Ich denke, alle unse¬ 
re Partner in und Ost können sich darauf verlassen, daß 
alle deufokratischen Parteien dieses Landes eine Position ab¬ 
lehnen, ßir die Deutschland über aiies steht.** 

Kura darauf im Rundfunk: 

**Der Friede rangiert vor der Nation. Das ist der Dieftst, den 
das deutsche Volk Europa leistet.** 

Das Thema "EmheiF sei *'nnzeilgemäß auf Jahrzehntef 

Ln einem Pressekommentar hieß es: Die^ sei der Dienst, 
den Bahr und seine Genossen der sowjetischen W€sti>Dl]tik 
leisten. So v^mrde schon der deutsch-sowjetische Vertrag vom 
12. August 1970 mit den^ Veraichtauf die deutschen Ostgebie¬ 
te abgeschlossen, ebenso der Grundlagenvertrag mit der DDR, 
der dieser die völkerTechtliche Anerkennung und Akzeptanz 
bei der UNO einbracht^. Gewaltpolitik der anderen scu re¬ 
spektieren und zu finanzieren stand für ihn und seinesglei¬ 
chen höher im Kurs als die eigene Nation. 


Willy Brandt, der bekanntlich schon während des Krie¬ 
ges von Norwegen aus den Amerikanern nahegelcgt hatte, 
Ostpreußen, Wesjtpreußen, Schlesien und das Sudetenland 
den Russen, Polen und Tschechen zu übergeben,im Juli 
1932 gegenüber der Auslandspres&e: 

*^Die Wiederveremigung Deuischlmids sei nicht n&nveri- 
äigr ... Solange andere europüiscke Staaten eine Wiecfer- 
aereiniffung mit Sarge betrachten, eolctnge hätten die Deat- 
Bchen dieser Sorge Rechnung zu tragen." 


Helmut Kohl, stolz, '"e^iropäisckeP', nicht ''deutscher Po^ 
triot'" EU sein, erteilte schon in seiner Regierungserklärung 
am 13,10.1922 dem Nationalstaat eine Absage, ^'uteÜ nie^rumd 
m Ost und Wßöi ein so 2 niedervereini{jte$ Deutschland ntit 
80 Millionen Bewohnern In seiner Regierungser¬ 

klärung vom 7,12J99b pflegte er alle seine europäischen Inte- 
grationsfordcrungen mit "ununikehrbarer Wirkung" als eine 
”Frage iw?- Krieg oderFriederF zu bezeichnen. Für die Verei¬ 
nigung mit dem Rest des geteilten Deutschland hatte er 
keinerlei I nitiativen, im Gegenteil Widerstände entwickelt. 

So vertraute er e.B- dem französischen Ministerpräsiden¬ 
ten FraJi^ois Mittcrand lautLe ilfoncfe vom 20.5.19S7 an: 

"'Ich bin der letzte Kanzier, der noch Einspruch gegen die 
iViedervereinigung erhebt. 

Alle Bonner Parteien haben nicht nur auf Ostdeutschland 
verzichtel un d Mitteldeutschland in Ostdeutschland umbe- 

60^ Deutsche. \^*och€tizeiiufig, Hannover 24. Mürz 197?. 

611 .ScMesier RfiCkUnghBUSCH, 23.3.J99R, S. 2. 

62} Verg]. Hist&rische TatsachEn Nr. 11, S. 40 
63} DeutschE Wochf n^Eiiuttg.. 6. August S. 2. 

63 a) FrsHfifarrer AligEfttEifte Ztiiutifi, S9.3 0.19S2. 


ÖTtmir JiiMnriktr 3 tnafHJ 5 -l Cim im Wli.r>Kjiricfi: 

„Wiedervereinigung würde 
ziim Weltkrieg führen” 





Trot?^ verfassungtreiiidlieber Grundhaltung (WiedervertSni- 
gungsgebotl) itchrieb der Mitnrheiter an deutschen Scbulge- 
sthichtsbüchern, Dozent an den Universitäten Bremen und Tei 
Aviv^ Fubiizlst Prof. Dr, [menuel GeEss im i4^eser-Kurier am 29.8. 
1987 dtn Deutschen vor, **sie diirfeti nie H'ic?d43r eitten eigenEti 
NationulsiilUihaben*** da 

1. ) ihre hOOfl-Jährige Geschichte die Zerstückelung ihres 
Landes immer nutwendig mache** und 

2. ) wefl es andernfails wieder einen Weltkrieg geben würde. 

Kr vermied Linzelheiteni^ auch hinsichtlich der vnn Ihm ver¬ 
muteten Kriegsbrandstirter. 

Von einem Medien Skandal ist nichts beka n nt ge worden.- 
Normahtat In der Bundesrepublik DeoUchäand, da solche Leute 
wie er aüerdrten das W'ort führen* Zwar konnte auch dieser 
Mann die Teil Vereinigung Deutschlands nicht verhindern, doch 
sind ”die Seinen" troD. Grundgeset;^- g 3 nach wie vor nicht 
gleich wie die anderen in der Mitte Europas. 

Immerhin haben "die Seinen'* — auch auf der '^'^2 plus 4" 
Ebene — unter maagehlichem Einsatz des mit hohen Jüdischen 
und anderen Orden dekorierten Bundeskanzlers Helmut Kohä 
dafür gesorgt, dft Teilvereiniftung 1989H99Ü dazu zu nul^ent 
um weitgehend unbemerkt die WiedervereitiEgungsverpflichtung 
für ganz Deutschland aus der Präambel des Grundgesetzes zu 
tilgen r 

namiti sondern beschw'OPeo in den 80er Jühf en die "Gefakrfür 

europäischen Fried&n'^ herauf, falls sich jemand für die 
Vereinigung von West- und Mitteldeutschland cinsetzen und 
Zulauf erhalten sollte. Deutsche Medien Vertreter und Politi¬ 
ker forderten den Erhalt des Status quo, "da die Einheit 
Eu’rtyj)as die Teilung Dc'tdschlands vwrti'imetzc". 

Bundespräsident Rictiard v. Weizsäcker hatte mit der 
W'iedervercEnigung Deutsch] an däi gar in den Gt^nzeu von 
1937t uichts im Sinn. Daß die Deutschen aus den Bündnissen 
ausscheren, um sich in das Abenteuer eines neutralen deut¬ 
schen ZentralsUates EU stürzen, sei "kfrmpleU^r Unsinn". 

l^'iedervereimgung.^phanfasiereien lasse sich nur hfn- 
rcißcfi. wer mit poUtischer Blindheit geschiagen set. Die Bun- 
desrepubiik sei and bleibe der Q.^ten des iVestens. *' 

Daß nriiin auch im Rahmen der Bündnisse auf dieses Ziel 
hätte hirivrirken können und müssen, war für ihn kein Thema. 


Heina^-GalinÄkT-Preisträg^rin Lea (früher Edith) Rosh 
63b) Der SpiEgEi Nr. 24/]9S9. t2..6.19Ä9, S 24, 
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19^1 auf Grund ihres unermüdiicheii Einsames für Israel 
Eur Chefin des NDR-Funkhauses in Hannover aüfgerüekt, 
1989 ereiferte sie sich: 

"Ich fiünde 80 wici^reereif^igie Deuische furcht~ 

büK Nahmen wir die Teilung doch ots Bürde der Geschichte 

- 

Der "Tradition" der SPD und "Grünen" folgend^ das Wie¬ 
dervereinigungsgebot in der Präambel des Grundgesetzes 
streichen zu wollen^ erklärte Gerhard Schröder am 11. Mai 
1989, damals Fraktion^vorsitzender der SPD, im Nieder- 
sächsischen Landtag,, "seine Position" dahingehend, die im 
Grundgesetz vermerkte ^Einheit Deul^hlands" sei nicht un¬ 
bedingt "tenitoriaJ", sondern als "Verpflichtung zur Erhal¬ 
tung der gemeinsamen Sprache und Kultur" zu interpretie¬ 
ren. 

^!ch glaube nicht, daß das Beschwören einer ^iederver^ 
einigung, gedacht als das Zusammenßihren der beiden deut¬ 
schen Staaten, eine historische Chanceßir uns ist. ... 

Die Chance, die wir haben. Einheit als historische Mög¬ 
lichkeit SU bewahren, besteht ausschließlich darin, die territo¬ 
riale Trennung^ die nach dem Zweiten IVeltkrieg entstanden 
ist, zu akzeptieren und auf der Basis dieser Akzeptanz tfurch 
Politik in beiden deutschen Staaten daßir zu sorgen, dt^ das, 
was man sich unter Einheit vorsteilen kann, die Zusammenge¬ 
hörigkeit. die gemeinsame Sprache, die gemeinsamen Kultur- 
fradittonen nicht zuschanden kommt," 


H^usbesetzerp Steinewerfer gegen die "demokratische 
Grundordnung^t Bundesaufienminister JD&chba Fischer (geb. 
194S) bekannte, nichts mehr bekämpfen zu ’w^ollen, als die 
''ReTmlwncdisierung und Gerrrumisierung der Bundesre¬ 
publik'', "'Größte Sorgel* erfüllte ihn heim Blick in die europäi¬ 
sche Landschaftp daß allerorten noch in exhumierten Katego¬ 
rien von Nation und Volk, Territorium und Religion, auch 
sprachlicher Abgrenzung gedacht werde, anstatt in Multikul- 
tur und Globajismus, 

So sei auch die "'Wiedervereinigung" 19S9/90 von dem Vi¬ 
rus des Nationalismus befallen gewesen, was '^m^hr Sorgen 
und Ängste beschert hohe ais Hoffnungen"'. War für ihn der 
deutsche Nationalstaat ein besonderes " ÜheP^ so "die Zerstö¬ 
rung d$A Deuitichen Reichen em Minimum jeder zukünfli- 
gen europäiachen Friede^isregelung". 

"^1990 fand die falsche Einheit, ndmlich die nationalstaat- 
liche des 19. Jahrhunderts und nicht die europäische Einheit 
des 21. Jahrhundert^ statt. " 

So sei "dis deutsche Einheit von 199Ö gegen die Zeü ge¬ 
baut. Europa sei als ’'K(mtinmt der Wandemng von Millio¬ 
nen Menschen" zu begreifen. 

"Dies dürfe weder durch ethnische Abschottung noch durch 
einen bezopften Nationalismus aufgehalten werdend* 

Es wird Zeit, daß sich dieser vaterlandslose, dennoch auf 
das deutsche Volk vereidigte Minister, selbst auf Wander¬ 
schaft begibt. 


Staatlicher Betrug anl^iich der Vereinigung mit Mitteldeutschland 


In den JtfTNr, 67 wurde bereits dargelegtp wie die Bun¬ 
desregierung unter Bundeskanzler Helmut Kohl, die "Wie- 
dervereinigungs'-Euphorieund den "Zwei-plus-Vier-Vertrag'' 
ausnutzend oder ihm folgend, Volk und Parlamente über¬ 
rumpelte, auch weitreichende Änderungen des Grundgeset¬ 
zes (speziell: Verzicht auf die Wiederv^ereinigung mit Ost¬ 
deutschland in der Präambel) zu akzeptieren. 

Die J5IT-Nr. 86, S. 34 ff nahmen ferner Bezug auf dio verlo¬ 
gene Auskunft der Bandcsrcgierungi die Moskauer Führung 
habe der Vereinigung West- mit Mitteldeutschland nur unter 
der Voraussetzung zugesümmti daß die Enteignungen der 
sov^ijeti sehen Btxlenreformen von 1945 -1949 nicht mehr rück¬ 
gängig gemacht werden dürften. Diese absurde Lüge^ die 
anschließend vom Bund esverfmungsgerichtspräsidenten 
Roman Herzog "rechtskräftig^ at^esichert worden war, be¬ 
wirkte einen derart skandalösen Betrug am deutschen Volk, 
daJJ es angebracht ist, darauf zurückzukommen. 

/" ^chon damals waren der Bundöregierung bewußte Täuschung der^ 
Öffentlichkeit und des Bundesverfassungsgerlchtes vorgewoir- 
fen worden: Die Einheit Deutschlands sei auch ohne Anerken¬ 
nung des Rückgabe Verbots zu erreichen gewesen. Bereits 1992 
arbeitele der aus Mitteldeutschland geflüchtete und an der Kie¬ 
ler Universität lehrende VDlkerrechtlcr Prof. Dr. WoifgangSeif- 
fert dazu ein 20-seitiges Gutachten aus, in dem er die Falschaus¬ 
sagen der RegieiungsVertreter und die VerfassungsWidrigkeit 
ihres Vorgehens darleglo. Doch die Politik ging darüber hinweg. 
Die Betroffenen wandten sich immer wieder, auch in Anzeigen- 
^kampagnen, an die Öffentlichkeit, ohne jedoch eine grundsätzliy ^ 

64) Divid Kom^ "Dm Netz - Israels Lobby in DctitscKlajid'L Müüchen 
2003, FZ-Verlag. 

65) Uttabhättgige NacHricHietf fUN) S. 3 


^che Änderung bewirken zu können: Sie erhielten weder ihr Em 
genturn zurück, noch bekamen sic Entschädigung. Diese Hand¬ 
habung wojrde dann auch von seiten der Tschechen den 8ude- 
tcndcutschen bei deren berechtigten Entschädigungsforderun¬ 
gen entgegengehalten. 

Nun wurde dieses Thema des Rückgabeverbots in einer 612 
Seiten starken Dissertation der Politikwissenschaft]erin Con¬ 
stanze Paffrath aufgegriffen, die mit dieser Arbeit unter dem 
Titel "Der Restitutionsausschluf] im Prozeß der Wiedcrv'ereini- 
gung"' im vergangenen Juli an der Universität Duisburg-Essen 
summa cum laude promovierte. Eine ausführliche Besprechung 
erfolgte von Klaus Peter Krause in der Frankfurter AUgemei- 
ficn Zeitung \om 29. 8.2003. 

Danach konunt die genannte Untersuehung, der beide Gut¬ 
achter, die Professoren Claus-E. BärseJi und Karl-RiidoLf Kör¬ 
te, eine "ausgezeichnete Beweisführung" bescheinigen, zu dem 
Ergebnis, daß beide Urteile des Karlsruher Verfassungsgerich- 
tes auf falschen Tatsachen Voraussetzungen benihen und daß 
deshalb die Richter zu falschen Folgerungen gelangten. Die von 
Bonn vorgetäuschte Zwangslage - die Wiedervereinigung von 
West- und Mitteldeutschland habe es nur mit dem Rückgabe¬ 
verbot und .sonst nicht gegeben —^ habe nie bestanden. Die 
Sowjetunion habe das Rückgabeverbot nachweislich an keinem 
Verbandlungätag und auf keiner Verbandlungsebenc gefordert. , 
Die Bundesregierung habe das Verbot sthon vor deu offizieLlen 
interna tioualen VerhandLungeii selbst geplant gehabt, die Nicht¬ 
rückgabe des beschlagnahmten Eigentums habe für wichtige 
Vertreter der Bundesregierung bereits im März 1990, also vor der 
^rsten frei gewählten DDR-Regierung, festgestanden, so daß ^ 

66) Joseph Fischer. "Risiko Dcutschlajid", Kftln tQ94. - Vergl. Deutsche 
heetiunatieitutig. Milnchcti, 1.4.2005^ S. D. 
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?ich nicht ütn eine FeKlemschätzung der Vcrhandlungälage 
handelt haben könne. 

Die Vertreter der Bundesregierung bäLtcn mit ihrer Behaup¬ 
tung des E^.ückg^be^veTbüts die Öffentlichkeit, den Bundestag 
und das Bundesverfassungsgericht absichtlich und wider bes¬ 
seres Wissen getäuscht und nur so die verfassungsändemde 
Mal^nahme durchsetzen können. Als Gutachter urteilt Pr&t Bär- 
sch ebenso: 

die TätJSchung der ÖJfentÜchkeit, des Bufiäesiages 
und des Bundesverfassungsgerichtes hdtte das Bückgabever- 
bot fiieht den Status der Rechfmäßigkeit erhalten.^ 

Frau Parfrath meint, selbst wenn Moskau oder die DDtl 
damals das RUckgabeverbot als unabdingbar gefordert hätten, 
so hätte es die Bundesregierung als grundgesetzwidrig und der 
ständigen Rechtsprechung des Verfassungsgerichts entgegen¬ 
stehend ablehnen müssen. 

Das Gericht habe es seinerseits versäumt, die beklagte Re¬ 
gierung genau zu befragen, indem es die beantragte Vorladung 
der wichtigsten Tatzeugen wie W&lfgang Schäuble oder Güu- 
ther Kraust überhaupt ablehnte und weiteren Zeugen wie Bie¬ 
ter Kastrup oder Klaus Kinkel nur einen Beriebterstatus ein- 
räumte und sie dadurch gegen etwaige Straherfolgung wegen 


Falschaussagen absicherle. 

DteDoktorandin belegt ihre Vorwürfe zu diesem skandalösen 
Rechts- und Vorfassungsbruch der Bundesregierung sehr aus¬ 
führlich und einleuchtend- Die Doktorarbeit soll nächstens als 
Buch erscheinen 

Künft-ige^ Generationen werden wohl erst die Größenord¬ 
nung dieser Enteignungen aufschlüssein und die betrügeri¬ 
sche Überführung ihrer Werte an fremde Eigentümer mit¬ 
tels der am LdJflÖO "zur Wahrung des VülkgeigentuniB" ge¬ 
gründeten und bereits am 7,1990 per "Gesetz zur Privati¬ 
sierung und Reorganisation des volkseigenen Vermögens" 
zweckentfremdeten "Treuhand"’ öffentlich machen und resti- 
tuieren können. Zu viel ist dem deutschen Volk schon geraubt 
worden, als daJ3 über dieses Thema Schweigen gebreitet w^er- 
den könnte! Von 1,500 - 2.£>0Ü Mrd. DM-WerteUH die auf diese 
Weise in ausländischen Besitz transferiert worden sind, ist 
schon jetzt die Rede. 

Der curof^äische Gerichtshof h^t Ende März 2005 die 
klagenden Eigentümer abgewiesen, indem er den Kohl- 
Schwindel ebenfalls für rechtens erklärt hat, cibgleich ihm 
die Fälschimgsbeweise bereits tängerfristig bekannt wa¬ 
ren- 


"Zahlenmaterial über Reparationen liegt dem Bund nicht oor" 


US-Vizefmanzminister und Saminelkiäger Stuart Eizen¬ 
stat brachte bei seinen Entschädigungsforderungen fiir ehe¬ 
malige '’Zwangsarbeiter" die "noch offenen" Reparationen ins 
Gespräch, die dann am 9.S.2000 im Bundestag die Anfrage an 
die Bundearegiening auslöste: 

'■FPw groß nach darifaiigefn und heutigen ITbrt waren die 
deutschen Reparatimsleistungen nach dem //. Weltkrieg aus 
Beschiagnahme von deutschen In- und Ausiandsvermögen, aus 
deutschen Patenten, aus Demontage, Materiallieferungen (Ent¬ 
nahme aus laufender Produktion) und Enteignung mobiler 
und immobiier t^ermögenswerte?*^ 

Karl Diller, parL St^tssekretär beim Bundesfmanzmi- 
msterium, antwortete: 

"Die erbetenen Angaben ... sind in der gewünschten Form 
nicht möglich, da dem Bund entsprechendes Zahienmaterial 
daniber nicht voriiegt (... und nach Lage der Dinge wohl auch 
nicht mehr annähernd genau zu erfassen sein wird). Dos Er¬ 
gebnis bisheriger Recherchen über die finanziellen 
kungen des Krieges ist der betgefiigten Zusammenstellung der 
>>Kriegsfolgeleistungen insgesamte (Stand S1.12J997) zu ent¬ 
nehmen, die damit auch einen Überblick über die Reparatio- 
nefl Deutschlands gibt. 

l'iach dem iL Weitkrieg hat es... keine dem Fersailler Ver- 
trag vergleichbaren Reparatiamregelungen und damit auch 
keine nachvollziehbaren längerfristigen Reparationszahlun¬ 
gen gegeben. Vielmehr haben die Siegermächte einseitig Re¬ 
parationen entnommen. Verbindiiche Aufzeichnungen darüber 
gibt es nicht. Verbindliche Angaben Uber von der ehemaligen 
DDR erbrachten Reparationen können ebenfalls nicht gemacht 
werden. ... 

Lediglich in Form einer Zusammenfassung der in diesem 
Zusammenhang relevanten Bereiche, die jedoch keinen An^ 
Spruch auf Vollständigkeit erhebt, kann ein Überblick ... gege¬ 


ben werden. ... Die ... verfiigbaren Zahlen sind nicht authen¬ 
tisch und beruhen im wesentlichen auf Schätzungen. 

Die in der Antwort mitgclieferte Aufstellung über die 
^’Kriegsfolgeleistungen insgesamt (Stand: 31 .Dezember 1997)" 
"'ohne ßerücksichtiguTtg der umfangreichen Gehietsverlu^ 
ste mit ihrer wirt,^chafiiieken Kapazität und z.T. ohne in¬ 
nerstaatliche Leistungen schlüsselt einzelne Leistungsberei¬ 
che nach Schätzung und z.T. unvollständig auf und kommt zu 
einem geleisteten Aufwand von Milliarden DM sowie 
weiteren 75,5 Millionen DM aus privaten Initiativen ("Zwangs- 
arbeiterentschädigu ngen"). Wi edergutmachu ngslei stungen 
Miliiardenhöhe in der Sozialversicherung und in der 
Kriegsopferversorgung .ünd nicht eifaßt und statistisch nicht 
feststellbar^ 

Im Jahr 1937 lag bereits eine vrisaenschaftlichc Studie mit 
einem Ergebnis von L&OO Milliarden DM vor.^^ 



Mit Schreiben vom teilte das Bundesfinanzmini¬ 

sterium miti daß im Zusammenhang mit den Verträgen über 
die "Wiedervereinigung^' (Teilvereinigung) vom 2. L0.199Ü ver¬ 
einbart worden sei, die 'Vorläufige Restschuld aus dem Ver¬ 
sailler Vertrag von 1919" noch zu begleichen. 

"Die Bundesregiening zahlt ohnehin noch immer 
Repara/iönsschiiiäen von 1919 fast 10 AfUHanen Mark Im \ 

\ jahrab~tis2020.**^^ __ J 

Im Jahr 1997 habe die Bundesrepublik hierfür an Zinsen 

ßl) Das Freie Forum, jWütieälurtgublüU der Gesellschaft für freie Publiii- 
stikNr. l&/Okt -Der.. 2003, S. 3 - 4. Verfil. auch Nr. 4/1992, S. 7 ff. 
6B) Vnabhüiigige Nachrichiett (Ui^) 7/2000^ $, L *+"5-8. mit voLls-täft' 
di^cm Text, 

Berliner Mür^etipoft, I U.1987. Verfasser: Hans Haush?rger. 
wissenschaftlicher Assistcnl Volks wirtscliafElichcn Inslilut der 

Universität Köln. 

70) Der Spiegel IT, 3.2000, S. 31 + tW Nr. 7/2000 S 4. 
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6^9 Millionen DM nnd für Tilpini^ mnd 3,3 Millionen DM 
gesahlt Mit weiteren Angaben hierüber hält man sich offiziell 
sehr zurück 

EHe führende französische Zeitung/'ipara brachte es 1Q92 


auf den Punkt: 

"Müäsfticht, das ist der Versaifhr Verfraß ohne Krieg. 

71«1 

Und 1919 hieß es hereiLs: "Deutschland zahlt alles!" 


Medienrechte in ausländischer Hand 


Rangierten die Publikationsmittel jedweder 
Art seit der Kapitulation Deutschlan ds am 8. Mai 
1945 mit an erster SteDe bei den Etabüerungs- 
und UTnerziehungsmaßnabmeh der Besatsungs- 
mächte, so konnten sie auch nach Beendigung der 
Besatzungszeit bis zur Stunde reibungslos für 
die Interessen der Sieger von 1945 weiterhin ein¬ 
gesetzt werden. 

In der Publizistik kursierte seit Jahren die 
Nachricht von einem geheimen Zusatzabkommen 
zum Grundgesetz der Bundesrepublik Deutsch¬ 
land mit dem Passus, demzufolge die Medienho- 
heii bis zum Jahr 2099 bei den Alliierten verblei¬ 
be Ob diese Information stimmt oder nicht ist 
unerheblich im Vergleich zu den Realitäten seit 
der ßesatzungszcite die mittels Pej^onalpolitik, 
Lizenzve^gabe^ Siegeijustiz und Folgegesetzen 
sowie finanzierten Besitzverhältnissen und inter¬ 
nationalen Nachrichtendienst- und -Agentur-Ver¬ 
netzungen geschafTen worden sind. Wenn schon vor Jahr¬ 
zehnten Der Spiegel bestätigt hatte, daß die btemationale 
Medienwelt von cirka 50 Personen gesteuert werde, u nd seit¬ 
dem der Zentralisierungsprozeß sieh fortgesetzt hat (die 
Zahl 6 kursiert z.Zt in der Presse), braucht eJs keiner Ge¬ 
heimverträge mehr, um die Medien- und damit Meinungs¬ 
monopole im Sinne der Mächtigsten zu gewährleisten. Zu¬ 
dem stehen den internationalen Geheimdiensten und "Bünd- 
nisregieningen" auf der einen Seite ungeahnte Beeiaflus- 
sungs- und Subventionsmöglichkeiteii und auf der anderen 
Seite Abstrafungsreglements für "Unkorrecte" zur Verfü¬ 
gung. Ergebnis ist die alierorten vernehmliche Einheitsmei¬ 
nungin allen wesentlichen Politikbereichen. 

Daher ist es ebenso unerheblich, ob es ebenfalls beim "2 H- 
4 Vertrag'' von 1990, der die Teilvereinigung Deutschlands 
Vötkerrechtiieh absegnete", einen analogen geheimen Anhang, 
Zusatz oder Schriftwechsel über die Medienhoheit gegeben 
hat odernichf 

Sind zw^ar, wie in der Wirtschaft überhaupt, vielfältigste 
Firmen Verschachtelungen, Anteilsgewichte, private Mitbe¬ 
stimmungsrechte, Abhängigkeiten von Parteien, Organisa¬ 
tionen und einflußreiche "Ratgeber” aller Art verschleiert 
oder geheim, ^0 hat im Jahr 2(MJ3 ein privater Medienzar nicht 
nur besondere Schlagzeilen in der Bundesrepublik Deutsch¬ 
land gemacht, sondern daa gesamte Mediensystem in die 
öffenUicheAuseinanderaetzung einbezogen: Haim Saban. ^ 

Der 1944 geborene Sohn eines jüdischen Basarhändlers in 
Ägypten war in früher Jugend nach Israel verzogen, dann 
nach Frankreich, danach in die USA^ jew^eils laut Pressemel¬ 
dungen erhebliche Schulden hinterlassend. Geld verdiente er 

71} UflJi^fr^ngige Nachrichten isl cmE uiuCmußlicb 

^mhcnliscbti [Jic^fae±Ü|Eicbe Vcr£chlüC:^ache BundästtiidirLChläll^ 

dienstes abgcdruckt. 


DieWannsee- 

^konferenz 


Funktionäre 
des Grauens 

Berlin, 20. 1. 1&42. Heydrichi. 

Vertraute Hj 4 nmJ&irs. hat 
vierzelu> Nazl-GroO^n zu 
Geheimkonferenz geladen. Ein- 
eiger Tagesordnungspunkt: Die 
^ Endlösujig der Judenirage Ei- 
ne Sokietänn führt das ProtokoM 
über die Sitzung, auf der eiskalt 

über dj& Ermürdung von elf Mil- DfeMazI-flfdOafi Elcliinann (<A&rd BÖtk- 
ÜDn^n Menschön diskutiert wird, marm), Müller {F+ G. Sackhaua), Heydrich 


Unentwegte Feraseiifilme mit geschlctitaverfnlscbendem Inhalt 
£n Lasten des dentschen Volkes — VErgl. zum Themai iiistorhehe Taisschen Nr. 33 


zunächst ohne Erfolg als Musikant und VeranstaJtungsmana- 
ger. Die Vermarktung von Trickfiguren im Film gesehäft ver¬ 
änderte seine SituSition. Von erneuter Pleite ist die Rede, 2,4 
Milliarden Dollar sollen gefehlt haben. Immer wieder erstaun- 
heh, wie Leute Kredite in solcher Höhe erhalten. "Man^ hält 
eben zusammen. Haim Saban wurde wieder gerettet. Chef¬ 
manager des DISBEY-Kortzems, Michael Fianer kaufte Sa- 
bans Firma und legte noch einen gewaltigen Batzen zu. Der 
Glaubensfreund erhklt'einc neue Chance''. Die neue Saban- 
Firma "Capital Group“ mit 30 Finanz- und Wirtschaftsprofis 
brachte trotz wiederum hauptsächlich fremder Gelder Auf¬ 
schwung. Mehr und mehr Türen zu Größen der Politjk-, 
Finansi- und Fi Im weit wurden für ihn geöffnet. Zu US-Präsl- 
dent Clinton unterhielt er bereits ebenso gute Beziehungen 

M w |- wie zu 

H ^ V ^ präsl- 

Ä d e ti t 

jk Scha~ 

sehe 

Der kaum deutsch sprechende und erst kürzlich 
iingerelstc HaIiti Saban hat die Kiin^lerkändldathi 
^□gelik;i Merkel (CDU) bereits fest im Griff Kein 
VundRT. dflß sie tafiiieh iin Feni^eher> ergehe! nL D a S 
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beflügelte auch den bayerischen Ministerpräsidenten Stoi¬ 
ber und Bundeskanzler SchrodeTj ihm behilflich m sein, die 6 
TV-Privatsender "Pro-Sieben Sat.1 Media AG'" mit ebem An¬ 
teil von 40% (fast die Hälfte) der bundesdeutschen Privat- 
femseh-Sender zu übergeben. (Wo blieb das Kaitellamt?) Er 
selbst gab zu, daß er zunächst gar nicht glauben konnte, daß 
ihm dieser Einbruch in die deutsche Medienlandschaft gelin¬ 
gen könnte, zumal solches in anderen Ländern gar nicht 
möglich US-Präsident George W. Bush persönlich hatte 
sich ebenfalls für ihn eingesetzt'^^ 

So konnte er gelassen in einem Spie^^l-Interview bekannt^ 
machen, daß sich die Deutschen Über ihn noch wundem wur¬ 
den, da er noch sehr viel mehr vorhabe. 
werde alle überraschen. 

Ich habe ieider flicht schnei! genug deutsch gelernt, und 
Hauptversammlungen müssen in Deutschland in der Landes¬ 
sprache übgehahen werden. 

SPIEGEL: ... Seither haben Sie den Vorstandsvorsitzen¬ 
den, 3 Vorstände und praktisch alle Senderchefs verabschie¬ 
det. ... Stabile Verhältnisse sielten wir uns anders vor. 

Satan: Diese Veränderungen waren notwendig und sind 
nun abgeschiossen. ... 

Mir war immer klar, daß die Medienindw^trie eine sehr 
politisierie Branche ist. Da.'? ist überail so, weltweit. Alsa habe 


ich luailerersi den ehemaUgen israelischen kfinisterpräsiden’' 
ten Ehud Barak angerufen, er möge bei seinem Freund Ger¬ 
hard Schröder mal votßihlen, ob wir als Investoren wiiikom- 
men wären. Auch mit Edmund Stoiber und seinen Ministern 
Huber und fVie.sheMi habe ich mich schon vor dem Deal getrof¬ 
fen, wni sichefTusteilen, daß sie unser Vorhaben unterstützen. 
Hätte man mir signaiisierL daß man versucht, das Unterneh¬ 
men in deutschen Händen zu halten, häiie ich nicht einmal ein 
Gebot abgegeben. 

SPIEGEL: Was hat der Kanzler denn signalisiert? 

Saban: Er war sehr offen und hat .'sinngemäß gefragt: »3/e 
wollen Geld ins Land brin^n? Nur zu, willkommen.Das 
hat mir gefallen, so sollte es sein. 

"’fF'/r woller^ in Deutschland weiter wachsen." 

Der New Porft Tintce bekannte er einmal: 

'"Er habe nur ein politiches Thema und kenne nur eine 
poltrische Mission: Ich bin ein Mensch mit einem Anliegen, und 
dieses ist Israel." 

ln puncto "Versöhnung mit den Deutschen" scheint sieh 
auch bei ihm^ dem USA- und Israel-Staafebürger, nichts zu 
ändern. Das bestimmen die noch Größerenr Immerhin will er 
schon mal Markfcführer werden. Sein inzw^ischen behaupteter 
Weiterverkauf an den Springer-Konzern mit einem Gewinn 
von 2,5 Milliarden Euro bleibt uns z,Zi. noch nebulös. 


"Die Bundesrepublik handelt im Bündnis*' 


Im Jahre S003 hatte die BRD netto fast Milliarden 
DM (= 184,5 Mj-d. Euro) an die Europäische Union gezahlt^ 
2005 summierte sich dies auf knapp Si50 Mrd. Euro,’^^ ca, 60% 
netto jährlich in den EU-Hauahalt, d.h. das, was nicht mehr in 
die von Brüssel verfügten Subventionsbefreiche "zurückfließL'. 
Die inzwischen durchgeführte "Osterweiterung^ entzieht zu¬ 
dem der mitteldeutschen Wirtschaft beträchtliche Stützen 
zugunsten der neuen — "armen" — osteuropäischen Partner¬ 
länder, Allein auf die EU-Haushaltsfinanziening und -Ver¬ 
waltung bezogen hatte bereits vor Jahren d er Pariser 
die Vision erkannt, jedenfalls verkündet, "MtLOsirickt ist Vbr- 
aaiiica ohne also jene niederländische Stadt, in dem 

1902 der EU-Verlrag bei^iegelt wurde, knebele den verblie¬ 
benen Teil Deutschlands ebenso wie 1919 der "Vertrag von 
Versailles"*, diesmal allerdings ohne die Möglichkeit eines 
Aufmuekens. 

Obgleich nach wi e vor die FeindsUaten-Artikel 53 und 107 
in der UNO-Satzung verankert geblieben sind und damit 
insbesondere Deutschland vor aller Welt diskriminiert hal¬ 
ten, bringt die Bundesrepublik seit Jahren rund 10% des 
UNO-Haushalts auf, annähernd so viel wie England und 
Frankreich zusammen. Ihre dafür dtigehondelte Beraterbe¬ 
rechtigung hat keinerlei Mit-Entscheidungsgewicht. 

Bis Ende 1993 hat die BRD an Rußland unter diversen 
Titeln — zusätzlich zu den Besatz-ung^ko^ten in unbekannt 
gebliebener Höhe und anderer "TViederaufbauhilfe’' - S7 Mrd, 
DM, an Polen 30 Mrd, DM gezahlt. Bei den Krediten zwinker- 

72) Südd^uisi^hs ^eifung.^ 16J,.20Ö3, S. 37: ^Dte ictmerikuntsche Bot- 

schaß ff? B&fttn hat b^^i^» Bundi^skuflnterami und über das Münchener 
Gtnet'alkftnsutai auch hei der bayerisirhen CSU-Rigürung des 

yerkaufs der iKtedtengmppe L ee Xirch inierveniert " 

73) Unabhängige Nächrichten tUm 2/2003. S. S Kr 5/2005 S. 3 + 
Nr.5/20Ö5, S r + Rheinische P&st, IS S.200S. S. 1.. 


ten die insider mit den Augen, wußten sie doch, daß sie kaum 
zurii ckgezahlt lA'ürden, Dazu kommen die Hemnesbürgsehaf- 
ten für deutsche Ausfuhren in den Ostblock, die ggfs, eben¬ 
falls dem deutschen Steuerbürger aufgebiird et werden. Wer 
eigentlich hat den bayerischen Ministerpräsidenten Franz 
Josef Strauß zur Rechenschaft gezogen, als er der maroden 
"DDR" noch 1988 = 1 Mrd. DM Überlebenshilfe überwiesen 
hat? Was ist mit dem Geld geschehen? Das deutsche Volk 
wurde darüber nicht informiert. Und so geht es weiter. 

Das sind aber nur einige Töpfe. Da gibt es mehr zu tun; 
Seit 1952 ist die Bundesrepublik Mitglied der Weltbank, 
Der Weltbank angeschlossen ist die Internationale Bank 
für Wiederaufbau und Entwicklung (for Reconstruction and 
Development — IBRD), 

die International Development Association (IDA), 
die International Finance Corporation (IFC) sowie die 
Multilateral Investment Guarantee Agency (MIGÄ). 

Mit der IBRD arbeiten 185 Staaten zusammen- Die BRD 
ist mit 4,6% der drittgrößte Kapitaleigner und damit entspre¬ 
chende Risikoträger, 

Zur IDA gehören 165 Mitgliedstaaten,, Sie vergibt Hilfs¬ 
fonds der Weltbank an besonders bedürftige Entwicklungs¬ 
länder. Die Bundesrepublik Deutschland rangiert hier mit 
11% Beteiligung ebenfallsalsdritlsrößte Gebernation, 

Die IFA mit 1Y5 Mitgliedstaaten hilft überwiegend lang¬ 
fristige Investitionen zu fmanzieFen. Auch hier ist die Bundes¬ 
republik drittgrößter Anteilseigner". 

Die MIGA mit 162 Mitgliedstaaten fordert ausländische 
Investitionen in Entwicklungsländern mittels Garaniien. Den 
dritten Zahlmeisterplate nimmt die BRD ein. 

74) Der Spitgel Nr. 18 +■ Nr 19/2004. S. 226 ft), + Ftreus Nr. 13/2003, 
S. 1-60 Ileuischr Ntfti&tuttzeifung, München Nf. 13/2003 + 6. Mbi 
200 S, S. 14 
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Die Bundesrepublik Deutschland ist aber noch bei ande¬ 
ren fheuridlieh aufgenommen. Z.B. seit 19SS mit 4,1% als fiinft- 
gröfiter Anteilseigner bei der AfrikaniBchen EntwicklDng;s- 
bank tengl, Abkürzung AIDB) mit 77 Mitgiiedorstaaten. 

Die Bundesrepublik Deutschland beteiligt sich noch am 
''Afrikanischen Entwicklungsfonds'’ (AFDF) mit 9% Kapitalan' 
teilbw. al^driitgrdßte Gebern atiün. 

Auch für Asien wird etwas getan. Die BRD beteiligte sich 
1955 an der Gründung der "Asiatischen EntwicMungsbank" 
(As DB) mit einem Anteil von 4,4% am Stammkapital der 
Bank, gilt jedoch mit 6% Anteü an den Hilfsprojekten hier als 
"eine der größten Gebemationen". 

Für Amerika muß etwas getan werden: Die Bundesrepu¬ 


blik Deutschland ist eines der 46 Mitglieder der "Inter-ameri¬ 
kanischen Entwicklungsbank (IDB) und ''beteiligt sich an der 
Mittelausstattung des Fonds für besondere Vorhahenn 

Seit 19B9/1990 ist die Bundesrepublik auch Mitglied der 
"KaribiFvchen Entwicklungsbank" (CDU) und hat "bislang rund 
12% zu den akkumulierten Mitteln der CDB-Sonderfonds 
beige tragen","^^^ 

Die Finanzierung der Nato und Ein^äUe der Bundeswehr 
in flremden Kontinenten, der Stationierungakosten für die 
befreundeten Truppen im Lande bedarf gesondeiler Unter¬ 
suchungen. Die Wiedergutmachungan den World Jewiah Con- 
gress, Israel und "Zwangsarbeiter’' sind ebenfalls Themen 
für sich, komplex, verschlüsselt und akut ohne Ende. 


Das vor der Öffentlichkeit weitgehend verschwiegene, jedenfalls mit; vielen Tricks verschleierte 
Pleiten Szenario beschrieb kürzlich das Illustrierten blatt Stern: 



i>r iasrett 16.834^ 

Euro Miess, urtdßdet} Tag werdert es 2 Euro mehr. ... 

in einem Land, das I6.S24 mal S2,S MiUionen za viei 
ausgegeben hat. ... 

Der Bund der Steuerzahler sagt, daß in Deutschland 
die Schulden der öffentlichen Haushalte um 2.334 Euro 
pro Sekunde steigen. Ende des Jahres wird das Land mit 
I.399MSS.061.230 Euro verschuldet setn^ -1,4 BiUtonen 
Euro. ... 

Für 2003 har Sundesßnanzmimster Hans Ekhei {SPD} 
ermitte ff daß er 25S, 3 Mrd. Euro ausgeben und 194.3 Mrd. 
einnehmen wird. Dazwisdten klajß ein Krater von 63ß 
Miiliarden. .... 

Jeden Morgen braucht das Land der Schidden neues 
Geld. Jeden Morgen bündelt im Berliner Finanzministeri¬ 
um ein Beamter des Referates ^>Kassen- und Rechnungswe¬ 
sens die aktuellen Zahlen aller fäliigen Posten. Jeden 
Morgen wählt er die Nummer in Frar^kfurt/M und übennk- 
teh den Bedarf an die ^t-Bundesrepublik Deutschiand Fk 
nanzagenturtc. 

Die rund 90 Experten der Agenrur sitzen im I. Stock 
eines kalten Neubaus. Früh um Viertel nach S Uhr ti-ejfen 
sich 6 Händler ihr Chef und 2 Planer und 2 Rfsikomana- 
ger. ffm die täglichen Tendenzen und Sfrategien "w bespte- 
chen. Um halb 9 setzen sieh die Handkr vor ihre vielen 
Bildschirme, beobachten die Balken und Zalden der intet- 




nationalen Märkte, telefonieren, er^ 
halten neue Anweisungen aus Berlin, 
telefonieren weiter, besprechen sich, 
beschaßen 30 Millionen, 300 Miilio- 
nen I Miltiarde oder auch 10 — im¬ 
mer ganz kiihi, ganz rahig, gafiz ge¬ 
lassen. Schließlich ist es nicht schwer^ 
willige Verleiher ßir Deutschland zu 
ßnden. Schließlich gilt das Land der 
.^httiden immer noch als liquide und 
verläßlich . 

An diesem Morgen haben die Geld- 
proßs eine veranstaltet, um 

an frisches Geld zu kommen. 42 aus¬ 
gesuchte Banken konnten um Schuld- 
verschreib7t7tgsn des Bunde.'^ im Wert 
von 9 Mrd. Euro feilschen. Die Gebote 




/^rasselten herein wie Platzregen im Herbst. Ob bei dieset\ 
Auktion oder beim normalen Tagesgeschäß mit Krediten, 
ob bei Laußeiten über einen Monat I Jahr oder 3 — das 
wlchtig.^ie Enfscheidungskriterimn für die Prüßs ist die 
Höhe der verlangten Zinsen. 

Inzwischen frißt das Monster der Zinsverbindlichkeifen 
mehr, als der Staat an neuen Krediten erhält — im vergan¬ 
genen Jahr standen 63 Milliarden Euro Neuverschuldung 
gegen 66 Milliarden Zinsen. Diesen Teu/eiskreis können i 
auch die besten Broker nicht durchbrechen. 

Jeden Abend hl$ kurz vor 6 übcj'weisen die Händler die 
benötigten Millionen und iMilHarden. Jeden .Abend bis 
kurz vor 6 samnreli sich das Geld auf dem Konto tler Repu- i 
blik, das die Bundesbank in Franlfurt/Mführt. Jeden Abend 
bis kurz vor 6 Uhr muß es ausgeglichen sein -- plus minus i 
null. 

Früher einmal, es ist noch mchi lange her, da war die 
Bundesbank eme mächtige Institution. Da schützte sie den 
iVert der D-Mark, Heute aber ist die Europäische Zentral¬ 
bank die entscheidende Macht, und die Vorstände der 
Bundesbank sitzen nur nach mit an diversen Tischen und 
raten und tragen ihre Wfimche vor. ... 

Heute: S47 Milliarden Schulden hat der Bund, 448 I 
Milliarden haben die Lürtder, 105 Milliarden die Gemein- 
[^^denf^ _y 


75) Deutsche Natianaheltung., München, 22.4.2005, S. 7. 

76) Stern Nr. 41/2004 S. 178 - T79. 


Mllliarden^Betrug an 
israelischen Rentnern 


Hambuni dpa - Rund 
eine MiUiarde Mark aus 
der deuLschen Renten- 
kasse, die für israelische 
Rentner gedacht wareUi 
sind auf Konten priva¬ 
ter Geschäftemacher 
gelandet, 

Deutsche und israeli¬ 


sche Ermittler seien seit 
Monaten auf der Suche 
nach dem verschwunden 
nen Geld, berichtet der 
^Spiegel"*. Noch in die¬ 
sem Herbst $olle Ankla' 
pe gegen zwei Anwälte 
m Berlin und Tel Aviv 
erhoben werden. 


am Sonntsg«, 19. SDpwmb^r 1999 
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Ddt Verbild dtr ejeiUcreM1i|i(iiiJtr ms ** utwbhüd <JmWI 

■I^it4ikll!n mil- lieberer (jOttt-IftWliigl Sra-VtafäljW «■ JUattl^ 

■tMJftm SoaiilvtHklmef^uiuili: ki D« psdilt^ ._ _ 

hfi*! Ülfld [>BiW^bJld UBtcftcidiimia Sg^lmtieilHM^i 

m«!! Hf 4^ Vmwfclkhirtfl dir fUt »Jq#. fläyfltknrunpjliüpp* HlfllJidi. dü 

oKhlulenttt l£rlUräg& erfUL^L 

* FrngiMniEBE aihd fär WEisMiD SEMlsbnrH*T ht*™ s^IhPJui^ 

th in Alfer ™ llb<r l* J*l>™ «'« M'i'"'’ ■'"■ *^5 i, 

H^twa ftAulfl rrtlr^lätnn* * JiHn .b^iudbboi, dieiB Mit fllnra AbüälhBs-^Ipa 
%tffic¥u^ Und be^bacbÜBtfi, *b in Iträd w^jIgpaPl W ^TbflJte EJ aet^alEi. 

# Wt prtH^^rrw ilr»# web Üf dldefl^gn IkStiDWi^ die 1ffi llbr H81 EFnEpltllKI 
4a. Jbrt RBchto ledpct rUl iwliPC^lctL «chisskelü^ daü lie dfH 

KD KnilHKa.ge[EehT «werden- 

4r Wct nkKi un4tf 4er dniudr« IkKtwnS 1«**«. HIHm lUiSarflM «Ifle AwTJiJt 

uüleb« Fdicbtiilriu^ die 5ail^*3vm■säel]^C^H^pM^™ll■ kl WriKflrwd ItiHEÄ, VI- 
duf^ ‘ftbfto. ArbdtiBiDri^ b Daiibchh bä iir ^ejebn 


^ Kl# f^idHhdw 4 Mw*t rti# nick J W-li W Hk^ 

^Ar* K »iwf B*«« *w ^i im h iJi iin i ! kinn|iM*M; !■ UdhM *<p 

**il^ wiHpi Th* I fcih w P i iwr Plwt* M hn| 4 u 44 hir K^r 

AÜflbP^ D« Zi^« ffa- riMkflB hrrtif-mHl *4 * 4 k y*T^ M ■&£!** ab<- 

■•f Hti 4 h I i fT iBJ^ wt L ricii dta- ilimUdlui 4 ii 4 i^m D mkd iiw il rt wnl vVk 4 Mniiufl 
M# IN DlilVi MIHfltati ih Ite« U4i H<14 ihv ^11 itatHihH 

4 «r DftÜ l■<l■ ■■liibiif ■vrih. 

W^i $14-^grt ifer S*daPver4icl«ift]i)ifl 

irlultin köfinin: 

Fk liHi ’ftch diK H. L^toHLiAr — 9t* *¥ Zmldia« 

riHMlin *->!■ AM« nH 3 a DU pn ^UiAkJw Ui in I 1 ^ 14 ^ 4 U 

■ ■■ ■ fc^ Hta 14aL~ gM H iM>r ^ I 


Weriatajr Jbunetdiing Iwraelitlgl: 


I, in« 49 ii|iv, #t N|#vK 4 Hn «wi 

mr ilcii H LriK^tlM» LApwlE lp #!■ l|Ki*ii IU3-1Hi 
Lk vKi ryiTiiihki iuHKliH f^tfaiVyin ii 4 t>bH*h hth 
-L Jidfr Hi#ihr 4 IwH^^db# Sww¥l'l«r^ ^ MLj^iH- 
#iu «r tah M *m.tMlM»Mi>twrah*n M 44 l 4 1 * P*«taEMifia 


Wifl¥i*l musS 4 fi 5 ta [nvAalliraifi ? 

1 . ^— Ai H wI Üini rtH^iii 4 H Wfl >r|*W Mi’kriMrtotoii^l« l* 
4mM fiVH l*F 4* «*«■ irthihnv #i H* 4«lciJ« 
kM 4| tM, itHi» DiH Af ft y bihr tbt 4t* J**W^ 

1, 4kl 4414 eir b^iH 1 wHilfehi PM#i||W»Uii^Hi. 

AUsstr diesen sind Sb der d4iitS4li#fi Sozlarwra^^ 

ebeirungi-AAStflh balwirlti we^ferv-fehlun^n schiddigr 

ZWE ABHA^IAMl. gsner^dtrekfor 


14 iüdtle(^dbiBude, Berk rttiwJ# f. «nl#» atwK t*^cn WJXi ^ ilJ W unr, rr^ 

U 4 i Bffi — IJ.-OO Uhr ur»d MOMj B=bjÄrbrt ISflO - JUHlÜhr, TiJ. ü3-K?1 ES/ft 

BEEflSCHEBAt 

VMjrtVüfRlng (pf A^^fWi^l^rta mtA Mmildunoi *fc»J Schibblt din 55.11 Jff tb ^jjb 

H^ttl ,;0ei*R Sen'*. Ei*l* A^tf^■ldu4lff**^^^i^: in Hiin dtr i5.p*rjcMb 

flothsw rita^Qrtl Sa UnJTUg und tB.» — »XM ihr. FMftip ftW “ tW üpf. 

J£RtJ SALEM : 

FiiUAjvMUrTialblrtifl4lfi M!*refWh. HarMvWrt 72 SflPPi«!?. DWIibg. CHnrmHg fWk|di*fi 
5Sj&i? und Tt.fflV Uhr, 

HAIFA: 

Ftiw AMhiidilitfle! ä*ih Hmtiandei. FH^Ectvpfltii U-/f 24r Sgrrrt*^. CXshawg. tiirh 
ninitAg w ^ ^Jtiy Uki 

Dis □nitbrtfbvnB Mrd im 17.1 IBt pMcV^iKfi 
VirbShdti^t* ftairtiHimpllnB*r iwi DtVlieWiiHi — AbltlbnB Itk UciBt^ll«r 


51. ä. auf vielfültige vtrsiclitrungsfremdi 
iitungen zuriittiiiifMhrtni dk ^elt Jabi 

Hier «ine Anzeige für Judea, (Iir) dk ein mal im deutschen Ikrrschaftiberekh gelebt hAtteu, sowie (re.) eine Werbung der Israet 
vom ll.n.l9S6. Diese weist auf bevorzugte Ren teil begÜDstigimg für .Fuden mit höherer Schulbildung hin. So flieOen 

b. Von keinem anderen Land lier Welt ist Ähnliches bekannt. 

it rd, 5 Millionen C und über die Wiedergutma- 
mitier mehr Landern der 


sWachrichfea 

deutsche Rentenbezüge an auslandisehe Begünstigte a 

Derweil finanziert die Bundesrepublik seil die Gedenkstätte Auschwitz m 
chung an die Jewish Claims Conference mit Hunderttausenden von Dollar Holocaust-Gcdeiikstitten In 

Die Bundesrepublik Deutschland sorgt sich weltweit um die Mitbürger 

Deutsche zahlen (abgesehen von den Großbetriigereien) Dabei hatte die ihm schon vorher zuteilgevwrdene und fehlge- 
für ausländische Straftäter: schlagene "intejisii’e sozUdpädagogische Einzdbetreuung'* 

Pall 1) Der vorbestrafte türkische Asylant Abdurrahii» jährlich 102.200,— DM gekostet 
C. mit 2 Ehefrauen und 12 Kindern im Hochtaunuskreis bezog "^in Beschluß des Assosiierungsmes EWG/Türkei aus dem 

im .Tahr 2000 monatlich 12,451,-- DM, im Jahr 1998 nebst /p^o deutsches Recht außer Kraft gesetzt und biiligt 

zusätzlichen "einmaligen SoziaJhilfebeiträgen" insg. 161.553.- türkischen Staatsbürgern zu, bei uns leben tu dürfen, wenn sie 

DM deutsche Sozialhilfe."* das woiien. IVir dürfen nur bezahlen." 

Pall 2) Ein Sudeten deutsches Folteropfer hat laut Sude- Was war angesichts dieser Sachlage das Wahlversprechen 

tenpost vom 6,7,2000 nach mühsamen Ermittlungen festge- von Bundeskanzler Gerhard Schröder (SPD) vom 20,7,1997 
stellt, daß der tschechische Lagerkommandant des Folter- wert? 

undTodealagers Miröschau^* südöstlich von Pilsen. Franti- «fffjf dürfen nicht mehr so zagh^t sein bei ertappten aus- 

»ek Foukal, der 1945 ungezählte Folterungen und Massen- tändiseken Straftätern. Wer unser Gastrecht mißbraucht, für 
morde an Deutschen dnrehgeführt hat, aus den 140 Millionen den gibt es nur eins: Raus und zwar schnell!" 

DM des 1997 vereinburien deutsch^tschechiachen "Zukunfts- Damit waren allerdings nicht die Räuber von Schlesien 

fonds" "Entschädigung'" erh alte r hat.”* und anderen deutschen Provinzen gemei nt, hatte erdochdie 

Fall 8) Schon mit 14 Jahren brachte er es in Deutschland SchirmheTTSchaft Niederaaehsens für die Landsmannachaft 

auf 62 Straftaten, von Diebstahl bis Körperverletzung.... Dann Schlesien bereits als dessen Ministerpräsident auf gekündigt. 


Deutsche Steuergelder zur Finanzierung der "tove-pa- 
rade" in Mexiko-Stadt: Seit 1999 fließen hierfür über das 
Goethe-Institut jeweils 25.000 Euro zwecks "Vermittlung devt- 
seken Kulturgutes" .*■'* 


Im Zusammenhang mit den plötzlich von US-"Sammel- 
klägeni" geforderten 10 Milliarden DM "Zwangsarbeiter-Ent- 

aoi Deutseite .<Vaiiattalzeiiutig, S.7.2005, S. 11, dort spcitinziern: Angaben 
Bl) Cnabtangige btacArtchte» (tUfj, IZ^OOl S. 10 + 7^2003, S. 3. 
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schädigunf^n" h^t die Bundesregierung 5 Mrd, sogleich di¬ 
rekt übemonnnien und die anderen 5 Mrdn der Wirtschaft als 
steuerlich abseUbare "freiwillige'* Abgaben auferlegt (der deut¬ 
sche Steuerpflichtige zahlt fast alles). Mittels verstärkter 
Permanentdiffamierung derna-Führungund -Unternehmer, 
verweigerter Hachiveispflieht für schlechte Behandlung der 
Fremdarljteiterj Heranziehung auch vor lÖ4ä nicht existenter 
Firmen, Anprangerung und: Boykottandrohung gegenüber 
Verweigerern (man hat schließlich seine Claqueure auf mitt¬ 
lerer Ebene) und zentraler Einwirkung aus Bonn bd etlichen 
Firmen wurde die vorgegebenen Abgabesummen durchge¬ 
setzt. Reehtsverstöfle interessierten nicht.^^ 

Im Jahr S002 wurden aus brd-Kassen mehr als 3,676 
Milliarden Euro Kindergeld an Ausländer gezahlt. Mit der 
steigenden Zahl arbeitsloser Zuwanderer wird das ohnehin 
unnormale Verhältnis zwischen eingeaahlten und geleisteten 
Versicherungsbeträgen immer grotesker, zumal in dieser 
Zahl die inzwischen "Eingebüi^rten" gar nicht erfaßt sind 


Krankenkassen zahlen zusätzlich für nichtverdienende 
Ehefrau und Kinder, auch für Eltern von in der BRD arbei¬ 
tenden Ausländern, die in deren Heimatländern leben. Dies 


gelte für die Türkei, Bosnien, Herzegowina, Serbien, Monte¬ 
negro (vornehmlich?), SPD“Staatssekretär Thönne« verwies 
im Bundestag auf "'die Rechtsvorscknßen Wvhnsitz^- 
sta^aies der im deutsch-türkischen Ab¬ 

kommen vom 30,4.1964 sowie dem deutsch-jugoslawischen Ab¬ 
kommen vom 12.10.196S. MdB Erika Steinbach verwahrte 
sich gegen diese Praxis (ohne Erfolg^ da deutschen Eltern 
die Familienversicherungverw'ehrt 


Ausverkauf 

äet7 vergijrtgefteff 3 Jahren haben allein die Stadie iJnd 
Genjeinden 600.000 Wohnungen veräußert, um ihre Finan::not 
zu andern. Dazu fuimmt der Verkauf Jet Wühnungsbei tände aua 
Länder- oder Bundeseigentum (wie ZrB. die GAGFAHf die von 
den Beitrügen der BfA-Versicherten gebaui wurden). 

Nachäem Konzerne wie RAG, EON oder Viterra in den ver¬ 
gangenen Jahren ganze Siedlungen mit Steuergeldern errichte¬ 
ter Werts- und Soziahvohnungen aufgskauft hatten, werden sie 
nun an internationale Invest me ntge Seilschaften verhökert. 

Jüngstes Beispiel: Der Wohnungsriese Viterra mit rund 
150.000 Wohnungen wird für 7 Mrd. Euro an die >^Deut.sche 
Anningtone verkäuft, die der britischen Foruisgesellschaft }?Tcr- 
ra Ftrmae gehört: 


Polen-General: Erst Asyl, dann Rente 


/" Bonn - I .SOO paini- 
seht die in der 

Bundesrepublik leben, bezie¬ 
hen n^ch einem deutsch-pol- 
nhehen So^ialveriiehernngs- 
Abkunuuen von 1975 eine deut- 
scht RentCi scihsti wenn sic 
hier nie gearbeitet hnben. Ei¬ 
ner von ihnen ist der £i-Gene- 
r£| Leon Dubtckl. 

Der bei Wilna geborene Du- 
hicki 1936 &ls r^htirich in die 
Roie Armee der ^^ot^jeturhon ein. 
1943 w^rdc er im Range eines 
Hauptmanns Kommanücnr der 5. 
Abteilung des 1. Anillcricrcgi- 
mente 5 der 1. Poini sehen Armee, 
die ao der Seite der Roten Armee 
gegen die Deui sehen kämpfte. 
Nach dem Krieg, 1948, wrde er 
zumObers! befördert Von 1951 
bis '53 besuchte Dubieki Polens 
Generalstabs-Fühnjngsakajdeniie 
— zusammen mit dem heutigen 
Slaatschef Jaruzelski. 3 970 wur¬ 
de DübieJd als F.^rigadegeneral pen- 
si.onierL Ajischlicßcnd holte Jam- 
zelski — damals Verteidigungstni- 
nister - ihn in seinen Beraterstab. 
Zu Dübkkis 65, Geburtstag gra- 


live gesellschaftliche lätigkeiCN 
gulcGesnjidbcit undjogliehai per- 
sänlichen Erfolg.^' 

Knapp ein Jahr später, im 
August 1961 ging Dubieki in den 
Werten und ließ sich in Kaisers¬ 
lautern nieder. Am 6. Oktober 
stellte er seinen Rcntenantrag^ 7 
Tage später wurde sein Asylatl- 
trag und am 27. April I9S2 sein 
Rejitenanlrag anerkannt. 

Gegen den Rentenbcsdicid klag¬ 
te Dubicki vor dem Sozia!geriehi 
in Speyer fRheinifltid-Pfalz), 

Er rQrdt:nc u.a., da0 auch seine 
OiensEzert in der Roten Armee 
angenocbncLwird. Das Gericht gab 
ihm 'in geringem Umfang' Recht. 
(Ail: S9 A 147/S3). Der General 
hat inzwischen sein Telefon ab- 
gcmeldet und ist verzogen. Bin 
Sprecher des Bundessozial mini- 
stcriums erklärte BILD: j>Dci Fall 
Dubicki ist ein EinzcJfaii. I>aran 
sollte das dautsch-poln Esche Ab¬ 
kommen nicht gemessen werden.« 

.Arbeitsminister Blüm hatte bc- 
reiEs früher erklärt, die Bundestc- 
glening strebe eine ein vernehmli¬ 
che Änderüng des Abkommens 


tnlicrtc JaiifZcIäki 19S0: W‘ün- an. 
sehe ich Dir, Leon, weiterhin ak- 


m Unabhängige yachrichien (Ui^) Nr 6/2000 S 6. 

S3) Zahl entnommen dem Schreiben des Bundcsrninisieriums fbr Gesund^ 
heit und Soziale Sicherung vom 4.4.1003. -- VergJ Fußnote; 51) UN 
Nr. 7/2003, S. 4. 


Foigftndo Abkom¬ 
men machen es mög¬ 
lich: 

1) deutsch-polni¬ 
sches Abkommen über 
die SoEiaJversicherung 
von Arbeitnehmern^ 
die in das Gebiet des 
anderen Staates vor¬ 
übergehend entsandt 
werden, vom 25, April 
1973 (in Kraft getreten 
ainL9J974), 

2) deutsch-poini* 
sches Abkommen über 
Renten- und Unfall¬ 
versicherung vom 9, 

Aus: BILD, Nr. 67/11,20,3,1989, s, LO Oktober 1975 (in Kraft 
(deuuehe Mnnütsr^nr« = 2 - 500 ,—DM) getreten am L5+I976) 

== - Rentenzahlungen 

gewährt der Wohnortstaat unter Berücksichtigung der im 
anderen Staat zurückgelegten Versicherungszeiten - (nur 
noch gültig für bis Ende 1990 geregelte Fälle), 

3) deutsch-polnisches Abkommen über die Soziale Sicher¬ 
heit vom 8. Dezember 1990 (in Kraft getreten am 1,10,1991), 
löste Abkommen Nr. 2) aib und rechnet die Rentenversiche¬ 
rungszahlungen und -Zeiten in den beiden Staaten zusammen 
und gewährleistet die Rentenzahlung auch in den anderen 
Staat (Leistungsexportprinzip), 

4) Seit 1, Mai 2004 gelten die einschlägigen Verordnungen 
des EU-Reehts.-^^ 

Una&hüMgige Nachrichten (UN) 3/2003 S. 6 - 7, dorl Faksimilcah- 
dnick der BLLüdesia&sdruck3ache 15/337 + (jW 5/2003 S. tO. 

S4a) Schreiben des Bunüesmini^tcriums für Gesundheil und Si^zieLc Skche- 
runjJ^ Am Pcj&Lhiif 78 a. 53121 Boiia, RäferäL E 23 vom 14.6.2005. 



HtstQri$che TdtBSChen Nr. 94 


29 


Waffen- und sonstige Geschenke an "Freunde" 


Kanzkramtsministcr Bohl im DeuUchlandfunk: 

'*Seit dem Zitsammenhrttch der Sowjeidiklalur {199! bis 
1995) bat die Bundesregierung an Rußland 100 Milliarden D- 
Mork Auß>auhil/e ftben'fiesen.'‘ 

Deutsche U-Boote stehen hoch im Kurs in Israel, zumal 
seit 1991 Bundeskanzler Helmut Kohl die Finanzierung zu¬ 
gesagt hatte. Man weiß sieh verpflichtet. Der Öffentlichkeit 
werden Freundschaftsdienste dieser Art tunlichst verschwie- 
gen, schon seit Jahren, Interessierte Bürger erfahren dem¬ 
gegenüber vom Verbot von Waffenlieferungen in Kriegs- und 
Krisengehiete. 

Nachdem schon vor Jahren der Tod des schleswig-hol¬ 
steinischen Ministerpräsidenten Uwe Barschel (CDU) in der 
Badewanne eines schweizer Hotels mit geheimen U-Bootr 
Lieferungen nach Israelin Zusammenhang gebracht worden 
w'ar — 3 hochmoderne mit Abschuß Vorrichtungen für Atom- 
Bakcteti waren bereits 1999 kostenlos von Kiel und Emden 
aus in Richtung Haifa in See gegangen erregte die Nach¬ 
richt des B undeaverteidigu ngsministers Peter Struck (SPD) 
am 8.9.2004 im SandeUblatt erneut Aufsehen, daß Israels 
Wünschen nach neuen U-Booten Beehnu hg getragen werde. 
Sie würden freilich nur zum Küstenschute eingesetzt. Doch 
darauf dürfte Herr Struck dann wohl keinen Einfluß mehr 
haben,*®' 



"Bund schenkt Polen Z4 KampQets für 1 Eurol" 

"DU ielzien 9 KainpJJels vom Typ MlO-29 der hundesdeui- 
scheu Luftwaffe wurden gestern vom Fliegerhorst Laage-Krona- 
katnp zu ihrem neuen Stützpunkt in Bydgoszcz nach Nord- 

Polen verlegt. Die sowjetischen Jagdflugzeuge stammten noch 

au.s der Erbmasse der Nationalen Volksarmee (NVA). Polen 
hatte die gesamte Staffel samt Technik und Munition für den 
.•symbolischen Stückpreis von einem Eui o gekauft. Die MlG-29 
machen in Laage die Rollbahn frei ßr rüe neuen Eurofighter." 
(OTZ. 5.8.2004. Foto ddp) **’ 

Ein 'Preuh ander, der das ihm an vertraute Vermögen, statt 
ordnungsgemäß zu verwalten, kurzerhand verschenkt, wür¬ 
de wegen Untreue im Gefängnis landen. Die brd-Treuhänder 
für das Vermögen des deutschen Volkes kennzeichnen hingen 
gen derartiger Waffengeschenke (Wert pro Flugzeug - 30 
Millionen!) an eine Vertreibemation trotz allein 1990 transfe¬ 
rierter 17 Milliarden DM*®' und unerträglicher Verschul¬ 
dung aller öffentlichen Kassen als kluge Friedens- und Freund¬ 
schaftsgeste und als "Intensivierung der deutsch-polnisehen 
Zusammen arbeit", 

S5) Bitd, 8.5.1995 + Une^tiän/iige Fochrkhleii SO/1995, S, 3. 

8^^ UnebHengige fltitchriditeH (ttS)r 8/1999 + L 0/^004 9/200^. 



Am 27.7,1999 übernfthiticn israelisch* Matrosen das erste 
der 3 bundesdeutschen "Do!phin"-U-Boote. Diese können mit 
Marschflugkörpern nnd Atntnsprengköpfen ausgerdstei werden 
und aus JO Rohren gleichzeitig Torpedos, Minen und Raketen 
verschieGeit. Ihr Wert: I,S MllHarden DM. Büd ap 


"Aber die htichverschuldete BRD verschenkt nicht nur Jagd- 
ßugzeuge: Jm Jahre 2002 hat die Bundeswehr den Polen be¬ 
reits 150 Kampfpanzer vom Typ ^Leopard 2« kostenlos über¬ 
lassen. Auch deren iVert geht in viele hundert Millionen Euro." 

SS) --- 

Rutopfer-Spenden für tschechische 
"Arbeit zur Erinnerung an ns-Greuel’ 

Erst am 22,10.2002 hatte der sächsische Ministerpräsi¬ 
dent Milbradt (CDU) in einem "Akt der Solidarim wsü 
Sachsen ?ne/b'r Geld die tschechischen Ndchbo.m hetbe ^, 
dem tschechischen Staat 5 Millionen Euro Fluthilfe für die 
Sanierung der dortigen VerkehrsverhältnisBC zur Verfügung 
gestellt, ohne vorher zumindest die Aufhebung der verbre¬ 
cherischen Beneach-Dekrete zu fordern,*’' 

Am 31. März 2003 meldete die Beriiner Morgenpost: 

Brandenburgs Ministerpräsident Platzeck (SPD) hat in 
Theresienstadt (Terezin, Nordböbmen) 'finsniciitverbTaych- 
ten FLuthilfe-Spenden des HiWortds Braindenburg'' einen 
Scheck von 100.000 Euro überreicht, weil 

'•Theresienstadt auch im 2i. Jahrhundert die wichtige Auf¬ 
gabe erfülle die Erinnei-ung an die öreueltaten der NationaT 
sozialisten wachzuhalten ." 

Die SoUdarität des deutschen Volkes für die Opfer der 
Überschwemmungskatastrophe an der Elbe und Nebenflüs¬ 
sen in Sachsen, Sachsen-Anhalt und Brandenburg im August 
2002 wurde auf diese Weise sträflich mißbraucht, das deut¬ 
sche Volk, speziell die vertriebenen Sudetendeutschen, ver¬ 
achtenswert behandelt. 

Über Strafverfahren gegen diese "Landesväter" ist ebenso 
wenig bekanntgeworden, wie seinerzeit gegen den bayerischen 
Ministerpräsidenten Franz Josef Strauß, als er 19SS dem 
kommunistischen Regime eigenmächtig "zur Rettung der 
DDR" 1 Milliarde DM Steuergelder gegeben hatte, 

il') Fraskfurier Attgemeine Zeitung, 23.10.2002. 

ÄS} Unabhän^ise Nachriehun ftW), Oherhausen 6/2003. .S. 3. 
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Griechenland greift zur Pfändung im Goethe-Institut 


Am M.4.2000 verurteilte letztmstanilich das höchst* 
Gericht in Griechenland die Bundesreputalilt Deutsch¬ 
land sur Entschädigung von 296 Bürgern aus Distoma 
sur Zahlung von nahezu 100 Millionen DM tincl, Zinsen). 

Der Weg svir Pfändung deutscher Immobilien in Grie¬ 
chenland ivar freigegeben, Davon, daß Griechenland sich 
1940 auf die Seite der kriegführenden Alliierten gestellt 
und britische Truppen ins Land gelassen hatte, war frei¬ 
lich keine Rede. 

1960 batte die Bundesrepublik 115 Millionen DM "für 
Personenschäden durch NS-Verfolgung^ nach Athen 
überwiesen.™ Zudem erhält Griechenland jährlich etwa 
10 Milliarden DM (5 Mrd. Euro) seitens der EU, von 
denen die Deutschen 30 - 40% beisteLem, Doch hatten 
jene Dorfbewohner davon nichts erhalten, weil selbst die 
griechische Regierung jene Ereignisse als durch Parti¬ 
san eneinsatz bedingte KriegBhandlungen beurteilt hat¬ 
te, 50 Jahre später aollte es sich plötzlich um ein wdllkurlich 
verbrecherisches "Massaker der SS" gehandelt haben.®** 

Schweigen und Akzeptanz auch von Fälschungen aller Art 
zu Lasten des Dritten Reiches, das als "Identitätsmerkmal" 
angenommene Sühneverhalten der Bundesregierunggegen¬ 
über allen vom Ausland erhobenen Anklagen sowie ihr vorbe¬ 
haltloser Zahlungseifer an Fremde hat nun auch griechische 
Sammelkläger auf den Plan gerufen. 

Zwar kann nach völkerrechtlichen Grundsätzen kein Ge¬ 
richt eines fremden Staates einen anderen Staat verurteilen 



~ insofern ist das ganze Verfahren nichtig doch deutet 
bisher aus dem Kreis des etablierten Parteienkartells nich ts 
daraufhin, daß man bereit wäre, das Kriegsgesebehen sach¬ 
gerecht au beurteilen. Man denke in diesem Zusammenhang 
an den Juni-2004-Besueh des Bundeskanzlers Gerhard 
Schröder in Oradour zw'ecks "Bestätigung" der Anti-SS-Le- 
gende, an sein Mitfeicm beim Siegesgedertken in der Nor¬ 
mandie am 6,6,2004 sowie in Moskau am 9.5,2005, an seine 
Bekämpfung aller national-gesinnten Deutschen und den wi¬ 
derspruchslosen Konsenz all derer, die in dieser Politik eu¬ 
ropaweit mitmisehen. 


Weiterhin hemmungslose Bewältigung 


Die Links-Postille Proßl, Wien 3/10, Jänner 1994 gab von 
der "leitenden amerikanischen Historikerin am Holocaust 
Memoria] Museum in Washington und Mitglied der Mauthau¬ 
sen-Koro misaion", gybi! Milton, folgendes wieder: 

”Die erste inteliigente Lifemfur über die Verfolgwig 
von Roma und Sinti, non Homosexuellen ist in den ner- 
gangenen drei Jahren entstanderu" 

Also erst ab 1991! Sachgerecht wäre zu berichten gewe¬ 
sen, daß die hier beschriebenen Vermißtenschicksale litera¬ 
risch überhaupt erst 1972 "entdeckt" worden sind! Das l>estä- 
tigt die AusHihrungen in den Hutorischen Tatsachen Nr. 23 
"Zigeuner bewältigen eine halbe Million", 

Brandneu ist sogar, daß im Washingtoner Holocaust-Mu¬ 
seum nunmehr "m den Begriff wm Hoiooamt aüe hirteinge- 
noTmnen werdenr", nunmehr auch 

"HiÜcri Idee im vorkttlen Kriegsjahr, alle Turkomünen 
ausziiroHen. weil sie den Deutschen gefährlich werden könn¬ 
ten. Das verdeutlicht, daß man bereit war, immer noch neue 
Ausroltungspiäfte lu entwickeln." ™ 

Beweise gibt es freilich nicht. Zweifler und Forscher könn¬ 
ten sich indessen wegen 'Verharmlosung des Holocaust" straf¬ 
bar machen. 


89) Vnabhättgige IVfickrichiea (Utf) 4/2000 S, 9. 

90) Wich, Nt. 24 vom 


"Beabsichtigt gewesene Ermordung 
t>on über 1 Million Kriegsgefangenen" 

Am 21*S.1997 verbreitete die britische Nachrichtenagen¬ 
tur Reuter ''die Nachricht", 

"Doku'ineTüenfimdfi'' in den Washingtoner N ational Archi- 
ves hätten ergeben, daß Adolf Hitler kurz vor dem Zusam¬ 
menbruch des Reiches beabsichtigt habe, sämtliche aJliierten 
Kriegsgefangenen mitAusnähmederfurdic Rüstung unent¬ 
behrlichen Kräfte - es hätte sich um 200.000 westalliiertc und 
über 1 Million russische gehandelt - ermorden zu lassen. 
‘'Dir, Dok^mentenßtndß'', so stellte sich jedoch heraus, seien 
ein "Vemehmungsprotokoll Hermann Göring»'' gewesen, das 
"Historiker des World Jewish Congress" auf ge spürt hätten, 
Im Nürnberger Militärtribunalprozeß 1946 seien diese Anga¬ 
ben Görings, weil vorher als geheim eingestuft, nicht zur 
Sprache gekommen,®^* 

Wie man sieht, geht die Greuelpropagauda munter weiter. 
Die Presseagentur Reuter war seit je ihr Exponent- Ein Ein¬ 
gehen auf diese durch nichts erwiesene Meldung erübrigt sich 
in einer wissenschaftlichen Zeitschrift Dieses angebliche Ver¬ 
nehmungsprotokoll ist bisher nirgendwo textlich wiedeige- 
getaen worden. - Auch hier wieder nffensichtlicher Betrug! 

Warum sollten die Sieger 1940/1946 ausgerechnet dies ge- 
heimgehalten haben? 

^1) München 25.JSJ997. 
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Neues Beispiel 


unverfrorener Lüge 


Nebenstehend«^ Fotü äst dnes von über SO, die im Deut¬ 
schen Weißbuch Nr. 3 zur Vorgeschichte des Krieges als 
"Dokumente polnischer Grausamkeit 1&39 von der Heichsre- 
gierung der Weltöffentlichkeit vorgelegt worden waren. Es 
war veröffentlicht worden mit dem Vermerk: 

ermnrd^t€ Deutsche auf einer SleUe, iksvon 2 seit¬ 
wärts ufj^ 2 )?erstreut aufgeßmdett, ij« Orte Glitike hei 
Bromherg .'' 

Die Vielzahl der zusatElich in jenem Weißbuch abge^ 
druckten amtlichen Fotos und Protokolle läßt keinerlei 
Zweifel daran, daß bereits vor Kriegsbeginn - dem 1, 
September 1930 -- und verstärkt in den ersten Tagen 
danach von der polnischen Regierung!, der polnischen 
katholischen Kirche und polnischen bewafftieten Ban¬ 
den systematische Massaker an der Volksdeutschen Be¬ 
völkerung verübt worden waren. Höhepunkt dieses nie¬ 
derträchtigen Geschehens war der "Blutsonntag von 
Bromberg"' mit d. 437 ermordeten deutschen Bewoh¬ 
nern vor dem Einmarsch der deutschen Truppen. 

Heute ist amtsbekannt - und es ist wichtig genug, 
um dies hier wiederholen daß im Frühjahr 1939 aus 

England ohne Wissen des britischen Premierministers 
Neville Chamberlain, veranlaßt von den Kräften um 
Winston Churchill, Anthony Eden und Lord Halifax, 
des britischen Geheimdienstes und des War Office 
(Kriegsminister war Lord Leslie Hore-Belifiha in jüdi¬ 
scher Loyal itatsbindung), mit Tricks"' 

ausgebildete GueriJla-'*Missionen" (sprich: Kommandos) 
nach Polen eingeflogen worden waren mit dem Auftrag, 
Massaker an den in Posen-Westpreu- 
ßen wohnenden Volksdeutschen in die 
Wege zu leiten. Hiermit soltte ein 
deutsch-polnischer Krieg ausgeäöst wer¬ 
den 

An diesen Massakern mit einer Grö^ 
ßenOrdnung bis annähernd 50,009 zivi¬ 
len Opfern gibt es nicht den geringsten 
Zweifel. So auch nicht an diesem dokumentierten Foto. 

Bei derart vielen fotographierten Beweisen, die zudem von 
sofort eingeladen gewesenen internationalen Pressevertre¬ 
tern vor Ort überprüft werden konnten, würde es keinen Sinn 
gemacht haben, einen Befund dieser Art zu manipulieren. 

Im übrigen aei an den polnischen Botschafter in London 
Graf Edward Raczynskt den polnischen Botschafter in Ber¬ 
lin Joseph Lipaki und andei’^e erinnertp die sämtlich nach 
Kriegsende bestätigt haben, daß die Beichsreglerung jene 
Deutschen Weißbücher zur Vorgeschichte des Krieges abso¬ 
lut korrekt herausgebracht hatte.^^ 

Diese Dokumentationslage hinderte jedoch im Jahre S004 

92> Williaffi Stevfinsön, "A Man CaJLcd Intrcpid — The Sacret War - 
Ttic Autkei^üc Accaimi of ihe mosx descisive iQtclltgcFiße Op^rali- 
ops of World War [I - And Üic superspy who cotHtoLLcJ New 

York 1977. Nachfolgende Scjtcfmngjibcn beaielien &icli auf dieses 
Buch. - VcTgl. Hluvrisrise Tatsachen Nr. SO, S. 22 ff. 

93) Udo Wf^3cI^dy, -WäJirheü für Dtutschlaiid — Die Schuld frage des 
Zv^citen WcÜkriEgcs”, VSqihu 39fi5, S. LOT. - Dort weitere OueLleö- 
hinweise. Z.B. Edward Raczynski, '■ln Allied Londofi", London 1963, 
S. 51. 


einen jüdisch geführten Verlag, "LB* Taurus“, London - New 
York, in Verbindung mit '"ejps European Jewäsh Pubheation 
Society" s<mde die jüdische Autorin Janina Stnik nicht, in 
ihrem Buch "Photographing the Holocaust— Interpretations 
of the Evidence"" dieses Foto ohne weitere Bezeichnungen von 
Zusammenh^gen, Tat5;eit oder Zeugen und Beweisen mit 
der Bildunterschrift zu veröffentlichen: 



**Poinädie Ftüuen, w Byägfls^ez während der }?Befrie- 
dung<£ der Sf^dt umgefiraeht. 

(/njii^'tuf Pamiecf i^'ar^dowej/fnsfttute of i^dtionaf Memery 
coijriesy üf ÜSHJUM photft ** 

Im Begleitte.^ wird 3 Jwar auf nicht identifisierbare Zulie¬ 
ferer des Fotos, auch auf Bydgoszcz al^ Bromberg, im übri¬ 
gen auf die damaiige alliierte Presse^ insbesondere da^ US- 
Magazin verwiesen. Life hat kurzerhand alle diese Bele¬ 
ge polnischer Grausamkeit als ''Na^i-Krie§$pmpagmuh-\ 
Essiialitäten an Polen" bezeichnet. Details dieser 
angeblichen stellte Lifß zunächst als 

möglich oder wahrscheinlich hin, schließlich aber als "crmc- 
sene Totf^achen". Damit war der gewünschte "Beweis er¬ 
bracht". Einer weiteren Erörterung bedurfte es nicht. Ein 
fremdkontinentaler Preasehoss, der überhaupt nichts unter¬ 
sucht, überprüft hat, sondern nur seine von Machtinteres&en 
geprägte Propaganda verbreitetj entscheidet fernab jenseiU 

94) Janina Struk, "Ph-ütögrsptimg tbe Holocausl - IntcrpTTcCition^ of 
the Evidente". Lündtjü - New York 20 Ö 4 , S. 32 . 


i ' ’fell ^^^ yürniari 
eiMcuCri iu 

iJkirinj 

Eh* 

of cKy' 

^In&LfEUE 
NarodOiwei-/ 
hnSÜTLIL-E of l-iiitKiTial 
S-Itrrwrjf. 

ofUSHMM phötü 
arclilvK^ 
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des Atlantik über "die wahre Faktenlage ". 

Der Begleiltext des vorseiligen Bildes von Janina Struk 
^pfelt in ihrer Seite 34: 

^*Niederfriic}itig, wie diese [deutschertj yeröffenitichwngen 


warert, so schufen sie doch eine etschreckend genaue Voraus- 
schau ßir jene Verbrechen, die die Nacis in dem von ihnen 
beseizien Europa, der Sowjeiunion und besonders gegenüber 
den Juden durchßihnenj^ 

ln dieser - Sachverhalte total auf den Kopf 
stellenden -- Form sohreibt heutzutage nicht 
nur sie Geschichte. Die Verunglinripfung des 
Andenkens deutscher Toter steht nirgends 
in der Welt unter Strafe! Und niemand dieser 
Leute scheint sich an der Würdelosigkeit ei¬ 
nes solchen Verhaltens 711 stören. 

Zur Illustration dafür, wie ''mederträck- 
tig das Handeln der Dmiiechen^ während des 
Krieges weiterging, lieferte Janina Struk als 
weiteres Beispiel für zahlreiche analoge "Fo¬ 
tos" nebenstehendes "Photographing the Ho- 
locaust". 


deuischer Fftüieiftjjflzier erschießt um f4, Oktober 1942Jüdische Freuen, die 
nach einer Mas&enexekuiian von Juden aus dem Gheitc /ifiiacinach am Lehen 
(Insijnut Famieci Nari>dowej/Insiftutc ofHatinnaf üd^mory, 
caurtesy af ÜSHMM photo archivesj. ” 

Mit Bildtext abgedruckt in; Janina Struk, 'Thotographing the Holo¬ 

caust “ lnlcrpr€tation9 of the Evidcnce", London - York 2004^ %, 12 


Die Leichen haben durchglingig alle ohne 
Unterschied schwariies Haar und grell weiße 
nackte Körper ohne jegliche Sehattenpartien^ 
sind im Vergleich zu den im unbeleuchteten 
schwarz ebenso unkenntlich verbliebenen 
”deutschen Polizisten'^ auch alle von gleich- 
artiger Mi niaturgestalk - Schon in dem vei> 
öffentlichten Format erkennt man die Male¬ 
rei des Gesamtbildes, in der Vergrößerung 
erst recht. — Ein klarer Betrug! 


Umwandlung des Volkes in eine multikulturelie Gesellschaft 

"Alle Psttieien sind sich einig: Für einen muttikuitureilen Bevölkemi^smlschmasch.'' 

Artikel 16 des Grundgesetzes gewährt Deutschen Asyl recht vor ausländischem Zugriff. 

Der ursprüngliche Text lautete: 

"(2) Kein Deutscher dar/ an das Ausland ausgeliefert werden. Politisch Verfolgte genl^en Asylrecht.'' 

(Jm unmißverständlich zu machen» daß Asylrecht allen in der ganzen Welt zustehe, haben die schwarz-rot-gelb- 
grünen Parteien den Art, 16 mit dem Zusatz-Artikel 16a erweitert, Aus einem Schutzrecht für Deutsche ~ gedacht war 
seinerzeit vor allem der "Republikflüchtlinge'’ aus der sowjetisch besetzten Besatzungszone, wie sich aus dem 
Protokoll des Parlamentarischen Rates ergibt -- wurde ein Invasionsrecht für Fremde auch anderer Kontinente, 
einklagbar vor deutschen Gerichten auf deutsche Kosten mit zusätzlicher Dauerbeiastung für das deutsche Volk, 


"If'rr Grünen woUcn eine multikufturelle (ieselfschafi in 
der Bunäesrepuhtik" - JoscKka Fiicher, MdB.*®' 


Obgleich Bundeskander Helmut Kohl am 30. November 
1984 verlauten ließ: 

'^Vor aliem müssen die ethnische und kukurciie Eigen¬ 
art der Sinti und Roma fördern*', ^ 

" warum '\iT das mügseu" und nicht " vor allem die deut^ 
sehe", begründete er nicht —, erklärte er am 27. August 1985 
in Bonn: 

Vch habe mich entschlossen, heute selbst vor der Bunäes-^ 
Pressekonferenz zu sprechen, weit der Zustrom der Wirtschaßs- 
ßüchtiinge Ausmaße angenommen hat, die zu einer erhebü- 

94 a) Weit um Saftniag, 12 6.1^^4 

95) Dan ParlamefU, Bcmn 27.30.19S4. 

96) Inibnnäliotts- imd Dokumemationsdkn&t d« Instituts Rar ganzhcn- 
fcitte Forschung. Ausg&bt 27^004 Fü[| I, 1472. 


chen Belastung für die &RD geworden sind und zu einer ganz 
erheb!ichen Beunruhigung in der Bevölkerung geführt haben. 
Die Zah! der A^danien steigt von Monat i^h Monat. Ich bin 
nicht gewiHt, diese Entwicklung tatenlos htnzunehmen. Die 
Sorgen der Bevölkerung müssen ernst genommen werden, denn 
die BRD ist kein Eimvandertingsland und darf es auch nicht 
werden." 

Das Bundesinnenminlsberium unter Dr. Friedrich Zim* 
mermann sekundierte sür gleichen Zeit mit einer amtlichen 
Verlautbarung: 

"Die Au/nahmefdhigkeit der Bundesrepublik Deutschland 
ist mit 4,4 MUlionen Ausländern ausgeschöpß. Besonders deut¬ 
lich wird dies durch die schwierige Lage auf dem Arheitsmarkt 
und durch die Probleme in dem Bereich der inneren Sicherheit, 
Krtminoiität und des Extremismus, r,^ 

Die Begrenzung des weitere» Zuzugs von Ausländern ist 
unabdingbare Voraussetzung für die Integration der bereits 


Mistofisch^ Tats^chon Nr. 94 


33 



hier hcfmdlichen Ausländer. Die Bundesrepublik Deuisch- 
iand ist keift EinwanäemRgshnd, Eine weitere Zunahme der 
ausländischen Bevölkerung muß mit allen rechtlich mögli¬ 
chen Schriiten mnerbunden werden ." ^ 

Bf!vor Helmut Kohl am 1.10,198S $^in Amt als BundeE- 
kanaler abgetreten hatte, befanden sich in der Bundesrepu¬ 
blik 4 - S Millionen Ausländer, Zam Zeitpunkt seiner zitierten 
Erklärimg waren es bereits fast 6 Millionen. Zum Ende sei¬ 
ner Amtstätigkeit am 27.9.1998 haben sich bereits 14 Millio- 
neh Ausländer "legal'* und "illegar in Deutschland häuslich 
eingerichtet. Welchen Wert also hatten seine Spruche? 

Doch dieser Kanzler sah dem Geschehen nicht nur taten¬ 
los zu, er hat es sogar selbst hinter dem Rücken seines 
Volkes forciert! 


Am 14, MätK 198? erklärte die langjährige bayerische 
SPD-Vorsitzende und Familiennfunisterin Renate Schmidt 
bei einer Diskussion im Bayerischen Rundfunk auf die Frage, 
ob die Deutschen aussterben wurden: 

^*Die die Sie hier stellert, Ktßir mich eme^ die ich an 

aiierietzier Steife steiie, weii dieses Ist mir verhäftnismäßig 
wurscht/^^^^^-^ 

Unter Bundeskanzler Gerhard Schräder wurde sie Bun- 
dcsfamdienministerin. - Hätte sie da.s deutsche Volk mit 
einem kleinen Volk im Vorderen Orient verwechselt^ es w^äre 
für sie sofort tödlich gewesen^ dafür brauchte sie nicht einmal 
dessen Familienministerin zu sein. Ihren Eid auf das deut¬ 
sche Volk hat sie unwahrseheinüch "ernst" genommen! Mag 
sie auch von später Einsicht geistig bereichert worden sein, 
me ihr Buch "S,O.S. Familie - Ohne Kinder sehen wir alt aus" 
den Anschein erv^eckt, so hat sie mit den Sprüchen und 
Taten ihre Glaubwürdigkeit allemal verspielt. 

Am 31. Mai 1987 machte die XincAzcitmiiig tür rfoa BU- 
tum Hitdesheim auf das - offensichtlich regierungsamthche 
— Programm der Ausländerbeauilragten der niederaächsi- 
schen Landesregierung, Gabriele Erpenbeck (CDU) auf¬ 
merksam: 

^Wer sagt, daß wfr keiften Fiatz für Türken haben, ist kein 
Reatist. ... Es liegt in unser allereigensiem Interesse, daß wir 
den Türken Platz und Möglichkeiten geben, sich hier zu entfal¬ 
ten.- 

Selbst ein Oberbürgermeister in einer deutschen Stadt 
müsse nicht unbedingt ein Deutscher sein, wenn er nur ge¬ 
wählt 


Im EG^Muffozin Nr, 10/1987 schrieb Prof. Manfred Zu- 
legg (auf Vorschlag von Bundcskanzäer Helmut Kohl avan¬ 
cierte er 1988 zsürn Richter am Europäischen GerichtshoD: 

-Die Gemeinschaft muß sich mit der Zuwanderung Dritte 
Staaten zurechtßnden. ... Die Staatsangehörigen voh DrrYf- 
siüaten, die sich im Gemeinschaftsgebiet oufhalten, drängen 
auf den Arbeitsmarkt und müssen bei der Öffnung der Binnen¬ 
grenzen berücksichtigt werden. ... 

Ein maßgeblicher Bestandteil dieser Zielvarstellung ist es. 
den Gemeinschaftsangehörigen politische Rechte ln den .Mir- 
gliedslaalen zj^ ... 

97) "Das ÜLitLÜiisniitfiisccrium des Enncrcn“, Bcnn. Aug ]9Sfi. 

9S) Beftthard **Assftbttrug und Uberfr^emAuitg".. MÜTichcn 

1989. 


Es gelte das überkommene Bild des Nationalstaats, auf des^ 
sen Territorium ein einheitliches Volk lebt, das aus den Staats¬ 
angehörigen besteht, zu überwinden.** 

Laut/VwnA/urfer vom 22, Juli 1987 haben die 

deutschen Steuerzahler seit in>emahme der Kanzlerschaft 
Helmut Kohls am 1- Oktober 1982 bis zum Rerichlsdatunn 
'"mehr als 12 Milliarden ff r den Unterhait von Ausländern 
bezahlt, die meist unter Berufung auf das Asyirecht in die Bun¬ 
desrepublik Deutschland gekommen sind ^ 

Diese Ausgabe-Zahlen werden vor dem deutschen Volk 
weitestgehend verschleiert, zumal die Leistungen aus ver¬ 
schiedenen Topfen des Bundes, der Länderund Kommunen 
erbracht w'erden, doch ist davon cau^-ugehen, daß 14.000 DM 
pro Asylant und Jahr ohne Anrechnung zusätzlicher Sachki- 
stungen erbracht werdeni und somit die soeben zitierten An- 
gabender FA^gewdß auf 20 Mrd.DM einzuschätzen sind.^^^ 

23T 

Zwei Tage später, am 24. Juli 1987, forderten die Grünen 
im Deutschen Bundestag das "Wahlrecht auf alhfi Ebenen*' 
für alle im Bundesgebiet lebenden Ausländer. Das Thema 
TTSstarljciter", die wieder nach Hause fahren, war auch für sie 
nur Ablenkungspropaganda.®®^^ 




Ende 1990 schlossen hinter dem Rücken des deutschen 
Volkes, dea Bundestages und Bundesrates. Bundeskanzler 
Helmut Kohl und der Zentralratsvorsitzende der Juden in 
Deutschland, Heinz GalinsSd^ einen GeheSmvertrag ab, der 
vorsah, zeitlich un¬ 
befristet eine un¬ 
begrenzte Anzahl 
von Juden aus 
Rußlandn die mit 
Deutschland nie 
etwas zu tun hat¬ 
ten, in die Bundes¬ 
republik übersie- 
deln zu lassen und 
ihnen hier Start- 
und sonstige Sozi¬ 
alhilfen in beacht¬ 
licher und vordem 
deutschen Volk 
geheimgehaltener 
Hohe zu gewähr¬ 
leisten. 

Da sich der 
Zentralrat der Ju¬ 
den nicht als Ver¬ 
ein deutscher 
Bürger^ sondern 
als Zusammen¬ 
schluß von Bür¬ 
gern mit ausländi¬ 
scher Loyalität - 
"Bürger jütU- 
scher Nationali¬ 
tät" -verficht und 
mit ihm am 27. 


Mahnung zur Wachsamkeit 

Bunde^V^nzlBr Kof\\ am Mifiwooh mh «Msr 
«indringillch^in Mahnung zur Wa^haamkalt dar 
Opfs r der Judatwaffolgijng gadaeht, Folc; AP 
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1.2003 auch ^itens der Regierung G^hard Schröder ein 
''Slaatfivertrag^ abgeschlossen werden konnte^ bedeutet eine 
solche Hereinholung Fremder nach Deutschland mit dem 
Ziel der Seßhaftmachung, Landnahme, Übernahme von Lei¬ 
tungsfunktionen in Wirtschaft, Kultur und "Gesellschaft" bei 
gleichzeitig gewährter rechtlicher Sonderstellung gegenüber 
den deutschen Bürgern als ”Überlebende des Holocaust" nach 
den Bestimmungen aller früheren deutschen Reiehsverfas- 
sungen Landes%'^ciTat, 

Den Verträgsperaonen mit angemaßter Vollmacht {selbst 
der Art. 21 des Grundgesetzes ""Die Parteien wirken hei der 
politischen WiHensbildung mit" muß hier wie ein Hohn wir¬ 
ken!) “ war es klar, daß diese Immigranten von vornherein 
nicht integrierwillig und als Angehörige eines gesonderten 
Volkes KU respektieren sind. Zudem: Allein schon als "Opfer- 
volk-Überlebende" beanspruchen sie einen rechtlichen und 
politischen Sonderstatu$ und erwarten^ bei nahezu jedem Tag 
"sum Gedenken" bestätigt zu erhalten, "ebiä wir (Deutsche) 
tfen Juden m immerwährender PßicM nUhen". 

So erhalten z.B. ihre Kinder nur ihnen vorbehaltene Schu¬ 
len, während den deutschen Schülern zugemutet wird^ Schul¬ 
unterricht kulturell konfliktreich mit fremdbestimmtem Nied- 
rig-Kiveau hinnehmen zu müssen. 

'Vie Zahlen sind dramüilsch: In Serlin-Kremberg spre¬ 
chen 63% der Aiisiänderkinder bei der Einschulung fasl kein 
yS^art Deutsch, bei den Türken sogar 4 von J Kindern nich^. 
Darunter einige, die nicht ma! wissen, was is^iVie heißi Du?^ 
bedeutet, oder soickey die ernsihafi denken, daß sic in der 
Türkei leben." 

Doch dies ist nur ein Teilaspekt der Folgen jenes Privat- 
vertrages. Während ein Beamter, der schuldhaft seine Amta- 
pflicht verletzt, nach f S3& Abs. 1 BGB den Schaden zu erset¬ 
zen hat, und zwar ohne Rücksicht auf die von Ihm ausgeübte 
Tätigkeit, kann Bundeskanzler Helmut Kohl demgegenüber, 
gestützt auf Art. 34 GG, darauf verweisen: 

"^Verieizt Jemand in Ausübung eines ihm anvcritaulen öf- 
fentiiehen Amles die ihm einem Driiten gegenüber obliegende 
Amlspßichi, so trißt die Verantwortiiehkeit grunäsdiziich den 
Staat oder die Körperschaß^ in deren Dienst er steht Bei Vor¬ 
satz oder grober Fahrhüssigkeit bleibt der Rückgriß Vorbehal¬ 
ten. 

Doch für diesen Rechtsv^eg hatte er ja seinen bmährten 
Parteifreund Roman Herzogtgeb. 1934) als Präsidenten beim 
Bundesverfassungsgericht sltzenn Dieser hatte ihm bereite 
beim Milliarden-Betnig im Fall des verweigerten Rüeker- 
stattungsrechU für die durch die sowjetischen Enteignungen 
Entrechteten geholfen. Der Staat tragt die Folgen -- ^Iso das 
deutsch e Volk! —, und der Staat ist laut Art, 20a auch verant¬ 
wortlich für den "Sefratz der natüHiohen LdjerisprwntÜagen 
Jiir die künfiigen Generati<r>icrt" - ^’des Volkes" fehlt bereits 
im Art, 20a GG. Man müßte konkretisiert hinzusetzen: das 
deutsche Volk hat alle Folgen zu tragen, die Verantwortli¬ 
chen können ihrem Lebensabend mit hohen Pensionen entge- 
gensehen. So sah hier die "Mitwirkung der Parteien an der 
politischen Willensbildung des Volkes" aus (ArL 21 GG). 

Obgleich selbst das Strafgeset^uch der Bundesrepublik 
Ln § 92^1 + 2 einen solchen Vertrag für strafbar ausweisL 
vereinbarte die Bundesre^erung mit den Länderminister- 

9^) Der Spiegel Nt. S0/2002> S. ^5. -- Vnrgl: iS^ation A Europa, Cöbufg, 

4/3002. S. 12. 



"Verteilungsschlüssel zum geregeiten A^fnDhmeverfahren'' 
für die zu erwartenden fremdloyaJen Zu Wanderer. 

Anfragende Bürger erhielten vom Bunderinnenministeri- 
um am 23.4H997 den Bescheid, daß Gesprächsinhalte und 
Vertragstexte geheim und daher ^'Dritten nicht zugänglick 
dnd\ Rechtsgrundlage sei im übrige das '^Konüngcntflücht- 
lingsgesetz". Der Presse war folgender Kommentar zu ent¬ 
nehmen: 

'*tVelche unser Voik demütigende, benüchtctllgcnde und 
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schdtdigeride Verembarungen der Vertrag ent¬ 
hält^ wissen also nicht. Daß er solche unsitt- 
lichen Klauseln enthalt, muß vermutet werden^ 
denn sonst brauchte man ihn Ja nickf geheimzu^ 
halten. jVwr Unrecht scheut das Lichte und poliii~ 
sches Unrecht scheut die ößentiiehkeit 

Fest siehtj Hier werden Fremde von der am¬ 
tierenden deutschen Regierung durch l^^jffeniiich 
ausgelegte ^yBenachrichtigungene aufgefordert, 
sich in Deut seht and niederzulassen. Sie geiten 
amtlich als ^yKontingentßüchtiingei^, obwohl sie 
weder geßüchtet sind noch ihre Zahl li^kontin- 
gentiert^, also begrenzt ist. Im Schreiben des 
MinistEriums vom 7.4.1997 heißt es ausdrück-- 
lieh: »Veffolgungs- oder Di^krimmienmgsgrün- 

de sind keine Aufnahmekriterienitf^^^ 

Gleichermaßen wird das deutsche Volk hinters Licht ge¬ 
führt bei den EinwandemTigsaahlen und deutschen Hilfslei¬ 
stungen. 

Einiges ist dennoch durchgesickert: Im Mai 2003 waren 
bereits 1S0J51 eüngereist, 243.063 Aufnahmeanträge in Bear¬ 
beitung. Jährlich hat der deutsche Steuerzahler laut^aar hier¬ 
für ca. 1,3 Mrd. Euro aufzubringen,^®^ BH^-ern bat aus seinem 
Haushalt im Jahr 2003 dieser Zuwanderüngsgruppe für reli¬ 
giöse und kulturelle Zwecke = 2,5 Millionen Euro zugeführt, 
2I)Ü4 — 3,6 Mio und im Jahr 2005 - 3,8 Mio Eurfj; sollen es 
4 Millionen Euro sein. Die im '‘StaaUvertrag" vereinbarten 3 
Millionen jährlich vom Bund für den Zentralverein zählen 
gesondert. Da nach offiziellem Eingeständnis für eine Familie 
mit 3 Kindern pro Jahr über 2Ü.O€0 Euro Sozialhilfe ge^hlt 
Vhird, entfallen auf den deutschen Steuerzahler allein hierfür 
zusätzlich rund 1 Milliarde Euro jährlich. — Wie gesagt, das 
betrifft nur däc soeben benannte fremdloyale Zuwanderer¬ 
gruppe aus Rußland, für die deutsche Sprachkenntnisse im 
Gegensatz zu den Rußlanddeutschen nicht vorausgesetzt wer¬ 
den. 

Den von Stalin enteigneten und nach Kasachstan ver¬ 
schleppten Volksdeutschen bedeutete Bundeskanzler Kohl 
am 12. Mai 13^7^ 

Vch habe kein Interesse daran, daß weitere Angehörige 
der deutschen Volksgruppe auswandern.*' 

Welches Interesse da;a deutsche Volk hat und welches 
seine Aufgaben als deutscher Kanzler sind, bekümmerte ihn 
nicht. Nur "sein persönliches Interesse". In wessen Auftrag 
führte dieser Mann eigentlich sein Amt aus? Man muß es 
wohlan den vielen fremdländischen Auszeichnungen und Eh¬ 
rungen ableiten^ die ihm während seiner Amtszeit zuteil ge¬ 
worden sind. 

Sein Vaterlandsloses Verhalten hat sich vielfältig offen¬ 
bart. So z.B. in seinen Lügen um die verweigerte Rückerstat¬ 
tung des von den Sowjets zwiijchen 1945 - 1949 enteigneten 
Frivatbesitzes deutscher Menschen bei gleichzeitiger Ver- 
scherbelung deutschen Landbesitzes und deutscher Betriebe 
im Wert von tausenden Milliarden Euro Lncl. "Anschubfinan¬ 
zierungen" durch die von ihm eingesetzte "Treuhand"' und 
deren Nachfolgeorganisation "Bundesanstaltfür vereinigungs¬ 
bedingte Sonderaufgaben" (ßvS) an Ausländer, besondere 
Rückerstattungsregelungen für Juden, Gesetzesmißachtung 


1001 ßeutsrhe Pvatiattaiir.iiung, Münchcii ?.],5(105 + äft.5.1^97, S. 1. 


bei Parteispenden u^w,. Besonders skandalös war 
die Übertragung der Buna-Werke in Schkopau 
(Sachsen-Anhalt) an den US-Riesen Dow Chemi¬ 
cal Von 0 Übemahmekosten, 10 Milliarden "An- 
schubfinanzierung'' (auch über Brüssel) und Ab¬ 
bau von 16.000 der 13.000 Arbeitsplätzen ist die 
Rede. 

"^Und nun droht auch noch Arger wegen de.'i 
Verkaufs des Fiaste-Koblnates Buna an Denv Che¬ 
mical. Jeder Arbeitsplatz, den die Amerikaner dort 
versprechen, kostet den deutschen Steuerzahler - 
- ohne die verdeckten Strompreissubventionen - 
ais 4.4 Millionen Mart Das ist Weltspitze." 
m) 

Ins Korruptions^Gerede kam auch der Über- 

tragungsdeal an den französischen Mineralölkonzern Elf 
Aquitaine im Zusammenhang mit den Leuna-Werken und 
dem Autobahntankstellennetz. "Bares aus der Stcuerkasse", 
so der Spiegel , doch vieles blieb gehei m. 

Der stellvertretxende CDU-Vorsitzende Hemer Geißler 
fgeb. 1930) im Spiegel Nr. 41,1991: 

'*Dic Deutschen werden nicht — jetzt -- mit fünf Miiiio- 
nen, sondern in Zukunft mit sieben, acht, vielleicht sogar zehn 
Millionen Ausländern zusammenieben. Dies ist kein Grund zur 
Angst, sondern für ein Volk der Mitte undßir unsere ökonomi¬ 
sche Entwicklung eine Seibstverständlichkeit und eine Chan¬ 
ce. Wenn wE'r es gut meinen mit unserer Zukunft, muß sich 
unser Voik auf eine multikuiturelle Geselischaft vorberetten.*^ 


Bundespräsident Richard von Weizsäcker im Deutsch¬ 
landfunk am 30.91901: 

'"Es leben über 3 Milllanen Ausländer bei uns. Was sie uns 
mit ihrer Arbeii, ihrer Kultur und ihrem Angebot des Erlernens, 
human zusammenzuieben, mitbringen, ist in Wirklichkeit eine 
Bereicherung und eine Gabe. Das ist eine Erkenntnis, die wir 
in O.'it und ß'e.sf zu ^rwirklichen und zu praktizieren haben ." 


Am 3. Okt. 1994 erklärte Bremens Bürgermeisberj Weder* 
meyer, auf einer feierlichen Veranstaltung zum "Tag der deut¬ 
schen Einheit", der ja eigentlich der 9, Novembersein sollte, 
unter dem Beifall der Bonner Politprominena nebst Zentral- 
ratfivorsitzendem der Juden in Deutschland, Ignatz Bubie: 

müssen den Begriff ^yVoike neu besfimmen.. Hkhi mehr 
die Herkunft wird künftig bestimmen, wer zum Voik gehört, 
sondern das Bekenntnis zur Demokratie und zur Verfassung ." 

Wer noch zu Wort kam, mißbilligte ebenfalls "iuoio^i- 
$ckcn Ra&awmia" ^ bedauerte, daß die doppelte StaaUbür- 
gerschaft noch nicht generell für die kulturell Bereichernden 
eingeführt sei (Günther Thierse, geb, 1943)^ die Herzenswär- 
me der Deutschen für ausländische Kinder noch zu wünschen 
übrig lasse (Angela Merkel, geb. 1964)^ die Bundesrepublik 
^ich ''Ntd,ioiudtrara'' nicht leisten könne (Roman Heraog).^^^ 


Bundestagspräsidenün Prof, Dr. phil. Rita Süflmuth (geb. 
I 937 )j stets als Bußpredigerin für die Deutschen ohne sachge^ 
rechte Gesehichtskenntnisae unterw^egs 

10 n Der tSpi^gei, Nr. 32/1996, S. 60 - 6^ + DU Weit, 11. ] ]. 1995^ S. 3 
+ Nutfi>nul/ünifnfft 9/1996, S 

102} fiuttenbriefe, Slütkstadc Nov./Dcz. 1994, 5, Jütiannfis P. Ncy. 
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— behüfidelten im Geschichisunterricht die deutsche 
Geschichte nt/r bis zvm Ende des / ^ellktiegcs so daß 

ich chzu keine weitere Stellung nehmen kann^* IMS 
meldete sich am 20. Now 1994 in Bonn Wort: 
^^Deutschland muß ein Einwanderungsland werdenr 
Und am 9- Märs 1907 am Kyffhäusertag per Femsehen: 
werde in Deutschland keine Rückkehr zum Nationalist 
mus, zum Nationalstaat geben Auch müsse Schluß gemacht 
werden mit der ewiggestrigen Volkstümelei .'' ® 

Die ethnische und kulturelle Geschlossenheit des deut¬ 
schen Volkes solle durch eine Gesellschaft eigenständig ne¬ 
beneinander existierender tinlerschiediicher Kulturen abge- 
löst werden. Das Staatsbürgerschaftsgesets aus dem Jahr 
1913 sei zu ändern: fortan sei nicht mehr die Abstammung 
Voraussetzung für die deuUehe Staatsbürgerschaftp sondern 
^'dae Bekenntnis Grundgesetz und zu hiesigen 
Gesetzen'' oder nur der GeburtsorL Integration ^u verlangen 
ginge SU weitp man dürfe von den ausländischen Mitbürgern 
nicht envarten, ihre urwüchsige Kultur aufzugeben. Das gilt 
natürlich besonders für die sich ''tun&iL^Leben in Deutsch¬ 
land' einlindenden Juden aus KuBland. 

'"Gleiche Forderungen hatte der frühere CDU-Generalse- 
kretär Geißler bereits vor einigen Jahren erhoben. 


"In mehreren hundert Schulen der Bunde.^repubiik sind die 
deur^chen Kinder bereits in die Minderheit geraten. ** 

Das für jeden Pädagogen unverantwortlich niedrige Lern- 
niveau ist bereits bei erheblich geringeren ProsenUnteilen 
ausländischer Kinder täglich erlebbar. Doch Bccomte oder 
Angestelüe, das Volk insgesamt^ haben die zentralen "Rah- 
menbedingungen" anzunehmen. 


Während die Bundesrepublik bereits über 5 Millionen Ar¬ 
beitslose aufwies und ein immer größerer "Stellenabbau'' ins 
Haus Stand, wurden "Green-' und "Blue-Cards" für ausländi¬ 
sche Intelligenz zwecks Eingliederung in d:ie deutschen Ar¬ 
beitsprozesse propagiert, Deutschland als *^Einwanderungs- 
ktnd' gepriesen und ausländischen, bereits in Deutschland 
lebenden Jugendlichen die deutsche Staatsangehörigkeit 
schmackhaft gern acht Immigranten wurden mit "Starthil¬ 
fen" und Soziallei^tungen versorgt. Gleichzeitig wuchs die 
Literatur darüber an^ wem die deutsche Wirtschaft eigentlich 
noch gehört Deriw^eil empfahlen die Behörden deutschen Ar- 
beitslosenp "verstärkt Jobs imAwsfaTtrf wäh¬ 

rend deutsche Firmen auf Grund der geschaffenen Bedingun¬ 
gen ihre Produktion ins "billige" Ausland verlagern. 

DeriA'^eil geschieht noch etwas in Deutschland: Immer mehr 
Gotteshäuser für fremde Völker (Synagogen und Moscheen) 
werden mit Hilfe deutscher Steuergelder gebautp gepflegt 
und geschützt! 


Übrigens Ausland: Der Bundestag war um das Wohl der 
Tibeter - nicht der Deutsche n - so besorgt^ daß er in seiner 
Drucksache 13/4445 vom £3,4.1996 die Bundesregierung und 
Weltöffentlichkeit mit einem "’Anteag zur Verbesserung der 
Menschenrechtssituation in Tibet" aufrüttelte. Ein leidge- 
IG3) Sc ihre Aniwctü an Kirl OaOEcr, emca wegen falscher Bch^uptun- 
gcji über die Waffen-SS ihr wjdcrspfGebender pii^kLiasiüiisredrteF am 
B.4.I9I9 im Hambaclier Schloß. 

104) FrunkfuriEf Attgr/n^eine, 21. November 1994. 

IC5) Bild. 17. Dezember 20CM. S. 1. 


prüfter Deutscher freilich ist geneigt, diesen Antrag auf sein 
eigenem Volk zu beziehen, für das er allerdings nicht gedacht 
wan Mitfühlend liest man: 

Vm Hinblick darauf daß die Tibeter {die Deutschen) sich in 
der gesamten Geschichte eine eigene ethnische und kulturelle 
und religiöse Identität bewahrt haben, verurleill der Bundes¬ 
tag die Politik der chinesischen (der deutschen) Behörden, die 
z'w Ergebnis in bezug auf Tibet (auf Deutschland) zur Zerstö¬ 
rung der Identität fuhrt, insbesondere mittels An.siedlung und 
Zuwanderung von Chinesen (Ausländern aller Art) ln großer 
Zaki Zwangsabtreibungen, poiitischer, religiöser und 
reller Verfolgung und Untersteilung des Landes unter eine 
chinesisch (fremd-) kontroiilerte Administratior^. 

Fakt ist leider, daß der BundcftUg bisher niemals mit 
einer derart an^ Herz greifenden Anteilnahme dlie Bundesre¬ 
gierung auf gefordert hat, sich dafür einzusetzen, daß in 
Deutschland die hier beschriebenen Menschenrechts Verlet¬ 
zungen beendet werden. Zu den MenscherLrechten gehören 
sowohl die Meinungs- und WissenschafLsfreiheit als auch 
rechtsstaatlich einwandfreie^ die völkischen Lebensgrundla¬ 
gen respektierende Gesetze und deren Einhaltung. 

Der vorgenannte Antrag des Bundestages hat bewiesen: 
Seine Abgeordneten wissen, daß eine MasseneinWanderung 
Fremder in den Lebensraum und BesitesUnd eines anderen 
Volkes eine so gravierende Menschenreehtsverletzung für 
die cinheimEsche Bevölkerung darstellL daß sogar fremdkon¬ 
tinentale Volksvertreter daraus ein Hecht auf Einmischung 
herleiten können, -- um der Humanität willen. 

Der 5 220a StGB, unentwegt im Regierungsauftrag ver¬ 
wendet im Zusammenhang mit dem 1130 StGB zwecks Ver¬ 
folgung "rcchtsi^adikaler Volksverhetzer" angesichts ihrer 
Zweifel an bestimmten historischen Gcschehensabläufen - 
und insofern den Bundestagsabgeordneten bestens bekannt 
—, definiert 'Volksmord'' u,a, mit ''ganz oder teikeeise" Zer¬ 
stören "ehier nrdimialen, rassischen^ religiösen oder durch 
Volkstum bestimmten Qruppe** und bedroht solcherlei Ta¬ 
ten mit lebenslanger Haft. Der Juristendreh, daß das deut¬ 
sche Volk ja keine "Gruppe im Sinne des Gesetzes sei"* und 
daher der 5 220a nicht auf die Zuwanderungspolitik der Bun¬ 
desregierung anwendbar seip ist nur als Verhöhnung des deut¬ 
schen Volkes aufzufassen. 


Am 16riL199S zitiertÄe Weit auf S. 1 Bundesinnenmini¬ 
ster Otto Schily zur Ausländersituation in Deutschland: 
"Die Grenze der Belastborkeit ist überschritten.'' 


Nach Ausscheiden aus seinem Amt gab SPD-Regierungs¬ 
sprecher Klaus Bölling im Februar 1999 der flfor- 

genpost folgendes zur Kennteia: 

"Die muhtkulturelle Ge.^eilschaß. dieser Fetisch unserer 
stets progressiven Mitbürger, hat lange schon Schiffhruch er¬ 
litten. Die meisten Türken waren zu keiner Zelt an dieser hoch¬ 
herzig gedachten Unternehmung interessiert ... 

Nur in unserem bis heute so ßlrchteriich verklemmten Land 
kann einer auf die Idee kommen, an staatlichen deur^chen 
Schulen Islam-Unferricht zu erteilen auf Kosten aiier Steuer- 
Zahler Vielleicht sollte man Ja gleich auch die Mullahs ins 
iebenslängilche Beomtenverhältnis übernehmen. Die Partei¬ 
gänger von Multiknlti sind noch zn anderen Narrheiten 
aufgelegt."' 

10^) UnabhüftxiRE l^üchricftutt tUM, Bmgcn 2im% S, 31. 
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An der llS-Ostküste man, wem die hohe Auszeich¬ 

nung mit dem Titel "Wcltataatsmaym” ^ukarn und dazu ein 
gläserner Adler su überreichen sich empfahl: Anfang Sep¬ 
tember 2000 beghickiA^ünschten der eh. US-Außenminister 
Heiuy KiBsinger und Kabbi Schneierhierfür den deutschen 
Bundeskanzler Gerhard Schröder. Klari daß er seine weit- 
staatsmännlschen Fähigkeiten weiterhin unb^r Bes^eis zu stel¬ 
len versprach. So schon einmal mit den bekennenden Worten: 
"Fz^r mich rst es daß auch Dcuischland ein offenes 

und atfraklives Land för i^fenschen der unierschiedUchsten Väi- 
ker und Religionen aus aUen Teilen der fVelt ist und bleiöc^ 
Sogleich sorgte er für ein neues, diesen Vorstellungen gemä¬ 
ßes Staatsbüi^erschaftsrecht mit Wirkung vom 1.1.2000. Bin¬ 
nen 5 Jahren wurden so 1 Million Fremde eu "Deutschen". 

Derweil TÄurden Oppositionelle mit der Strafjustiz be- 
kanntgemacht. Bo Dt» Eoderkh Seil aus Schweinfurt. Er 
soll 22.500 Mark Strafe zahlen, weil er in einem privaten, nicht 
ajur Veröffentlichung vorgesehenen Brief an einen Journali¬ 
sten geschrieben hatte: "«in gernndcB Volk wehre sicA gegen 
ein« Im?a.sin7i nnerwümchi^ Ausi^nder'^ Entgegen aus¬ 
drücklichen Vermerks druckte der Joumnligt diese Zeilen 
als Leserbrief ab und blieb selbst straffrei 


Norbert Blüm (geb, 1^35) war lange Jahre als Arbeitsmi' 
nister der Regierung Helmut Kohl maßgeblich mitverant¬ 
wortlich für die Zuwanderung von Ausländern nach Deutsch¬ 
land, Br hat schon damals offenen Auges die Gefahren und 
Probleme überblicken müssen, beginnend mit der die deut“ 
sehen Kinder behindernden Schulerziehung in 'integrierten 
Klassen" über Leben^gei^^ohnh eiten, Wohnverhältnisse bis zu 
den kulturellen Ge¬ 
gensätzen. Fehlent¬ 
wicklungen gestand 
er Jedoch erst zag¬ 
haft ein^ als er aus 
seinem Amt ausge- 
schiedenwar: 

Wir holen die 
Eiden aus dem 
land und machen im 
Cegenzug ßÜ- 
dungsförderung in 
der Dn'iten Weit. ... 

Auf Hehnaf, Nach- 
harschaßt Fatnilie 
müssen die Johhop- 
ser verzichien}^^ ln 
der mobil gemacht- 
ien Weh gibt es kein 
bleibendes Zuhause. Heute hier, morgen da juchheirassa. Was 
soll da Ln^egration! Treue, Loyalität — ade! 

Meine Weit ist das nichti So soll auch die Zukunß meiner 
Enkel nicht aussehen. 

Ein 40-jähriger Informatiker schreibt vergebens Bewerhun- 

L07) f>er n^^ckUnghaujicn Ä.4.2Ü05, S. ö. 

10«) Utiahhanf^ige Nachrichieti (aw). Nr. 7/2CC5, S. S l + ^/2003. S. 5 
(hczkkg' frankfurter ttnmtschau. 4.7.2Ö0t, S. 

109J Dbs sOTnrnt Auch aiich richi: Im Fatl Jet* Asylanten gibl cs Blftibe- 
rcchi unü Famihciizusaiiimeüfülirüng KrflnlfcnltaRsertajisprü' 
chen fur die GreiLSramilLg, fljr mekrcie Ehefrakicn, 


gen cm Firmen in Deutschland. Die deutsche Wirtschafi bezieht 
ja aus Indien junge, ausgebiidete Compuierspezicdisten. Dos 
erspoH Aiisbildungskosten und drückt den Lohn hier zu Lande. 
In 15 Monaten gab es 10. 000 Fachkräfte mit GreendSard in 
DeutschiancL Gleichzeitig wanderten 100.000 Deutsche aus. 
Matte sich die deutsche Politik mit gleichem Eifer auf Universi- 
tdts- und Schutreformen geworfen wie auf das Thema i^Zuwan- 
derungf^i wäre in Deutschland kein Mangel an Qualißkatin¬ 
nen. Der Fundus von 4 MiHionen Arbeitslosen ist groß genug. 

die Green-Card üherßüssig zu machen . Die neuen Konßikie 

werden um kulturelle Identißkation geführtj* 

Der ehemalige Bundesminister hat mit diesen Worten nur 
sehr vorsichtig angespi^chciii was Ln Wirklichkeit eine Politik 
der Deutschen-Verdrängung aus ihrem eigenen Land bedeu¬ 
tet und damit nach den Maßstäben aller früheren deutschen 
Verfassungen Landesverrat S^t. 


Anfang Februar 2002 suchte der niedersächsische Justiz¬ 
minister Christian Pfeiffer (SPD) eine in Deutschland le¬ 
bende Ausländerin, die Staatsanwältin oder Riehterin werden 
will. 

"ich möchte gezielt deß in meiner Amtszeit eine Auslände¬ 
rin Riehterin wird, Eine solche Richterin könne in E>eutsck^ 
land lebenden Ausländern Mut machen." 

Von einer solchen Richterin — sic wäre nicht die erste 
dieser Art — sind natürlich keinerlei sachliche Kenntnisse 
über die deutsche Geschichte zu cr^^arten. Um so sicherer ist 
sie deshalb gegen nationale Df^uLsche - sogenannte "Rechts¬ 
radikale" - deren Meinung wegen anzusetzen und diese - 
statt ihnen '"Mul äu mcichem^' - ins Gefängnis zu verweisen. “ 
Was wäre ivohl mit euiem Minister für analoges Tun in Israel 
geschehen, oder überhaupt in einem anderen Land? 

Am 20.J.2002 berichtete die W^Hdeutsche Allgemeine: 

'*Die Zuktmß der SPD heißt Muhmui 
Der Juso-VorsUcende zeigt stolz sein Parteibuch vor, r>? das 
Kanzler Schröder eine Widmung geschrieben hat. Sein Ziel: 
if^Zum Beispiel Außenminister werdenat. Das würde er gern, 
weil er ferne Länder mag, fremde Sprachen und Multikidti. 

Weil die SPD in Mahmut ihre Zukunft sieht, hat sie ihn 
schon überall htneingewählf: in den Ortsverein, in den Unfcr- 
bezirk, zur Landesdelegiertcn-Konferenz und in den Bundeskom 
greß — wenn aus Altersgründen auch noch nicht stimmberech¬ 
tigt. so doch wenigstens in »beratender Funkiionfx. 

Doch der türkische Genosse wird Konkurrenz oder auch 
einen Nachfolger aus Schwarzafrika bekommen, den Bündnis^ 
&0 / Die Grünen schon 2000 plakativ im Landtagswahlkampf 
Nordrhein-We^ifalen empfohlen haben 

^ ^ ^ 

Wenige Tage später plädierte die Vize-Direktorin des mit 

deutschen Steuergeldem geförderten Essener Zentrums für 

Türkeistudien für das "Zuwanderungsgesetz" in der BRD: 

'*lf7r begrüßen dieses Gesetz- Es wird zu einer wesenllichen 

Veränderung der Geselischafl ffthren. Dieses Land ist ein Ein- 

H'fl Ji derungslund. 

Die Leute werden endlich Ahschied nehmen vo« der Illust- 
OHf Deutschland gehöre den Deutschem ** 

1LOJ Die Weit äm 27. Dezember 2D0b S. S. 

nt) Bratinscht^eiger ZeUung, S. Fcbrnftr 2 Ü 02 . 

1E 2] Westdenisehe A ttgem eine Zehutig., 26.3.2CC2. 
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Am 20r Juni 2002 untfirachrieb Bunde&präibident Johan¬ 
nes Rau cläs sögenannle Zuwandenrngagefleta, obgleich ihm 
iicwußt war, daß es nicht rechtmäßig Enstandegekominen 
war und dSS cieutaehe Volk in denn gesamten Text keinerlei 
Berücksichtigung mehr gefunden hah 

Dit^ Regründung sur Integration im "Zuwanderungsge- 
seta" ist verlogen. Weltweit hat sich längst herausgesteUt, 
daß Integration — von Einselfallen abgesehen - gar nicht 
Tnoglieh ist, sondern zur Ghettoisiening geführt hat. Seihst 
nach S 22üa StGB ist sie als volksmördcrisch definiert^ weil sie 
nationale und kulturelle Eigenheiten zerstört und dem Volk 
des Einwanderungslandes Eigenständigkeit und Selbstbe- 
stimmiing raubt. Selbst nach Aussage der Vorsitzenden der 
''Zuwanderungs-Kommission”, Rita Söfliuuth, soll sie die 
^übstammmffK<k!ß.i^i&rte Nalion wr Sitifit-ishfirgergeniein- 
Rchaß gameinsajner Wert.e" umwandeln ^ 

Der Volksverrat wird derart massiv betrieben, daß der 
Verdacht nicht von der Hand zu weisen ist, hier winl Auf^ 
tragsarbeit zum Schaden des deutschen Volkes für jene be¬ 
wältigt, die Rassen Vermischung anderer Völker als globali¬ 
sierendes Herr Schafts! nstnimentbetrachtenj (He ^Ech hinge¬ 
gen selbst aufs schärfste gegen jedwede Integration Frem¬ 
der, sogar Andersgläubiger abschotten. 

Wurde ''Ülfeyfr^rrfuiun^'' schon zum "Unwort des Jahres” 
gekürt, so ergänzt der "Zuwandertingsi-Kommissions™-Be¬ 
richt: "ab Ziamndßrii^g€{4md jxt- 

sitimLi&mn'\ "'AsyfxLfüßTiarf^^J^^icJf, 'Aufenthalbiii&l'\ *'Ein- 
bÜ7yeruyH.^nkidtuT\ " U^volhtmg"', ''MvÜikuUihmd'. Die 
Volksvertreter sind jetzt schon Bevölkerungsvertreter. 

*'Deut!sch!arni habe, so sogi die Staafsßihrur^g, i^VdranJ- 
LLx>fmn(j und Pflicht Mitglied der St^^t^ngememschaß*. 
— Es gibt aber keine iniernationale Ver^ßiehnrng für Deutsch- 
iand (oder ein anderes Land), die von der Sfaaisflihrung for¬ 
dern könnte, die Hermen des Siaaisvoikes Fremden abzutreien. 

Die Zuwanderung Fremder sei. so sagt die Staatsführung, 
it/ür Deutsc/i/and eine Bereicherung^. — Fmaneiell kann sie 
das nicht meirten, denn die Fremden kosten das deutsche l^oik 
jährlich Milliarden Euro/' t 

Geistige Bereicherung ist durch international e Begegnun¬ 
gen und Meinungsaustausch, wie jahrhundertelang üblich, zu 
gewährleisten, nicht durtrh Immigration von 'Green-Gard- 
Qualis" aus Ländern, denen die Bundesrepublik noch Ent¬ 
wicklungshilfe zahlt, und allen sonstigen Ilereinströmenden 
wer weiß wie viele Fördenmgen angedeihen lassen muß — 
selbst zum Erlernen der Sprache damit sie in Deutschland 
überhaupt zurechtkommen. Schon 1997 war '^nahezu jedbr4-, 
Sozialempf&nger ein Ausländer f22%r. Sie bezogen laut 
Statistischem Bundesamt = 3,2 Milliarden DM "Stütze" 

Da muß sogar ein ''Bundesamt für Migration und Flücht¬ 
linge", ein "Bundesinstitutfür Bevölkerungs- und Migrations- 
fot^chung" mit viel 'Jnformationsmaterial für Integrations¬ 
angebote" sowie zusätzlich eine besond^^re "Beauftragte" her, 
um ihnen auf die Sprünge zu helfen. Einen "Sachverständi' 
genrat für Zuwandening und Integration" stellen die Deut¬ 
schen auch noch. Statt sich von den anderen erst geistig 
bereichern zu lassen, sind sie schon vorher "sachverständig". 


Mi) J. P. Ney, "Die ^ikwandcruni^^^ljefielzc -- Der HnchveTTüt", Rem¬ 
scheid oj' (2003/2004 J. 

114) i'nabftängige /'tachricht€n 5.4. 


Freilich hat sich von diesen erlauchten Größen noch kaum 
ein-cr zur "’ZuWanderung durch Geburten" geäußert. Ihre "Zu¬ 
wanderung" bereicherten die deutschen Steuerzahler mit jähr¬ 
lich 6 Milliarden Euro ‘'Zahlungsverpflichtungen". 

Die "Bereicherung” des heimischen Arbeitsmarktes hat 
derweil schon zu über 5 Millionen i\rbeitslQsen geführt! Die 
Bereicherung der Gefängnisse durch die ihnen zugeführten 
"ausländischen Mitbürger" sollte man nicht vergeHwen, kostet 
sie doch Presseberichten zufolge jährlich 1 Milliarde Euro. 
1987 war bereits eine Quote von 62% Ausländem an Untersu¬ 
ch ungshäftüngen genannt^^^'^^D, wie die Bereicherung durch 
Aids-infizierte Asylanten, deren Inflziertenquote die Presse 
bereits mit 40% vermerkte. Schließlich sei an die Bereiche¬ 
rung DeuUchlands mitfremdländisehen Gotteshäusern erin¬ 
nert. Im Jahr 200(2 gab es schon 2.400 Moscheen in Deutsch¬ 
land. Ein CDU-"Thesenpapier zur Ausländerpolitik" sieht die 
"Verviischomg Kulttir Laufe der GeneraHonpni" 

oajs. 3ift 

"Fow den Deutschen wird immer gefordert, sich human zu 
verhalten, humanitäre Leistungen zu erbringen. Als ob sie das 
nicht ständig iäienl Von den Fremden fordert da^ keiner. ^ 

Normalerft'eise w^äre es überilüssig, da der Sachverhalt 
fceiVkSLverständlieh ist, darauf hin zu weisen, daß sogar das Bun¬ 
desverfassungsgericht mit seiner Entscheidung vom 21. Okt. 
1987 {2 BVK 37ßi^83) die Bundesregierung verpflichtet hat, 
unter Beziignahme auf Art. 116 und 16 de^ Grundgesetzes die 
Identität des deutschen Staatsvolkes und seines Staates zu 
erhalten. Wörtlich (S. 17.3 cc): 

"Das deutsche Volk ist Träger des Seibstbestimmungsrech- 
tes im Sinne des aitgemeinen universalen Väikerrechts/' 


Am selben Tag, an dem Bundespräsident Johaiinea Rau 
das "Zuwanderungs-Gesetz" unterschrieben! hat — am 20. Juni 
2002 - gab die Beauftragte der Bundesregierung für Auslän- 
derfragen, Marieluise Beck (Bündnis 90/ Die Grünen, geb, 
1932), als Routine-Information ins Internet ("besuchen Sie ujik 
unte r http i/Avww.bundesauslae nderbe&uftra|flfi.de"^: 

'*tVie schon im Vorjahr hg aueh im .Jahr 200 i die Zahl der 
Einbürgerungen auf Rekordniveau. Dies unterstreicht noch¬ 
mals den Erfoig der Reform des Staatshürgerrechtes, das damit 
einen wichtigen Beitrag zur rechtiiehen tntegration leistet. 
Allen Unkenrufen zum Trotz beiegen die Vk^eiterhin hohen Zah¬ 
lern ^te gut die erleichterten Einhürgerungsregeiungen ange¬ 
nommen werden. Neben den 17H.09H Einbürgerungen erhiel¬ 
ten im Jahr 2001 auch noch etwa 40.000 Kinder ausländischer 
Eltern, die im letzten Jahr in Deutschland geboren wurden, die 
deutsche Staat.’iburgersehaft. Dieser erfreuiiehe Trend trägt 
wesentlich dazu bei, daß in Deuischiand endlich die Kluft 
zwi.'ichen IVohnbevöikerung und ü^ahlvolk geschlos.'^en wer¬ 
den kann. ..." 

Mittlerw^eiie ist ausländischen Jugendlichen bis zum Alter 
von 23 Jahren, die bereits 8 Jahre in Deutschland leben, ein 
Anspruch auf Einbürgening, passives und aktives Wahlrecht 
gewährleistet. 

Vural Oger, mit Listenplatz 10 SPD-Abgeordneter im 
Europaparlament und Mitglied der (Süflmuth-)"ZuwaLnde- 
rungftkommission" und Bimdeaverdienstkreuzträger, zeigte 
inzwischen auf, wo es langgehtt 

115} üisfibhättgige .^uchrichien (UNL Obcrhauscn 7/2Ü02, S. 9. Dort im 
Fuk:iiftijledruck. 
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^■/m Jahr2IOü wird^s in Deutschland 3S MiUionen Türken 
^eben. Die EmwohrtErzahi der Deutschen wird dann bei unge^ 
fiahr 20 Millionen liegen. DaSf Wfij Kaitunl Sultan Süievman 
1529 mit der Belagerung Wiens begonnen hat, werden wir 
über die Einwohner mit unseren kräßigen Männern und ge~ 
Sunden Frauen venvirkiichen" 

Klar^ daß er sich ebenso wie sein Erüncr E U-Farlaments- 
koUege Cem Özdemir für den Beitritt der Türkei in die Euro¬ 
päische Union einsetzt und natürlich auch für noch mehr als 
die bereits jährlich schon von den Deutschen gezahlten 2 
Milliarden Euro Kindergeld für Ausländer in derBundesr^!' 
publik. Ihre Diäten zahlen die Deutschen sowieso. 

Nach Schätzung der Deutschen Botschaft Ln Tel Aviv 
haben sich bi$ Spätsommer2002 bereits 00.000 Israelis zwecks 


beabsichtigter Umsiedlung einen bundesdeutschen Paß zuge¬ 
legt. Selbst VorhaltungcrL wie 

'^Du nimmst den Paß von einem Potk, das aus Dir Seife 
machen wollte? sie nicht davon abgehalten. 


Die Bundesregierung mußte im Frühjahr 2005 zugeben, 
daß schätzungsweise 50.000 Türken zu Unrecht mit dem deut¬ 
schen Wahlrecht ausgestattet worden waren, weil sie, "nach- 
.\ie De7d,snh^ gesmnfen 7mren\ zusätzlich ihre alte Na¬ 
tionalität wieder angenommen haben. Schon im «Jahr 2002 sei 
Gerhard Schröder kmßiger inrkiachßr Hüß" erneut 
zum Bundeskanzler gewählt worden. Die deutschen Behör¬ 
den erfahren von einer Wiederaufnahme der alten Nationali¬ 
tät "noch nichr. Aufenthaltsrechte, Familienzusammenfüh¬ 
rung, Ausweisungsschutz^ - alles ungelöst.”"^ 


Israel weist schon Andersgläubige aus 

So können für sie als nicht geduldete "Minderheit" auch keine Gotteshäuser und Gedenkstätten gebaut, Gedenk%^eransUltuu- 
gen zelebriert, Jahrestage eingeführt, Antrittsbesuche der Minister bei den Minderheitenvertretern festgelegt und keine das 
Gastvülk finanziell belastenden SUaUveriräge abgeschlossen werden. 


"/)iV Eheleute Gary und Shirley Beresford verloren einen 5dältrigcn Kampf vor den G'erichtcn Israels zur Erlangung einer 
Daucraufen thaitsgenehmigung. 

Beide Eheleute sind jüdischer Abstammung^ Jedoch ckrhitlichen Glaubens, Pas oberste Gericht Israels erklärtet daß sie durch 
den Abfait von ihrem Glauben keine Juden mehr wären and das Land innerhalb von 4 Monaten su hätten/* 


Nichts an Einsatz für Recht und Ehre des deutschen Volkes 


Statt sich für Recht und Ehre des deutschen Volkes einzu¬ 
setzen, wie es ihre Pflicht wäre, kennen und dulden die bun¬ 
desdeutschen schwarz-rot-gelb-grünen Politiken also die ge¬ 
samte Riege der Herrschenden, nur Sehuldbelastung und 
Demütigung des deutschen Volkes^ Sprachregelungen aus¬ 
ländischer Interessenten, Strafverfolgung Deutscher, die un¬ 
tersucht und berückaichtigt wissen wollen, was man dem 
deutschen Volk an Schuld vonvirfl. Ihre lizensierte 'plurali¬ 
stische Gcseälachaft" soll sogar das deutsche Volk nicht mehr 
gelten lassen, sondern nur noch "Bevölkerung", "Leute"^ "Bür¬ 
gerin nen und Bürger"j "Mitmenschen", "Fans" und anzupran¬ 
gernde "radikale Extremisten", "Unanständige''. Alle ihre 
Günstlinge helfen mit, die "Wertegemeinsehaft der Anständi¬ 
gen” gleichzu schalten, wohl wissend, welchen verlogenen Zerr¬ 
bildern sic die Jugend wie die Erwachsenen aussetzen. 

^ Diese Partei-, RegieningB^ Verbanda* und OrganiHati^ 
oiurvertreter haben seit 1^5 nicht eine einzige Verleum¬ 
dung Deutflchlandf) oder Dokumenten- oder BildÜkchung 
aufgeklärt und ziirückgewiesen, nicht eine einzige Änkla« 
ge auf ein sachliches Maß reduziert! Sie haben nicht ein 
eifizigei MaJ seihet von anderen erbrachte Beweise zur 
Enttaatung Deutachlanda berückBichtigt, sondern diese 
im Gegenteil meist noch indiziert, beschlagnahmt und ver< 
nichtet! Neutrale Untersuchungen haben sie abgeblockt, 
statt dessen unentwegte Mühe und Gelder dafür verwen- 
detf mit literarischen Auftragsarbeiten Hymnen auf die 

^Sieger-^doktrinen’^ zu produzieren, ^ 

Selbst w-enn dies dann auch in bezug auf die UdSSH abßau- 
te, so wurden doch krampfhaft bis zur Stunde alle den deutsch- 

1.16} yachrichten (Vy), Ob^rhausen 6i'^n(]4, !> 1-2, 


sowjetischen Ki'teg betreffenden Anklageversionen gegen das 
Dritte Reich und seine Soldaten ohne Abstriche aufrechter¬ 
halten, die sovgetisehe kriegsrechtswidrige KampfTührung 
einschließlich des Partisanenkrieges heroisiert, — un¬ 
geachtet vieler sachkundiger Untersuchungen selbst ru$fti- 
seher Mtlitätwössenscha/Üer wie Viktor Suworow und auch 
anderer ausländischer Experten, aber auch deutscher For¬ 
scher wie Dr. Joachim Hoffmann,. Fritz Becker, Ernst To~ 
pitsch u.a.. Selbst als die nissische Führung nach Zerfall des 
Sowjetstaates eine Rehabilitierung zu Unrecht verurteilter 
deutscher Offiziere und Soldaten in die Wege geleitet hatte, 
war von bundesrepublikanischen Politikern da^u keinerlei 
Reaktion zu vernehmen! 

r Alle bisher eireichten wisaeriBchaftlichen Revisionen^ 
verleumderischer Legenden sind erzwungen worden von 
Bürgern aUB dem Volke^ die dafür mit Indizierungen oder 
Strafverfahren und Exifitenzvemichtung bekämpft wur¬ 
den, oder durch auBländieche Hiatoriken Eine Schmach 
für alle diese "Befireiungebeflbeenen"! 

Im Deutschen Reich wurde fHiher wegen Verrat am 
Volke bestraft» und ähnlich wird dies in allen Ländern 
der Welt noch heute gehandhabll wer vorsätzlich Lü¬ 
genhetze mit der Folge 'Vfnar schweren Gefahr für das 
Alchen des eigenen Volkeef betreibt (StGB ä S1 Für 
Personen, die dies unter Ausnutzung eines öffentlichen 
^Ajntes betreiben^ trifit dies besonders erschwerend zu, ^ 

]]1) Brr Spirgei Nr ^2. 5.S.2002, S. ftS.. 
nS) Rhfifiisrhr. Post, S. 1 

}]9) Unabhängige yuchrichivn 2/1993, S. 12. > PIU (l^olilischc Hinlcr- 
gruiidinformätioncnj, 20.12.1992. 
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